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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 8. Juli 2003 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und der mazedonischen Regierung über Soziale Sicherheit 


A. Problem und Ziel 

Durch das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung soii im 
Bereich der gesetziichen Kranken-, Unfali- und Rentenversicherung 
der Bundesrepubiik Deutschland und Mazedoniens der soziaie 
Schutz der beiderseitigen Staatsangehörigen sichergesteiit und koor- 
diniert werden, insbesondere für den Faii, dass sich die betroffenen 
Personen im jeweils anderen Staat aufhalten. 

Das neue Abkommen soll das bisher im Verhältnis beider Staaten wei- 
tergeltende Abkommen vom 12. Oktober 1968 in der Fassung des 
Änderungsabkommens vom 30. September 1974 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Sozialistischen Föderativen Repu- 
blik Jugoslawien über Soziale Sicherheit ablösen. 

B. Lösung 

Das Vertragswerk beruht auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und 
begründet Rechte und Pflichten von Einwohnerinnen und Einwohnern 
beider Staaten in Bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
über Soziale Sicherheit. Es enthält die Grundsätze der Gleichbehand- 
lung der beiderseitigen Staatsangehörigen und der uneingeschränk- 
ten Leistungserbringung bei Aufenthalt der betroffenen Personen im 
anderen Staat. Im Bereich der Kranken- und Unfallversicherung ist 
vorgesehen, dass den Versicherten - unter anderem auch Touristen - 
beim Aufenthalt im anderen Staat Sachleistungen aushilfsweise vom 
dortigen Träger der Kranken- und Unfallversicherung erbracht wer- 
den. Ferner ist vorgesehen, dass in der deutschen und mazedoni- 
schen Rentenversicherung zurückgelegte Versicherungszeiten zu- 
sammenzurechnen sind, soweit dies für die Erfüllung des Leistungs- 
anspruchs erforderlich ist. 
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Mit dem Inkrafttreten des Abkommens tritt im Verhältnis zwischen bei- 
den Staaten das Abkommen vom 12. Oktober 1968 in der Fassung 
des Änderungsabkommens vom 30. September 1974 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen Föderativen Re- 
publik Jugoslawien über Soziale Sicherheit außer Kraft. 

Mit dem vorliegenden Entwurf des Vertragsgesetzes sollen die Über- 
einkünfte die nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes erfor- 
derliche Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften erhalten. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Die Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet; für 
den Bund ergeben sich im Vergleich zur bisherigen Rechtslage keine 
zusätzlichen finanziellen Auswirkungen. 

2. Vollzugsaufwand 

Durch die Umsetzung dieses Gesetzes entstehen keine zusätzlichen 
Kosten im Verwaltungsvollzug. 

E. Sonstige Kosten 

Mit Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbeson- 
dere auf das Verbraucherpreisniveau, ist nicht zu rechnen. 
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Bu.nüksrkpublik Dku tschlamj 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den 



Mai 2004 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 8. Juli 2003 zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der mazedonischen 
Regierung über Soziale Sicherheit 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung. 

Der Bundesrat hat in seiner 799. Sitzung am 14. Mai 2004 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf w ie aus 
Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 

I — n 
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Anlage 1 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 8. Juli 2003 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der mazedonischen Regierung über Soziale Sicherheit 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Folgenden in Skopje am 8. Juli 2003 Unterzeichneten zwischenstaatlichen 
Übereinkünften wird zugestimmt: 

1. dem Abkommen zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der mazedonischen Regierung über Soziale Sicherheit, 

2. der Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens vom 8. Juli 2003 zwi- 
schen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der mazedoni- 
schen Regierung über Soziale Sicherheit. 

Das Abkommen und die Durchführungsvereinbarung werden nachstehend ver- 
öffentlicht. 


Artikel 2 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates Vereinbarungen zur Durchführung des Abkommens 
sowie Änderungen der in Artikel 1 Nr. 2 genannten Durchführungsvereinbarung 
in Kraft zu setzen. Im Übrigen wird die Bundesregierung ermächtigt, die zur 
Durchführung des Abkommens erforderlichen innerstaatlichen Regelungen zu 
treffen. Dabei können zur Anwendung und Durchführung des Abkommens ins- 
besondere über folgende Gegenstände Regelungen getroffen werden: 

1. Aufklärungs-, Anzeige- und Mitteilungspflichten sowie das Bereitstellen von 
Beweismitteln zwischen den in Artikel 28 Abs. 1 des Abkommens genannten 
Stellen sowie zwischen diesen und den betroffenen Personen, 

2. das Ausstellen, die Vorlage und Übermittlung von Bescheinigungen sowie 
die Verwendung von Vordrucken, 

3. das Verfahren beim Erbringen von Geldleistungen, 

4. die Zuständigkeit der Versicherungsträger oder anderer in Artikel 28 Abs. 1 
des Abkommens genannten Stellen, 

5. die gegenseitige Umrechnung von Versicherungszeiten nach den Rechts- 
vorschriften beider Vertragsstaaten. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Die Tage, an denen das Abkommen nach seinem Artikel 44 und die Ver- 
einbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem Artikel 13 Abs. 1 in 
Kraft treten, sind im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens 
findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da sich die 
Übereinkünfte auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
erforderlich, da durch das Vertragsgesetz in Verbindung mit den Übereinkünften 
das Verwaltungsverfahren von Landesbehörden geregelt wird. 

Zu Artikel 2 

Durch diese Vorschrift soll die Bundesregierung ermächtigt werden, auf dem 
Wege der Rechtsverordnung alles Erforderliche zur Durchführung des Abkom- 
mens zu tun. Dabei kann es sich um die Inkraftsetzung von Durchführungsver- 
einbarungen zwischen den Regierungen der beiden Vertragsstaaten oder um 
andere innerstaatliche Regelungen handeln. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Abkommen nach seinem Artikel 44 
und die Vereinbarung zur Durchführung des Abkommens nach ihrem Artikel 13 
Abs. 1 in Kraft treten, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
unmittelbar mit Kosten belastet. Für den Bund ergeben sich im Vergleich zur bis- 
herigen Rechtslage keine zusätzlichen finanziellen Auswirkungen. 

Mit Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbesondere auf 
das Verbraucherpreisniveau, ist nicht zu rechnen. 

Das Gesetz wurde unter dem Aspekt des Gender Mainstreaming auf seine 
Geschlechterrelevanz überprüft. Gleichstellungspolitische Aspekte werden 
nicht angesprochen. Frauen und Männer sind von dem Gesetz nicht unter- 
schiedlich betroffen. 
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Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der mazedonischen Regierung über Soziale Sicherheit 

floroBop 

Mery Bnaflara na Cojysna PenyöJiMKa 
r epMaHMja m MaKeflOHCKara Bnafla 
sa C0L(MjanH0 ocMrypyeai-be 


Die Regierung der Bundesrepubiik Deutschiand 
und 

die mazedonische Regierung - 


in dem Wunsch, ihre Beziehungen im Bereich der Soziaien 
Sicherheit zu regein - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

(1) In diesem Abkommen bedeuten die Begriffe 

1 . „Staatsangehöriger“ 

in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
einen Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die Bun- 
desrepublik Deutschland, 

in Bezug auf die mazedonische Seite 

einen mazedonischen Staatsangehörigen im Sinne des 

mazedonischen Staatsangehörigkeitsgesetzes; 

2. „Rechtsvorschriften“ 

die Gesetze, Verordnungen, Satzungen und sonstigen allge- 
mein rechtsetzenden Akte, die sich auf die vom sachlichen 
Geltungsbereich des Abkommens (Artikel 2 Absatz 1) jeweils 
erfassten Zweige und Systeme der Sozialen Sicherheit 
beziehen; 

3. „zuständige Behörde“ 

in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 
das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Siche- 
rung, 

in Bezug auf die mazedonische Seite 
das Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik sowie das Minis- 
terium für Gesundheit; 

4. „Träger“ 

die Einrichtung oder die Behörde, der die Durchführung der 
vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens 
(Artikel 2 Absatz 1) erfassten Rechtsvorschriften obliegt; 

5. „zuständiger Träger“ 

den nach den anzuwendenden Rechtsvorschriften zuständi- 
gen Träger; 

6. „Beschäftigung“ 

eine Beschäftigung oder Tätigkeit im Sinne der anzuwen- 
denden Rechtsvorschriften; 

7. „Versicherungszeiten“ 


Bnaflaxa na CojysHa PenyönnKa r epMannja 

M 

MaKeflOHCKaxa Bnafla 

CO >Ke/i6a fla rn perynupaaT CBOuxe OflHOCn so oönacra na 
cognjajiHOTO ocurypysai-be, 

ce cnoroflMja sa cneflHOBo: 

fle/i I 

OniuTM oflpeflöM 

HjieH 1 

Ha nOMMMTe 

(1) BooBojfloroBopnoMMMTesHaHaT: 

1 . „flP>KaB]aHMH“ 

BO oflHoc Ha CojysHa PenyöriMKa repiviaHMja 

osHanysa fepMaHeg cnopefl Ochobhmot saKOH sa CojysHa 

PenyönMKa f epMaHMja, 

BO oflHoc Ha MaKeflOHCKara crpana 

osHanyBa MaKeflOHCKM flp>KaBjaHMH cnopefl MaKeflOHCKMOx 

SaKOH sa flp>KaBjaHCTBo; 

2. „npaBHM nponMCM“ 

TM osHaHyBa saKOHMje, ypeflÖMxe, cxaryTMTe m flpyri/ixe 
onujxM npaBHM bkxm kom ce OflHecyBaax Ha rpanKMxe m 
CMCxeMMxe Ha cogMjaxiHOxo ocMrypyaai-be oncftaxeHM co 
npaBHMxe nponMCM Ha kom ce OflnecyBa OBOj floroBop (nneH 2 
cxaB 1); 

3. „Hafl/ie>KeH opran“ 

BO oflHoc Ha CojysHa PenyöxiMKa r epMaHMja 

ro osHany Ba CojysHoxo MMHMCxepcxBO sa SflpaBCXBO m col(m- 

janno ocMrypyaahbe, 

BO oflHoc Ha MaKeflOHCKaxa cxpana 

TM osHanyBa MMHMCxepcxBOxo sa xpyfl m coflMjaxiHa noxiMXMKa 
M MMHMCxepcxBoxo sa sflpaBcxBo; 

4. „HOCMxen“ 

ja osHanyBa ycxaHOBaxa mxim opranox safloxixen fla fm cnpo- 
BBflyBa npaBHMxe nponMCM Ha kom ce OflHecyea OBOj floro- 
Bop (HxieH2cxaBl); 

5. „Haflne>KeH HocMxen“ 

ro osHaHyBa HOCMxenox Kojmxo e Haflne>KeH cnopefl npaB- 
HMxe nponMCM KOM ce npMMeHyeaax; 

6. „BpaöoxyBatbe“ 

osHaHyBa BpaöoxyBarbe mxim flejHocx bo CMMCxia Ha npaBHM- 
xe nponMCM KOM ce npMMeHyeaax; 

7. „nepMOflM Ha ocMrypyBarbe“ 
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Beitragszeiten, die in den Rechtsvorschriften, nach denen 
sie zurückgelegt wurden, als solche bestimmt sind, und 
sonstige nach diesen Rechtsvorschriften anerkannte Zeiten, 
die anzurechnen sind; 

8. „Rente“ oder „Geldleistung“ 

eine Rente oder eine andere Geldleistung einschließlich aller 
Zuschläge, Zuschüsse und Erhöhungen; 

9. „Leistung“ 

eine Geld- oder Sachleistung. 

(2) Andere Begriffe haben die Bedeutung, die sie nach den 
anzuwendenden Rechtsvorschriften der betreffenden Vertrags- 
partei haben. 

Artikel 2 

Sachlicher Geltungsbereich 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich auf 

1 . die deutschen Rechtsvorschriften über 

- die Krankenversicherung sowie den Schutz der erwerbs- 
tätigen Mutter, soweit sie die Erbringung von Geld- und 
Sachleistungen durch die Träger der Krankenversiche- 
rung zum Gegenstand haben, 

- die Unfallversicherung, 

- die Rentenversicherung, 

- die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung, 

- die Alterssicherung der Landwirte; 

2. die mazedonischen Rechtsvorschriften über 

- die Gesundheitsversicherung einschließlich der Versiche- 
rung für Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, 

- die Renten- und Invalidenversicherung einschließlich der 
Versicherung für Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten. 

(2) Sind nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei 
außer den Voraussetzungen für die Anwendung des Abkom- 
mens auch die Voraussetzungen für die Anwendung eines 
anderen Abkommens oder einer überstaatlichen Regelung 
erfüllt, so lässt der Träger dieser Vertragspartei bei Anwendung 
des Abkommens das andere Abkommen oder die überstaatli- 
che Regelung unberücksichtigt. Dies gilt nicht, soweit das 
andere Abkommen oder das überstaatliche Recht Versiche- 
rungslastregelungen enthalten, nach denen Versicherungszei- 
ten endgültig in die Last einer der beiden Vertragsparteien über- 
gegangen oder aus deren Last abgegeben worden sind. 

Artikel 3 

Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für folgende Personen, für die die 
Rechtsvorschriften einer der Vertragsparteien gelten oder gal- 
ten: 

1 . als unmittelbar erfasste Personen 

- Staatsangehörige einer Vertragspartei, 

- Flüchtlinge im Sinne des Artikels 1 des Abkommens vom 
28. Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge und 
des Protokolls vom 31. Januar 1967 zu dem genannten 
Abkommen, 

- Staatenlose im Sinne des Artikels 1 des Übereinkommens 
vom 28. September 1954 über die Rechtsstellung der 
Staatenlosen, 

2. als mittelbar erfasste Personen 

andere Personen hinsichtlich der Rechte, die sie von einem 
Staatsangehörigen einer Vertragspartei, einem Flüchtling 
oder einem Staatenlosen im Sinne dieses Artikels ableiten. 


rn osHanyBa nepnoflnre na naaTenn npnflonecM komluto ce 
onpefleneHM KaKO raKan co npaBHnre nponncn cnopefl kom 
ce HaBpiaeHM, kbko m flpyrn nepnofln npnsHatn cnopefl oene 
npaBHM nponncM, kom ce seiviaaT npeflBMfl; 

8. „nensMja“ mjim „napMHHO flaeai-be“ 

osHanyBaaT neHSMja m^m flpyro napMHHO flaeai-be, 
BKnynyBajkM rM cmto flOflaxogM, flonnatM m aroaeMyBarba; 

9. „flaeahbe“ 

osHanyBa napMHHO mjim MarepMjanHO flaeahbe. 

(2) flpyrMxe hommm ro Mwiaar SHaHerbeTO ujto ro MMaat cno- 
pefl npaBHMxe nponMCM kom ce npMMeHyeaaT bo cooflaeTHara 
floroBopna cxpana. 

H/ieH2 

npaBHM nponMCM Ha kom ce oflHecyea ^oroBopox 

(1) Oaoj AoroBop ce OflHecyaa Ha 

1. repMaHCKMxe npaBHM nponMCM sa 

- SflpaBcxBeHO ocMtypyoarbe, kbko m sa samxMxa Ha Bpa- 
öoxenaxa MajKa, flOKoriKy hmbhmox npefliviex e npy>Ka- 
hbexo Ha napMHHM m MaxepMjaxiHM flaBaiba ofl cxpana na 
HOCMxeriMxe na SflpaBCXBenoxo ocMrypyBarbe, 

- ocMxypyBarbe sa caynaj na noBpefla na paöoxa, 

- nensMCKO ocMxypyaaibe, 

- flonoxiHMxexTHO pyflapcKO ocMrypyaarbe, 

- cxapocHO ocMxypyaaibe na seMjofle/tMMxe; 

2. MaKeflOHCKMxe npaaHM nponMCM sa 

- sflpaBCXBBHO ocMxypyBaibe, BKnynyBajkM ro m ocMrypyoa- 
hbexo sa cnynaj Ha noopefla na paöoxa mom npocjjecMOHan- 
Haöonecx, 

- nensMCKO m MHaanMflCKO ocMxypyBaibe, BKnyHyBajkM ro 
ocMxypyBarbexo sa noBpefla na paöoxa m/tm npocjtecMO- 
HaxiHa öoxiecx. 

(2) Ako cnopefl npaBHMxe nponMCM na eflua Ofl floroBopHMxe 
cxpaHM ce McnojiHexM, oceen ycnoBMxe sa npMMena na obo] 
AoroBop, M ycnoBMxe sa npMMena na flpyr floroBop mxim na 
MerynapoflHa perynaxMBa, HOCMxenox na xaa floroBopna cxpana 
npM npMMenaxa na obo] AoroBop homb fla ro seMe npeflBMfl flpy- 
rMOX floroBop mom MerynapoflHaxa peryxiaxMBa. Obb ne bbäm 
aKO flpyxMOX floroBop, OflHOCHO Merynapoflnaxa perynaxMBa 
coflp>KM oflpeflÖM sa peryxiMpaibe na xoBapox na ocMrypyBarbe 
cnopefl KOM nepMOflMxe Ha ocnrypysarbe KonenHO npeMMHa/ie 
Ha xoBap na eflna Ofl floroBopHMxe cxpanM mxim ce MsseMeHM ofl 
HejSMHMOX xoBap. 

HneH 3 

JiMfla Ha KOM ce oflHecyBa AoroBopox 

OBOj AoroBop ce OflHecyea na cxieflHMBe xiMga sa komljjxo eaxKax 
MHM eaxKe/ie npasHMxe nponMCM Ha eflna OflfloroeopnMxe cxpaHM: 

1. KBKO HenocpeflHO oncjxaxeHM jiMfla 

- flpXKBBjaHM Ha eflHB Ofl flOrOBOpHMXe cxpaHM, 

- öera/iL(M bo cmmcüb hb HxieH 1 ofl KoHseHflMjaxa sa npae- 
naxa nonoxöa Ha öerangMxe Ofl 28 jynM 1 951 roflMHa m 
ripoxoKonox KOH Heeeflenaxa KoneeHLiMja Ofl 31 janyapM 
1967 roflMHB, 

- xiMga öes flpxKaejaHCXBO bo CMMcna na Hxien 1 ofl Kohboh- 
flMjaxa sa npaenaxa noxioxKöa na xiMgaxa öes flpxKaejaH- 
CXBO Ofl 28 cenxeMBpM 1 954 roflMna, 

2. KBKO nocpeflHO oncjxaxeHM jiMfla 

flpyxM jiMga bo norxiefl na npaeaxa luxo rM MSBeflyeaax ofl 
flpxKaejaHMH hb eflna Ofl floroeopHMxe cxpaHM, ofl öeraxieg 
MXIM Ofl xiMge öes flpxKaejaHcxeo bo CMMcna na oeoj nneH, 
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3. als Drittstaatsangehörige 

Staatsangehörige eines anderen Staats als dem einer Ver- 
tragspartei, soweit sie nicht zu den mittelbar erfassten Per- 
sonen gehören. 

Artikel 4 

Gleichbehandlung 

(1) Die vom persönlichen Geltungsbereich unmittelbar oder 
mittelbar erfassten Personen (Artikel 3), die sich gewöhnlich im 
Hoheitsgebiet einer Vertragspartei aufhalten, stehen bei 
Anwendung der Rechtsvorschriften einer Vertragspartei deren 
Staatsangehörigen gleich. 

(2) Leistungen nach den Rechtsvorschriften der einen Ver- 
tragspartei werden den Staatsangehörigen der anderen Ver- 
tragspartei, die sich außerhalb der Hoheitsgebiete der Vertrags- 
parteien gewöhnlich aufhalten, unter denselben Voraussetzun- 
gen erbracht wie den sich dort gewöhnlich aufhaltenden 
Staatsangehörigen der ersten Vertragspartei. 

Artikel 5 

Gleichstellung der Hoheitsgebiete 

Die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei, nach denen die 
Entstehung von Ansprüchen auf Leistungen, das Erbringen von 
Leistungen oder die Zahlung von Geldleistungen vom gewöhn- 
lichen Aufenthalt oder Wohnsitz im Hoheitsgebiet dieser Ver- 
tragspartei abhängen, gelten nicht für die unmittelbar und mit- 
telbar erfassten Personen (Artikel 3), die im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder 
Wohnsitz haben. Dies gilt entsprechend für alle übrigen vom 
persönlichen Geltungsbereich des Abkommens erfassten Per- 
sonen (Drittstaatsangehörige), soweit es sich nicht um die Zah- 
lung von Renten oder einmaligen Geldleistungen nach den 
deutschen Rechtsvorschriften über die Unfallversicherung, 
Rentenversicherung, die hüttenknappschaftliche Zusatzversi- 
cherung und die Alterssicherung der Landwirte sowie um die 
Zahlung von Renten nach den mazedonischen Rechtsvorschrif- 
ten über die Renten- und Invalidenversicherung einschließlich 
der Versicherung für Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten han- 
delt. 

Artikel 6 

Versicherungspflicht von Arbeitnehmern 

Die Versicherungspflicht von Arbeitnehmern richtet sich nach 
den Rechtsvorschriften der Vertragspartei, in deren Hoheitsge- 
biet sie beschäftigt sind; dies gilt auch, wenn sich der Arbeitge- 
ber im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei befindet. 

Artikel 7 

Versicherungspflicht bei Entsendung 

Wird ein Arbeitnehmer, der im Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
partei beschäftigt ist, im Rahmen dieses Beschäftigungsver- 
hältnisses von seinem Arbeitgeber in das Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei entsandt, um dort eine Arbeit für diesen 
Arbeitgeber auszuführen, so gelten in Bezug auf diese Beschäf- 
tigung während der ersten 24 Kalendermonate allein die 
Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei über die Versiche- 
rungspflicht so weiter, als wäre er noch in deren Hoheitsgebiet 
beschäftigt. 

Artikel 8 

Versicherungspflicht von 
Beschäftigten auf Seeschiffen 

(1 ) Für die an Bord eines Seeschiffs, das die Flagge einer der 
beiden Vertragsparteien führt, beschäftigten Personen gelten 
die Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht dieser Ver- 
tragspartei. 


3. KaKO flp>KaBjaHMH na xpexa flpxaea 

flP>KaBjaHMH na flpyra flpxaaa ocBeu floroBopunxe cxpaun, 
flOKOxiKy He cnafaax bo nocpeflHO oncfiaxeHMxe nnga. 


HneH4 

E^HaKOB xpexMaH 

(1 ) HenocpeflHO nnw nocpeflHO oncttaxeHHxe xiHpa na koh ce 
OflHecyaa OBOj floroBop (HxieH 3) komluxo BOOÖHHaeHO npecxojy- 
Baax Ha xepMxopMjaxa na eflna ofl floroBopHHxe cxpaHM, npM 
npi/iMenaxa na npaBHMxe nponMCM na eflua Ofl floroBopHMxe 
cxpaHM, ce MseflHaneHM co nejsMHMxe flpxaBjaHM. 

(2) flaeahbaxa cnopefl npaBHMxe nponncM na eflnaxa floro- 
Bopna cxpana ke mm ce npy>Kaax na flp>KaBjaHMxe na flpyraxa 
floroBopHa cxpana komujxo BOOÖMHaeHO npecxojyaaax naflBop 
Ofl xepMxopMMxe na floroBopHMxe cxpaHM, nofl MCXMxe ycxiOBM 
KaKO M Ha flp>KaBjaHMxe na npoaxa floroBopna cxpana komluxo 
BOOÖMHaeHO npecxojyeaax xaMy. 

HneH 5 

MseflHaneHocx Ha xepkixoptuixe 

ripaBHMxe nponMCM Ha eflnaxa floroBopna cxpana cnopefl 
KOM ce ocxBapyeaax npaea na flaeaHsa, npy>KaH3exo na flaeahba 
MXiM Mcnnaxaxa na napMHHMxe flaeahba ycxiOBeno co booöm- 
HaeHMOx npecxoj mxlm mocxoxo na >KMBeeH3e na xepMxopnjaxa na 
xaa floroBopna cxpana, ne Ba>Kax sa nenocpeflHO m nocpeflHO 
oncftaxeHMxe xiMi^a (nxien 3) komluxo CBOjox BOOÖMHaen npecxoj 
MXIM Mecxo Ha >KMBeeH3e ro MMaax na xepMxopMjaxa na flpyraxa 
floroBopna cxpana. Oea Ba>KM coofleexHO sa CMxe ocxanaxM 
mL\a na kom ce oflnecysa obo] AoroBop (flp>KaBjaHM na xpexa 
flP>KaBa), flOKOxiKy ne ce paöoxM sa Mcnxiaxa na nensMM mxim na 
eflHOKpaxHM napMHHM flaBaxba cnopefl repMancKMxe npasHM 
nponMCM sa ocnrypysarbe sa cxiynaj Ha noepefla na paöoxa, sa 
nensMCKO ocMrypyeai-be, sa flonoxiHMxexino pyflapcKO ocMrypy- 
Baxbe M sa cxapocno ocnrypyoaHse na seMjoflexii^Mxe, KaKO m sa 
Mcnxiaxa na nensMMxe ocxBapenM cnopefl MaKefloncKMxe npaBHM 
nponMCM Ofl neHSMCKOxo m MHBanMflCKOxo ocMrypyeai-be, BKXiyHy- 
Ba]i<M ro ocMrypyeaHsexo sa noepefla na paöoxa m npocjtecMO- 
Haxina öoxiecx. 

HneH 6 

OöBpcKa sa ocMrypyaaHse Ha paöoxHHflMxe 

OÖBpcKaxa sa ocMrypyBatbe Ha paöoxHMi^Mxe ce onpeflenyea 
cnopefl npaBHMxe nponMCM Ha oeaa floroBopna cxpana na MMjaruxo 
xepMxopMja XMe ce BpaöoxenM: xoa Ba>KM m xoraru Kora paöoxo- 
flaeei^ox ce naofa na xepMxopMjaxa na flpyraxa floroBopna cxpana. 

HneH? 

ObapcKa sa ocHrypyaaHie npn HcnpakaHse bo cxpaHCXBO 

Ako paöoxHMK KojLuxo e BpaöoxeH na xepMxopMjaxa na eflnaxa 
floroBopna cxpana ÖMfle Mcnpaxen ofl CBojox paöoxoflaBei^ na 
xepMxopMjaxa Ha flpyraxa floroBopna cxpana bo paMKMxe na xoj 
paöoxen oflHoc, sa fla bpujm xaMy neKoja paöoxa sa xoj paöoxo- 
flasei^, sa xoj paöoxen oflHOC sa epeMe na npBMxe 24 KaxienflapcKM 
Mecei^M M nonaxaMy Ba>Kax MCKXiyHMBO npaBHMxe nponncM na 
npeaxa floroBopna cxpana sa oöepcKa sa ocnrypysarbe, KaKO 
paöoxHMKOX ce yruxe fla e Bpaöoxen na nejsMnaxa xepMxopMja. 


Hjibh 8 

ObBpcKa sa ocHrypyBaH>e nML|a 
BpaÖOTeHM Ha MOPCKH ÖpOflOBM 

(1) 3a XLMi.(axa BpaöoxenM na MopcKM öpofl KojLuxo hxiobm nofl 
SHaMexo Ha eflna OflflBexe floroBopnM cxpann, Ba>Kax npaBHMxe 
nponMCM Ha xaa floroBopna cxpana sa oöepcKaxa sa ocMrypyBarbe. 
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(2) Wird ein Arbeitnehmer, der sich gewöhnlich im Hoheits- 
gebiet einer Vertragspartei aufhält, vorübergehend auf einem 
Seeschiff, das die Flagge der anderen Vertragspartei führt, von 
einem Arbeitgeber beschäftigt, der seinen Sitz im Hoheitsgebiet 
der ersten Vertragspartei hat und nicht Eigentümer des Schiffs 
ist, so gelten in Bezug auf die Versicherungspflicht die Rechts- 
vorschriften der ersten Vertragspartei, als wäre er in deren 
Hoheitsgebiet beschäftigt. 

Artikel 9 

Versicherungspflicht anderer Personen 

Die Bestimmungen dieses Abkommens über die Versiche- 
rungspflicht gelten entsprechend für Personen, die nicht Arbeit- 
nehmer sind, auf die sich jedoch die vom sachlichen Geltungs- 
bereich des Abkommens (Artikel 2) bezeichneten Rechtsvor- 
schriften beziehen. 

Artikel 10 

Versicherungspflicht von Beschäftigten 
bei diplomatischen und konsularischen Vertretungen 

(1) Wird ein Staatsangehöriger einer Vertragspartei von die- 
ser oder von einem Mitglied oder einem Bediensteten einer 
diplomatischen oder konsularischen Vertretung dieser Vertrags- 
partei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei beschäftigt, 
so gelten für die Dauer der Beschäftigung in Bezug auf die Ver- 
sicherungspflicht die Rechtsvorschriften der ersten Vertrags- 
partei so, als wäre er dort beschäftigt. 

(2) Hat sich ein in Absatz 1 genannter Arbeitnehmer vor 
Beginn der Beschäftigung gewöhnlich in dem Beschäftigungs- 
land aufgehalten, so kann er binnen sechs Monaten nach 
Beginn der Beschäftigung in Bezug auf die Versicherungspfiicht 
die Anwendung der Rechtsvorschriften des Beschäftigungs- 
lands wählen. Die Wahl ist gegenüber dem Arbeitgeber zu 
erklären. Die gewählten Rechtsvorschriften gelten vom Tage der 
Erklärung an. 

(3) Beschäftigt die diplomatische oder konsularische Vertre- 
tung einer der Vertragsparteien Personen, für die die Rechts- 
vorschriften der anderen Vertragspartei gelten, so hat die Ver- 
tretung die Verpflichtungen eines Arbeitgebers nach diesen 
Rechtsvorschriften einzuhalten. 

Artikel 1 1 

Ausnahmen von den 

Bestimmungen über die Versicherungspflicht 

Auf gemeinsamen Antrag des Arbeitnehmers und des Arbeit- 
gebers oder auf Antrag einer Person im Sinne des Artikels 9 
können die zuständigen Behörden der Vertragsparteien oder 
die von ihnen bezeichneten Stellen im gegenseitigen Einverneh- 
men von den Bestimmungen dieses Abkommens über die Ver- 
sicherungspflicht abweichen unter der Voraussetzung, dass die 
betreffende Person den Rechtsvorschriften einer der Vertrags- 
parteien unterstellt bleibt oder unterstellt wird. Hierbei sind die 
Art und die Umstände der Beschäftigung zu berücksichtigen. 


Artikel 12 

Zusammentreffen von Leistungen 

(1) Die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei über das 
Nichtbestehen oder die Einschränkung eines Leistungsan- 
spruchs oder einer Leistung beim Zusammentreffen mit ande- 
ren Leistungsansprüchen oder anderen Leistungen oder sonsti- 
gen Einkünften werden auch in Bezug auf vergleichbare Tatbe- 
stände angewandt, die sich aus der Anwendung der Rechtsvor- 
schriften der anderen Vertragspartei ergeben. Hätte dies zur 
Folge, dass beide Leistungen eingeschränkt werden, so sind 
sie jeweils um die Hälfte des Betrags zu mindern, um den sie 
nach den Rechtsvorschriften der Vertragspartei, nach denen 
der Anspruch besteht, zu mindern wären. 


(2) AkO paÖOTHMKOT KOjUJTO OÖMHHO npeCTOjysa Ha TepMTO- 
pMjara Ha eflnara floroBopna crpana, 6v\pß npHepeMeno spaöo- 
Ten Ha MopcKM öpofl luto nnoBw nofl snaivieTO na flpyrata floro- 
Bopna crpana, Ofl paöoroflaBeg HMeiuTO ceflHiure e na repMTO- 
pMjara na npaara floroBopna crpana m Kojmro ne e concrsenHK 
na öpoflor, so OflHOC na oÖBpcKara sa ocMrypyBai-be Ba>Kar 
npaBHwre nponMCW na npaara floroBopna crpana, KaKO nMgero 
fla e Bpaöoreno na nejsMHara repMropnja. 

H/ien 9 

ObepcKa sa ocurypysahbe Ha Apyrn nui^a 

OflpeflÖMre na OBOj floroBop sa oöspcKara sa ocHrypysarbe 
Ba>Kar cooflserno m sanvigaraKOM nece BpaöorenM, ho sps kom 
ce npi/iMSHyBaar npasHHre nponMCw na kom ce OflHecysa OBOj 
floroBop (nnen 2). 


HneH 10 

ObapcKa sa ocMrypyeaibe Ha apaboreHMTe bo 

AMnjioMaTCKHTe hjim KOHsyjiapHMTe npercTaBHHUJTBa 

(1 ) Ako flpxasjaHMH na eflnara floroBopna crpana ÖMfle spa- 
öoren ofl nea MriM ofl nnen mhm cnyxöenMK na flMnnoMarcKoro 
M/iM KOHsynapnoro npercraenMiur so na raa florosopna crpana 
na repnropMjara na flpyrara floroBopna crpana, roram sa spe- 
Merpaehbero na roa Bpaöorysahbe so nornefl na oöspcKara sa 
ocMrypyBahbe Ba>Kar npaennre nponncM na npeara florosopna 
crpana, KaKO fla e paöornMKor Bpaöoren raMy. 

(2) Ako paöorHMKor Haseflen bo cras 1 npefl noneroKor na 
Bpaöorysahbero BOOÖMnaeno npecrojysan bo sen/ijara na spa- 
öorysahbero, roram bo poK ofl mecr Mecegn ofl noneroKor na 
Bpaöorysahbero roj Moxe fla ja Msöepe npMMenara na npasHM- 
re npoHMCM na seMjara na Bpaöorysahbero bo nornefl na oöspc- 
Kara sa ocnrypysarbe. 3a Msöopor rpeöa fla ce MSBecrn paöo- 
roflaBegor. HsöpanMre npasHM nponncM Ba>Kar ofl flenor na 
MSBecryBarbero. 

(3) Ako flMnnoMarcKoro mhm Konsynapnoro npercrasHMmrso 
na eflna Ofl florosopnMre crpann spaöo™ nnga sa kom Ba>Kar 
npasHMre nponMCM na flpyrara florosopna crpana, roram nper- 
crasHMmrsoro Mopa fla rM nonnrysa oöspcKMre sa paöorofla- 
segor cnopefl rne npasHM nponMCM. 

Hnen 11 

McKnyHogM ofl oflpeflbHre sa 
obBpcKara sa ocMrypyBaH>e 

Flo saeflHMHKO öaparbe na paöornMKor m na paöoroflasegor 
MnM no öapaibe na nnge cnopefl nnen 9, naflnexHMre opranM na 
floroBopHMre crpanM mhm opranMre onpeflenenM ofl hmb MO>Kar, 
BO saeMna cornacnocr, fla orcranar ofl OflpeflÖMre na osoj 
floroBop sa oöspcKara sa ocMrypysaibe, nofl ycnos sa säMnre- 
pecMpanoro nnge m noHaran/iy fla ce npMMenyBaar MnM fla 
nonnar fla ce npMMenyeaar npasHMre nponncM na eflna Ofl 
floroBopHMre crpanM. FIpMroa rpeöa fla ce BOflM CMerKa sa 
BMflor M sa OKonHOcrMre sa BpaöoryBarbero. 

Hnen 12 

ripeK/ionyBahbe na flasaHia 

(1) ripasHMre nponncM na eflnara floroBopna crpana sa 
nenocroerbe MnM orpaHMHyBarbe na npasoro Haflasarbe MnM na 
flasarbe npM npeKnonysaibe co flpyrM npasa na flasaiba, MnM 
flpyrM flasarba MnM flpyrM npMxoflM, ke ce npMMenysaar m bo 
OflHOC Ha cooflsernM cjjaKrMHKM cocrojÖM KOMmro npoMsnery- 
saar ofl npMMenara na npasHMre nponMCM na flpyrara florosop- 
na crpana. Kora roa öm MMano sa nocneflMga fla ce orpanMnar 
flBere flaeahba, roram flasaibara ke ce naManar cooflserno sa 
nonoBMnara Ofl Msnocor sa Koj rne öm rpeöano fla ce naManar 
cnopefl npasHMre nponMCM na floroBopnara crpana cnopefl kom 
nocroM npasoro. 
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(2) Die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei über das 
Nichtbestehen des Leistungsanspruchs oder die Einschrän- 
kung der Leistung, soiange eine Beschäftigung oder eine 
bestimmte Beschäftigung ausgeübt wird oder eine Pfiichtversi- 
cherung in der Rentenversicherung besteht, werden auch in 
Bezug auf vergieichbare Tatbestände angewandt, die sich aus 
der Anwendung der Rechtsvorschriften der anderen Vertrags- 
partei oder in deren Hoheitsgebiet ergeben. 


Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Krankenversicherung und Mutterschaft 

Artikel 13 

Zusammenrechnung von Versicherungszeiten 

Für die Versicherungspfiicht, das Recht auf freiwiilige Versi- 
cherung, für den Leistungsanspruch und für die Dauer der Leis- 
tung bei Krankheit oder Mutterschaft nach den Rechtsvorschrif- 
ten einer Vertragspartei werden die nach den Rechtsvorschrif- 
ten beider Vertragsparteien zurückgeiegten entsprechenden 
Versicherungszeiten und Leistungszeiten erforderiichenfaiis 
zusammengerechnet, soweit sie nicht auf dieselbe Zeit entfai- 
ien. 

Artikel 14 

Versicherung von Familienangehörigen 

Bei Anwendung der Rechtsvorschriften über die Versiche- 
rung der Famiiienangehörigen steht der Wohnsitz oder gewöhn- 
iiche Aufenthait im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei dem 
Wohnsitz oder gewöhniichen Aufenthait im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei gieich. 

Artikel 15 

Freiwillige Versicherung 

(1) Veriegt eine Person, die nach den Rechtsvorschriften 
einer Vertragspartei versichert war, den Wohnsitz oder den 
gewöhniichen Aufenthait in das Hoheitsgebiet der anderen Ver- 
tragspartei, so kann sie, soweit deren Rechtsvorschriften dies 
vorsehen, der Versicherung dieser Vertragspartei nach den dort 
geitenden Rechtsvorschriften freiwiiiig beitreten, wenn für diese 
Person zu irgendeiner Zeit die Rechtsvorschriften der zweiten 
Vertragspartei gegoiten haben. Dabei steht dem Ausscheiden 
aus einer Pfiichtversicherung das Ausscheiden aus einer freiwii- 
iigen Versicherung gieich. Die Versicherung wird durchgeführt 

in der Bundesrepubiik Deutschiand 

von einer vom Versicherten zu wähienden Krankenkasse, 
soweit sich aus den deutschen Rechtsvorschriften nichts ande- 
res ergibt, 

in Bezug auf die mazedonische Seite 

von dem mazedonischen Gesundheitsversicherungsfonds. 

(2) Absatz 1 giit entsprechend für Personen, deren Recht auf 
freiwiiiige Versicherung sich von der Versicherung einer anderen 
Person abieitet. 

Artikel 16 

Gleichstellung der Hoheitsgebiete 
bei Krankheit und Mutterschaft 

(1) Die Bestimmung über die Gleichsteiiung der Hoheitsge- 
biete (Artikei 5) giit für eine Person, 

1 . die, nachdem der Versicherungsfaii eingetreten ist, ihren 
gewöhniichen oder vorübergehenden Aufenthait oder ihren 


(2) npasHMTe nponncM ua eflHaxa floroBopna CTpaua aa 
HenocToehbe ua npaeoTO ua flaBarbe nnn aa orpaunHyBai-be ua 
flaaai-be aa Bper/ie ua BpaöOTyBarbe m/im ua neKoe OflpeflSHO 
BpaöOTyBahbe, OflHOCuo aa apeivie na nocToerbe ua aaflo/ixu- 
TeriHO neuancKO ocurypyaaibe, ke ce npuMeHyBaar m bo OflHOC 
Ha cooflBejHM cftaKTMHKH cocTojöM KOMUJTO upoManeryBaaT ofl 
npi/iMeHara na npaBHHte npouMCH na flpyraxa floroBopHa crpa- 
Ha HjiH Ha HejaMHaxa xepHTopMja. 

Aeji II 

rioceöHM 

r/iaea 1 

SflpaBCTBeHo ocurypyBatbe n MajHUHCTBo 

HneH 13 

Coönpaibe Ha nepno/^ii Ha ocMrypyaaHie 

3a yjBpflyBahbe na oÖBpcKaxa aa ocMrypyBaibe, na npaBOTO 
Ha flOöpoBO/iHO ocMrypyBahbe, na npaBOTO na flaBarbe h na ape- 
MexpaehbeTO HaflaBahbexoBocxiyHaj HaöojiecxMxiH MajHMHCxBO 
cnopefl npaBHMxe nponncn na eflna Ofl floroBopHMxe cxpaHM, no 
noxpeöa ke ce coÖHpaax cooflBexHMTe nepMOflH na ocMrypyBarbe 
M nepMOflMxe na npi/iMarbe flaeahba naepmeHH cnopefl npaBHMxe 
nponMCM Ha flBexe floroBopHM cxpaHM, ocBen aKo ce oflHecyBaax 
Ha MCXMOx nepMOfl. 

HneH 14 

OcMrypyaaHse na HnenoBH na ceiviejcTBOTO 

ripM npMMenaxa na npaBHMxe nponMCM aa ocMrypyeaibe Ha 
H/ienoBMxe Ha ceMejcxBOxo, mscxoxo na >KMBeeibe mjim boo- 
ÖMHaeHMOx npecxoj na xepMxopMjaxa na eflnaxa floroBopna 
cxpana e MaeflHaueHO co Mecxoxo na >KMBeeibe m/im BOOÖMna- 
eHMOx npecxoj na xepMxopMjaxa na flpyraxa floroBopna cxpana. 

HneH 15 

^oöpoBonHO ocMrypyeaHse 

(1 ) Ako nML(e Koe ÖMno ocMrypeHO cnopefl npaBHMxe nponMCM 
Ha eflnaxa floroBopna cxpana ro npoMCHM CBoexo Mecxo Ha >km B ee- 
rbe MOM CBOjox BOOÖMHaen npecxoj na xepMxopMjaxa na flpyraxa 
floroBopna cxpana, xoa MO>Ke, flOKonKy xoa ro npeflBMflyeaax nejaM- 
HMxe npaBHM nponMCM, floöpoBonno fla My npMcxanM na ocMrypyea- 
hbexo Ha xaa floroBopna cxpana cnopefl xaMy Ba>KeHKMxe npaB- 
HM nponMCM, aKO sa xoa nMge ÖMno Kora Ba>Kene npaBHMxe npo- 
nMCM Ha Bxopaxa floroBopna cxpana. FIpMxoa Mcxanyoaibexo Ofl 
3aflon>KMxenHOxo ocMrypyeaibe e MseflHaneHO co Mcxanysarbexo 
OflflOöpoBonnoxo ocMxpyBarbe. OcMrypyBarbexo ce peanMSMpa 

BO Cojyana PenyönMKa F epn/iaMMja 

Ofl cxpana na SflpaBCXBenaxa Kaca no Msöop na ocMrypenMKOx, 
OCBOH aKO repMancKMxe npaBHM nponncM oflpeflyBaax noMHaKy, 

BO OflHOC Ha MaKOflOHCKaxa cxpana 

Ofl cxpana na OoHflox sa SflpaBCXBeno ocMrypyBarbe na MaKe- 
flOHMja. 

(2) CxaB 1 Ba>KM cooflBexHO m sa nngaxa hmbluxo npaBO na 
flOöpoBonno ocnrypysarbe ce MSBeflyea Ofl ocnrypysarbexo na 
flpyro nMfle. 

HneH 16 

klSeflHBHeHOCT HB TepHTOpMHTe BO 
cnyHaj na öonecx m MajHiiHCTBo 

(1) Oflpeflöaxa sa MseflnaHenocx na xepMxopMMxe (Hnen 5) 
Ba>KM sanMfle 

1 . Koe, no HacxanyBaibexo na ocMrypenMOx cnynaj, ke ro npo- 
MOHM CBOjox BOOÖMHaeH MHM npMBpeMOH npecxoj MnM Mecxo 
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Wohnsitz in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
verlegt hat, nur, wenn der zuständige Träger dieser Verle- 
gung vorher zugestimmt hat; 

2. bei der der Versicherungsfall während des vorübergehen- 
den Aufenthalts im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspar- 
tei eingetreten ist, nur, wenn sie wegen ihres Zustands 
sofort Sachleistungen benötigt; 

3. bei der der Versicherungsfall nach dem Ausscheiden aus 
der Versicherung eingetreten ist, nur, wenn sich die Person 
in das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei begeben 
hat, um dort eine ihr angebotene Beschäftigung anzuneh- 
men. 

(2) Die Zustimmung nach Absatz 1 Nummer 1 kann 
nachträglich erteilt werden, wenn die Person aus entschuldba- 
ren Gründen die Zustimmung vorher nicht eingeholt hat oder 
nicht einholen konnte. 

(3) Sofort benötigte Sachleistungen im Sinne des Absatzes 1 
sind alle Leistungen, die bis zur beabsichtigten Rückkehr an 
den Ort des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthalts nicht 
aufgeschoben werden können. Die Entscheidung über die 
sofortige Notwendigkeit trifft der Träger des Aufenthaltsortes. 

(4) Die Bestimmung über die Gleichstellung der Hoheitsge- 
biete (Artikel 5) gilt nicht für eine Person, solange für sie Leis- 
tungen nach den Rechtsvorschriften der Vertragspartei, in 
deren Hoheitsgebiet sie sich gewöhnlich oder vorübergehend 
aufhält oder wohnt, beansprucht werden können. 

(5) Absatz 1 Nummern 1 und 2 gilt nicht für Leistungen bei 
Mutterschaft. 

Artikel 17 

Sachleistungsaushilfe 

(1) Bei Anwendung der Bestimmung über die Gleichstellung 
der Hoheitsgebiete (Artikel 5) sind die Sachleistungen 

in der Bundesrepublik Deutschland 

von einer vom Anspruchsberechtigten zu wählenden Kranken- 
kasse am Aufenthaltsort, 

in Bezug auf die mazedonische Seite 

von dem mazedonischen Gesundheitsversicherungsfonds 

zu erbringen. 

(2) Für die Erbringung der Sachleistungen gelten die für den 
Träger des Aufenthaltsorts maßgebenden Rechtsvorschriften; 
für die Dauer der Sachleistungen, den Kreis der zu berücksich- 
tigenden Angehörigen sowie für das Verfahren über Streitigkei- 
ten darüber gelten jedoch die für den zuständigen Träger maß- 
gebenden Rechtsvorschriften. 

(3) Für die im mazedonischen Hoheitsgebiet wohnenden 
Angehörigen der Versicherten der deutschen Träger der Kran- 
kenversicherung und für die im mazedonischen Hoheitsgebiet 
wohnenden Personen, die gemäß Artikel 18 Absatz 3 bei den 
deutschen Trägern der Krankenversicherung versichert sind, 
gelten hinsichtlich des Kreises der zu berücksichtigenden 
Angehörigen und hinsichtlich der Dauer, für die Sachleistungen 
zu erbringen sind, die Rechtsvorschriften des mazedonischen 
Trägers. Dies gilt nur für den Fall, dass die Kosten für Sachleis- 
tungen nach Pauschbeträgen je Familie zu erstatten sind. 

(4) Körperersatzstücke und andere Sachleistungen von 
erheblicher finanzieller Bedeutung werden außer in Fällen unbe- 
dingter Dringlichkeit nur erbracht, soweit der zuständige Träger 
zustimmt. Unbedingte Dringlichkeit ist gegeben, wenn die Leis- 
tung nicht aufgeschoben werden kann, ohne das Leben oder 
die Gesundheit der Person ernstlich zu gefährden. Die Zustim- 
mung ist nicht erforderlich, wenn dem Träger des Aufenthalts- 
orts die Kosten für Sachleistungen pauschal erstattet werden. 

(5) Personen und Stellen, die mit den in Absatz 1 genannten 
Trägern Verträge über die Erbringung von Sachleistungen für 


Ha XHseeHse Ha TepMTopMjara na flpyrara floroBopna crpana, 
caMO BO c/iynaj bko Haflne>KHMOT hochtoji npetxoflHO flan 
cornacHOCT aa oaaa npoMena; 

2. Kaj Koe ocHrypeHMOT cnynaj HacranM/i sa Bper/ie na npHspe- 
MBH npecToj Ha TepMTopMjara na flpyraxa floroBopna crpa- 
Ha, caMO BO cnynaj bko cocTojöaxa na aaKBOTO nMge öapa 
HeofljioxHO npy>Kahbe na MaTepMjajiHM flaBarba; 

3. Kaj Koe ocMrypeHMOT criynaj HacranHn no HCTanyBarbeTO Ofl 
ocHrypysahbOTO, caMO bo cnynaj aKO jiMgeTO otmlu/io na 
TepMTopHjara na flpyrara floroBopna cxpana sa raMy fla 
npMcjjaTH noHyflOHO BpaöOTyBaHse. 

(2) CornacHocxa cnopefl ctaB 1 TOHKa 1 MO>Ke fla öMfle 
flaflena flononHHxe/iHO aKO xiMgexo Ofl onpaaflaHM hphhhhm 
npexxoflHO ne npMöaBM/io hxim ho MO>Kexio fla npMöaBM cor/iac- 
hocx. 

(3) Mxho noxpeÖHM MaxepMjaxiHM flaBarba bo CMHcna na 
cxaB 1 ce CMxe flaoaiba Hnemxo npy>Kaibe ne MO>Ke fla ce 
ofljio>Kn flo nxiaHMpanoxo Bpakaibe flo iviecxoxo na >KMBeehbe 
MOM BooöMHaeH npecxoj. OflxiyKaxa sa Mxnaxa noxpeöa ja 
flOHecyBa HOCHxenox bo mbcxoxo na npecxoj. 

(4) Oflpeflöaxa sa MseflHaHOHOcx na xepMxopMMxe (Hnen 5) 
He Ba>KM sa jiMge, flOfleKa sa nero Moxe fla ce öapaax flaBarba 
cnopefl npaBHMxe nponncM na floroBopnaxa cxpana na HMjaiuxo 
xepHxopMja nHflexo npecxojyaa BOOÖMHaeno v\rw\ npHBpeivieHO 
MnM >KMBee. 

(5) CxaB 1 xoHKM 1 M 2 He Ba>Kax sa flaeaibaxa bo c/iynaj na 
MajHHHCXBO. 

HjieH 17 

rioMom npM npy>Kaibe Ha MaTepMjariHii flaaaHsa 

(1) ripM npHMenaxa na oflpeflöaxa sa HseflHaneHocx na xe- 
pMXopHMxe (hxioh 5) MaxepHjaxiHHxe flaBarba ce npy>Kaax 

BO CojysHa PenyöxiHKa F epiviaHMja 

Ofl cxpana na aflpascxBeHa xaca bo mocxoxo na npecxoj no 
MSÖOp Ha KOpMCHMKOX, 

BO oflHoc Ha MaxeflOHCKaxa cxpana 

Ofl cboHflox sa SflpaBCXBeno ocHrypyoarbe na MaKeflOHnja. 

(2) 3a npy>KaH3exo na MaxepnjaxiHHxe flacaiba Ba>Kax Mepo- 
flaBHMxe npasHH nponMCM sa HOCMxexiox bo mocxoxo na npecxoj, 
a sa BpeMexpaetbexo na MaxepMja/iHMxe flaeaiba m sa Kpyrox na 
HnenoBMxe na ceMejcxBoxo mxo ce seMaax npeflBMfl, xaKo h sa 
nocxanKM bo cxiynaj na cnop bo Bpcxa co xoa, Baxax MepoflaB- 
HMxe npaBHM nponncM sa Hafljie>KHHox HOCMxexi. 

(3) 3a HnenoBMxe na ceMejcxBaxa na ocMrypeHMflMxe na rep- 
MancKMxe H0cnxenn na sflpaBCXBeno ocHrypysarbe, kohluxo 
>KMBeax na MaKefloncKa xepMxopnja, KaKO m sa xiHgaxa kom 
>KHBeax na MaxeflOHCKa xepMxopMja, a koh ce ocHrypenn cnopefl 
Hnen 18 cxaB 3 Kaj repMancKMxe HOCMxenn na sflpaBCXBeHO 
ocMrypyBarbe, bo norxiefl na Kpyrox na nnenoBHxe na ceMejcx- 
Boxo KOM ce seMaax npeflBMfl m bo norxiefl Ha BpeMexpaeibexo 
Ha npyxKaxbexo na MaxepMja/iHMxe flaBarba ce npMMenyBaax 
npaBHMxe nponMCM na MaKefloncKMOx HOCMxexi. Oea eaxKM caMO 
BO cxiynaj aKo xpoujoL(Mxe sa MaxepMjaxiHM flaeahba ce HaflOMe- 
cxyBaax bo bma Ha nayiuaxiHM mshocm sa ceMejcxBO. 

(4) ripoxesM M flpyrM MaxepMjaxiHM flaBaxba co noroxieMO 
cjxMHaHCMCKO SHaHOibe OCBOH BO cxiynaM Ha öesycxiOBna 
MXHOcx, ce npyxaax caMo aKo naflxiexKHMOx HOCMxexi flafle 
corxiacHOCX. BesycxiOBna mxhocx nocxoM aKO npyxKaibexo na 
flaaaibexo ne moxko fla ce OflxioxKM, öes cepMosno fla ce sarposM 
xKMBOxox MxiM sflpaBjexo na xiMpexo. CornacHocx ne e noxpeöna 
aKO Ha HOCMxexiox na mocxoxo na npecxojox xpomoflMxe sa 
MaxepMjaxiHM flaeaiba My ce HaflOMecxyeaax naymanno. 

(5) JlMflaxa M cxiyxKÖMxe kom CKXiynMxie floroBopn co HOCMxe- 
xiMxe HaeefleHM bo cxaB 1 sa npyxKaxbe Ha MaxepMjannM flaBaxba 
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die bei diesen Trägern Versicherten und deren Angehörige 
abgeschlossen haben, sind verpflichtet, Sachleistungen auch 
für die vom persönlichen Geltungsbereich des Abkommens 
(Artikel 3) erfassten Personen zu erbringen, und zwar unter den- 
selben Bedingungen, als ob diese Personen bei den Trägern 
des Aufenthaltsorts (Absatz 1) versichert oder Angehörige sol- 
cher Versicherter wären und als ob die Verträge sich auch auf 
diese Personen erstreckten. 

Artikel 18 

Krankenversicherung der Rentner 

(1) Auf eine Person, die aus den Rentenversicherungen bei- 
der Vertragsparteien Rente bezieht oder diese beantragt hat, 
werden unbeschadet des Absatzes 2 die Rechtsvorschriften 
über die Krankenversicherung der Rentner der Vertragspartei 
angewendet, in deren Hoheitsgebiet die betreffende Person 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder Ihren Wohnsitz hat. 

(2) Verlegt ein In Absatz 1 genannter Antragsteller oder Ren- 
tenempfänger seinen gewöhnlichen Aufenthalt oder Wohnsitz In 
das Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei, so werden die 
Rechtsvorschriften über die Krankenversicherung der Rentner 
der ersten Vertragspartei bis zum Ende des Monats nach dem 
Monat der Verlegung des gewöhnlichen Aufenthalts oder 
Wohnsitzes angewendet. 

(3) Bezieht eine Person nur aus der Rentenversicherung 
einer Vertragspartei eine Rente oder hat sie nur eine Rente 
beantragt, so gilt die Bestimmung über die Gleichstellung der 
Hoheitsgebiete (Artikel 5) In Bezug auf die Versicherungspfllcht 
nach den Rechtsvorschriften über die Krankenversicherung der 
Rentner entsprechend. 

(4) Die Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 sind nicht anzu- 
wenden, solange eine Person wegen Ausübung einer Beschäf- 
tigung nach den Rechtsvorschriften der Vertragspartei, In deren 
Hoheitsgebiet sie Ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder Ihren 
Wohnsitz hat, für den Fall der Krankheit oder der Mutterschaft 
versichert Ist. 

Artikel 19 

Erstattung der Sachleistungsaushilfekosten 

(1) Der zuständige Träger erstattet dem Träger des Aufent- 
haltsorts die für die Sachleistungsaushilfe (Artikel 17) aufge- 
wendeten Beträge mit Ausnahme der Verwaitungskosten. 

(2) Die zuständigen Behörden können auf Vorschlag der 
beteiligten Träger vereinbaren, dass die aufgewendeten Beträ- 
ge zur verwaltungsmäßigen Vereinfachung in allen Fällen oder 
in einzelnen Gruppen von Fällen durch Pauschbeträge erstattet 
werden. 

Kapitel 2 

Unfallversicherung 

(Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten) 

Artikel 20 

Berücksichtigung von 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften einer Vertragspartei vor, 
dass bei der Bemessung des Grads der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit oder der Feststellung des Leistungsanspruchs 
infolge eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit im Sinne 
dieser Rechtsvorschriften auch andere Arbeitsunfälle oder 
Berufskrankheiten zu berücksichtigen sind, so gilt dies auch für 
die unter die Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei fal- 
lenden Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, als ob sie unter 
die Rechtsvorschriften der ersten Vertragspartei gefallen wären. 
Den zu berücksichtigenden Arbeitsunfällen und Berufskrank- 


aa ocMrypeHMpMTe na Tue HOCHTenn n aa HneHOBuxe na HUBHnxe 
cer/iejCTBa, ce flo/i>KHM fla mm npy>KaT MarepMjanHM flaBarba m na 
mußia na kom ce OflHecyBa OBOj Aoroaop (nneH 3), m Toa nofl 
MCTMTeyc/iOBM, KaKOTMeriMpaflace ocMrypeHM Kaj HOCMjenMTe 
BO MecTOTO Ha npecToj (craa 1) m/im fla ce HjieHOBM na ceMejcT- 
Bara na TaKBMxe ocMrypeHMflM, m KaKO XMe floroBopM fla rM 
oncftakaax m xmb m\\a. 

H/ibh 18 

SflpaBCTBeHo ocMrypyBaibe Ha neHsiioHepMTe 

(1 ) Ha jiMfle Koe kopmcxm mom noöapaxio neHanja Ofl nenaMC- 
KMxe ocMxypyBahba Ha flBexe floroBopHM cxpanM, ce npMMeny- 
Baax, 6ea ornefl na cxaB 2, npasHMxe nponMCM aa aflpaBcxBeno 
ocMrypyBahbe na nenaMonepMxe na onaa floroBopHa cxpana na 
HMja xepMxopMja ce naofa BooöMHaeHMOx npecxoj mom Mecxoxo 
Ha >KMBeehbe na oahochoxo xiMpe. 

(2) Ako noflHOCMxexiox na öaparbe mhm kopmchmkox na nen- 
aMja cnopefl cxae 1 ro npoMeHM CBOjox BOOÖMHaeH npecxoj mxim 
Mecxo Ha «MBeehbe na xepMxopMjaxa na flpyraxa floroBopna 
cxpana, npaBHMxe nponMCM aa aflpaBCXBOHO ocMtypyoatbe na 
nenaMOHepMxe na npeaxa floroBopna cxpana ke ce npMMeny- 
Baax flo Kpajox na Mecegox Koj cneflM no Mecegox na npoMena- 
xa Ha BooöMHaeHMOx npecxoj mom Mecxoxo na >KMBeei-be. 

(3) Ako /iMpexo kopmcxm neHaMja caMO Ofl nenaMCKOxo ocMxy- 
pyBarbe na eflna Ofl flp>KaBMxe floroBopHMHKM mxim noöapaxio 
caMO eflHa neHaMja, xoraiu Oflpeflöaxa aa MaeflHaneHocx Ha 
xepMxopMMxe (nxien 5) BaxKM cooflBexHO m bo OflHoc na oöapcKa- 
xa aa ocMrypyBaxbe cnopefl npaBHMxe nponMCM aa aflpaBCXBOHO 
ocMrypyBaxbe na neHaMonepMxe. 

(4) OflpeflöMxe Ha cxaeoBMxe 1 flO 3 ne ce npMMenyBaax 
flOfleKa xiMflexo e ocMrypeHO aa cxiynaj na öoxiecx mxim MajuMH- 
cxBO nopaflM Bpiuehbe na paöoxM cnopefl npaBHMxe nponMCM Ha 
floroBopnaxa cxpana na uMjaiuxo xepMxopMja ce naofa nero- 
BMOx BOOÖMHaeH npecxoj mxim Mecxo HaxKMBeexbe. 

H/ibh 19 

HaflOMBCT HB TpomoflMTe aa noMom npM 
npyxKBHie Ha MaxepiijaxiHH flaaaHia 

(1 ) HaflxiexKHMOx nocMxen My rM naflOMecxyBa na nocMxexiox 
BO Mecxoxo na npecxoj noxpouieHMxe mohocm aa noMom npM 
npyxKaxbe na MaxepMjaxiHM flaBaxba (hxibh 17), co MCKXiyHOK Ha 
aflMMHMCXpaXMBHMXe XpOUJOflM. 

(2) HaflXiexKHMxe opraHM MoxKax, no npeflxior na aaMHxepecM- 
paHMxe HOCMxexiM, fla ce floroBopax, aapaflM aflMMHMCxpaxMBHO 
noeflHOCxaBHyaai-be, noxpouieHMxe mbhocm fla ce naflOMecxy- 
Baax BO CMxe cnynaM mxim bo OflflenHM rpynM na cxiynaM bo bma 
Ha nayuiaxiHM mohocm. 

rflaBa2 

OcHrypysafbe aa cxiyHaj Ha 
noapefla Ha paöoxa m npocjiecMOHaflHa öoxiecT 

HneH 20 

□pMaHaBaHse Ha noapefla na paöoxa m 
npoc|]ecMOHaxiHa öo/iecx 

(1 ) Ako npaBHMxe nponMCM Ha eflnaxa floroBopna cxpana npefl- 
BMflyBaax npM yxBpflyBaxbexo na cxenenox na naMaxienaxa cno- 
coÖHOCX aa paöoxa mxim npM yxepflyBaxbexo Ha npaeoxo na flaea- 
hbe KaKO nocneflMfla na noepefla na paöoxa mom npocjxecMOHaxiHa 
öoxiecx cnopefl XMe npaBHM nponMCM fla ce aeMaax npeflBMfl m 
flpyxM noBpeflM na paöoxa mom npocfiecMOHaxiHM öoxiecxM, xoraui 
xoa Ba>KM M aa noepeflMxe na paöoxa m npocjxecMOHaxiHMxe öoxiecxM 
KOM noflxiexKax na npaBHMxe nponMCM Ha flpyraxa floroBopna 
cxpana, KaKO xMe fla cnafaax nofl npaBHMxe nponMCM Ha npeaxa 
floroBopna cxpana. Co noBpeflMxe na paöoxa m npocfiecMOHaxiHMxe 
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heilen stehen solche gleich, die nach anderen Vorschriften als 
Unfälle oder andere Entschädigungsfälle zu berücksichtigen 
sind. 

(2) Der zur Entschädigung des eingetretenen Versicherungs- 
falls zuständige Träger setzt seine Leistung nach dem Grad der 
durch den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit eingetretenen 
Minderung der Erwerbsfähigkeit fest, den er nach den für ihn 
geltenden Rechtsvorschriften zu berücksichtigen hat. 

Artikel 21 
Berücksichtigung 

gesundheitsgefährdender Beschäftigungen 

(1) Für den Leistungsanspruch aufgrund einer Berufskrank- 
heit berücksichtigt der Träger einer Vertragspartei auch 
Beschäftigungen, die bei Anwendung der Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei ausgeübt wurden und ihrer Art nach 
geeignet waren, diese Krankheit zu verursachen (gesundheits- 
gefährdende Beschäftigung). Besteht dabei nach den Rechts- 
vorschriften beider Vertragsparteien ein Leistungsanspruch, so 
werden die Sachleistungen und die Geldleistungen mit Ausnah- 
me der Rente nur nach den Rechtsvorschriften der Vertragspar- 
tei erbracht, in deren Hoheitsgebiet die berechtigte Person 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder Wohnsitz hat. Besteht nach 
den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei Anspruch auf 
Unfallrente, so hat der Träger nur den Teil zu erbringen, der dem 
Verhältnis der Dauer der gesundheitsgefährdenden Beschäfti- 
gungen bei Anwendung der Rechtsvorschriften der eigenen 
Vertragspartei zur Dauer der gesundheitsgefährdenden 
Beschäftigungen bei Anwendung der Rechtsvorschriften beider 
Vertragsparteien entspricht. 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Neufeststellung des Leistungs- 
anspruchs aufgrund einer Verschlimmerung der Berufskrank- 
heit. Beruht diese auf einer erneuten gesundheitsgefährdenden 
Beschäftigung, besteht ein Anspruch auf Unfallrente für die Ver- 
schlimmerung nur nach den Rechtsvorschriften der Vertrags- 
partei, unter deren Rechtsvorschriften diese Beschäftigung 
ausgeübt wurde. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für Leistungen an Hin- 
terbliebene. 

Artikel 22 

Gleichstellung der Hoheitsgebiete 
im Bereich der Unfallversicherung 

(1) Die Bestimmung über die Gleichstellung der Hoheitsge- 
biete (Artikel 5) gilt in Bezug auf die Sachleistungen für eine Per- 
son, die während einer Heilbehandlung ihren gewöhnlichen 
oder vorübergehenden Aufenthalt oder ihren Wohnsitz in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei verlegt hat, nur, wenn 
der zuständige Träger dieser Verlegung vorher zugestimmt hat. 

(2) Die Zustimmung kann nachträglich erteilt werden, wenn 
die Person aus entschuldbaren Gründen die Zustimmung vor- 
her nicht eingeholt hat oder nicht einholen konnte. 

Artikel 23 

Sachleistungsaushilfe 

(1) Hat ein Träger der einen Vertragspartei einer Person im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei Sachleistungen zu 
erbringen, so sind sie vom Träger des Aufenthaltsorts zu erbrin- 
gen: 

in der Bundesrepublik Deutschland 

von dem Träger der deutschen Unfallversicherung, der zustän- 
dig wäre, wenn über den Leistungsanspruch nach deutschen 
Rechtsvorschriften zu entscheiden wäre, oder von dem von der 
deutschen Verbindungsstelle bezeichneten Träger der Unfall- 
versicherung, 

in Bezug auf die mazedonische Seite 

von dem mazedonischen Gesundheitsversicherungsfonds. 


öonecTM LUTO Mopa fla ce aeiviaT npeflsufl, ce naeflHaHysaaT oune 
nospeflM KOMLUTO ce npnauaBaaT cnopefl flpyrn nponncn KaKO 
noBpeflM Mm flpyrn c/iynan ujto noflne>KaT ua oöecujTeTyBahbe. 

(2) HocMTenoT Hafljie>KeH aa obecmTexyBai-be na HacTaneunoT 
ocnrypeu cnynaj ro yTBpflyaa CBoexo flaaai-be cnopefl creneHOT 
Ha HaManeHaxa cnocoöHocr aa paöoxa nopaflM noBpeflaxa Ha 
paöoxa MxiM npocjjecMOHaxiHaxa öonecx Kojiijxo Mopa fla ro 
npnauae cnopefl npaBHMxe nponi/iCM luxo Ba>Kax aa uero. 

HjieH 21 

3eMaH>e npeflBiifl 
Ha paboTM mTeTHM aa aflpaBjexo 

(1 ) 3a npaBOxo Haflaeahbe nopaflM npoctsecMOHaxiHa öoxrecx, 
HOCMxenox na eflnaxa floroBopna cxpaHa tu aeivia npeflBi/ifl m 
paöoxMxe BpmeHM cnopefl npaBHMxe nponMCM na flpyraxa floro- 
Bopna cxpana m kom no CBojaxa npMpofla MO>Kene fla ja npeflMa- 
BMKaax xaa öoxiecx (paöoxa mxexHa aa aflpaBjexo). Ako npMxoa 
cnopefl npaBHMxe nponMCM na fleexe floroBopHM cxpanM nocxoM 
npaBO Ha flaeaHse, xoraiu MaxepMja/iHMxe flaeahba m napMHHMxe 
flaeai-ba, co MCKjiynoK na neHaMja nopaflM noepefla, ke ce npy- 
>Kaax caMO cnopefl npaBHMxe nponMCM na onaa floroBopna cxpana 
Ha HMjamxo xepMxopnja kopmchmkox BOOÖMnaeHO npecxojyea 
MXiM >KMBee. Ako cnopefl npaBHMxe npooMCM na eflua floroBopHa 
cxpana nocxoM npaao Ha neHaMja nopaflM noepefla, xoram 
HOCMxenox e flOxi>KeH fla ro McnxiaxyBa can/io OHOj flen Koj My 
oflxoBapa Ha cooflHocox na BpeMexpaerbexo Ha paöoxMxe 
ujxexHM aa aflpaejexo cnopefl npaBHMxe nponMCM na concxBenaxa 
floroBopna cxpana bo OflHoc na BpeMexpaerbexo na paöoxMxe 
ujxexHM aa aflpaajexo cnopefl npaBHMxe nponMCM na flBexe 
floroBopHM cxpanM. 

(2) CxaB 1 Ba>KM M aa noBxopHO yxepflyBarbe Ha npaeoxo Ha 
flaeai-be nopaflM B/ioiayBarbe na npocjaecMonaxiHaxa öoxiecx. 
Ako xoa BnoiayBatbe ce flonxKM na noBxopHa paöoxa mxexna aa 
aflpaBjexo, xoram npaeoxo Ha nenanja nopaflM Bnomyeai-bexo 
nocxoM caMO cnopefl npaBHMxe nponMCM na OHaa floroBopna 
cxpana cnopefl HMMmxo npaBHM nponMCM e epmena xaa paöoxa. 

(3) CxaBOBMxe 1 m 2 eaxKax m aa flaeahbe aa ceMejcxBoxo Ha 
noHMHaxo xiMfle. 

H/ibh 22 

MaeflHaneHocT Ha TepHTopmixe bo nor/iefl na 
ocHrypyaaHieTO aa c/iynaj na noapefla na paöoxa 

(1) Oflpeflöaxa aa MaeflnaneHocx Ha xepMxopMMxe (nneH 5) 
BaxKM BO nor/iefl Ha MaxepMja/iHM flaBaxba aa xiMge Koemxo aa 
Bpeivie Ha xioKyBarbe ro npoMOHM mocxoxo bo Koe BOOÖMHaeno 
npecxojyBa mxim xkmbsb na xepMxopMjaxa na flpyraxa floroBopna 
cxpana, caMO aKO Hafl/iexKHMOx HOCMxen npexxoflHo flaxi 
corxiacHocx aa oaaa npoMena. 

(2) CorxiacHocxa moxko fla ÖMfle flaflena flonoHHMxexiHO aKO 
jiMflexo Ofl onpaBflaHM bpmhmhm npexxoflHO ne npMöaBMxio mxim 
ne MOKexio fla npMöaBM corxiacHOCX. 

Hnen 23 

rioMouj npM npyxKaHsB na MaxepMjaxiHii flaBan^a 

(1 ) Ako HOCMxexi Ofl eflnaxa floroBopHa cxpana e flonxKeH fla 
My npyxKa MaxepMjaxiHM flaBaxba na xiMpe na xepMxopMjaxa na 
flpyraxa floroBopna cxpana, xMe flaBaxba ce npyxxaax ofl cxpana 
na HOCMxexiox bo mocxoxo na npecxoj: 

BO Cojyana PenyöxiMKa F epManMja 

Ofl cxpana na HOCMxexiox na repMaHCKOxo ocMxypyaai-be aa cxiynaj 
Ha noBpefla na paöoxa Kojmxo öm ömxi naflxiexKeH Kora öm ce Oflxiy- 
HyBaxio aa npaeoxo na flaeai-be cnopefl repMancKMxe npaBHM npo- 
nMCM, MXIM Ofl cxpana na HOCMxexiox Ha ocMrypyBai-bexo aa cxiynaj 
na noBpefla na paöoxa onpeflenen ofl repMancKMOx opran aa BpcKa, 

BO oflHoc Ha MaKeflOHCKaxa cxpana 

Ofl cbOHflox aa aflpaBCXBeHO ocnrypyoatbe Ha MaKeflOHMja. 
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(2) Für Art und Weise und Umfang der Leistungserbringung 
geiten die für den Träger des Aufenthaitsorts maßgebenden 
Rechtsvorschriften. 

(3) Artikei 17 Absätze 4 und 5 giit entsprechend bei der 
Erbringung von Sachieistungen bei Arbeitsunfäiien und Berufs- 
krankheiten. 

Artikel 24 

Erstattung der Sachleistungsaushilfekosten 

(1) Der zuständige Träger erstattet dem Träger des Aufent- 
haitsorts die für die Sachieistungsaushiife (Artikei 23) im Einzei- 
fali tatsächlich aufgewendeten Beträge mit Ausnahme der Ver- 
waitungskosten. 

(2) Die zuständigen Behörden können auf Vorschiag der 
beteiiigten Träger vereinbaren, dass die aufgewendeten Beträ- 
ge zur verwaitungsmäßigen Vereinfachung in aiien Fäiien oder 
in einzelnen Gruppen von Fällen durch Pauschbeträge erstattet 
werden. 

Kapitel 3 

Rentenversicherung 

Artikel 25 

Zusammenrechnung von 
Versicherungszeiten und Rentenberechnung 

(1) Für den Leistungsanspruch nach den anzuwendenden 
Rechtsvorschriften werden soweit erforderlich auch die Versi- 
cherungszeiten berücksichtigt, die für einen Leistungsanspruch 
nach den Rechtsvorschriften der anderen Vertragspartei anre- 
chenbar sind und nicht auf dieselbe Zeit entfallen. 

(2) Setzt der Anspruch auf Leistungen bestimmte Versiche- 
rungszeiten voraus, werden dafür nur entsprechende Versiche- 
rungszeiten nach den Rechtsvorschriften der anderen Vertrags- 
partei berücksichtigt. 

(3) Das Ausmaß der zu berücksichtigenden Versicherungs- 
zeiten richtet sich nach den Rechtsvorschriften der Vertragspar- 
tei, nach denen sie zurückgelegt worden sind. 

(4) Die Berechnung der Rente richtet sich nach den anzu- 
wendenden Rechtsvorschriften der jeweiligen Vertragspartei, 
soweit in diesem Abkommen nichts anderes bestimmt ist. 

Artikel 26 

Besonderheiten für den deutschen Träger 

(1) Grundlage für die Ermittlung persönlicher Entgeltpunkte 
sind die Entgeltpunkte, die sich nach den deutschen Rechts- 
vorschriften ergeben. 

(2) Die Bestimmung über die Zusammenrechnung von Versi- 
cherungszeiten (Artikel 25 Absatz 1) gilt entsprechend für Leis- 
tungen, deren Erbringung nach den deutschen Rechtsvorschrif- 
ten im Ermessen eines Trägers liegt. 

(3) Setzt der Anspruch auf Leistungen nach den deutschen 
Rechtsvorschriften voraus, dass bestimmte Versicherungszei- 
ten innerhalb eines bestimmten Zeitraums zurückgelegt worden 
sind, und sehen die Vorschriften ferner vor, dass sich dieser 
Zeitraum durch bestimmte Tatbestände oder Versicherungszei- 
ten verlängert, so werden für die Verlängerung auch Versiche- 
rungszeiten nach den Rechtsvorschriften der anderen Vertrags- 
partei oder entsprechende Tatbestände im Floheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei berücksichtigt. Entsprechende Tatbe- 
stände sind Zeiten, in denen Invaliditäts- oder Altersrente oder 
Leistungen wegen Krankheit, Arbeitslosigkeit oder Arbeitsunfäl- 
len (mit Ausnahme von Unfallrenten) nach den mazedonischen 
Rechtsvorschriften gezahlt wurden, und Zeiten der Kindererzie- 
hung im mazedonischen Floheitsgebiet. 


(2) 3a HaHMHOT M oöeMOT na npyxai-beTO na flasahbaTa 
Ba>KaT npaBHMTe nponncn n/iepoflaBHn sa HOCWTenoT bo mbcto- 
TO nanpecToj. 

(3) Hnen 1 7 craBOBn 4 m 5 aaxn cooflaexHO sa npy>Kahbe na 
MaTepnjanHM flaBarba npn noapefla na paöota n npoctjecnoHan- 
Haöo/iecT. 

HneH 24 

Fla^oMecTyBahbe Ha TpoujoL|MTe sa noMom npn 
npy>KaHie Ha MaTepMjanHH ^aBatba 

(1 ) Flaflne>KHMOT Hocvuen My rw HaflOMecxyBa na HOCMjenoT 
BO MecTOTO Ha npecTojOT bmctmhckm noTpoLueHHTe noeflHHenHH 
M3HOCM sa noMOLu npi/i npy>Kahbe na MaTepMja/iHn flaBarba 
(H/ieH 23), CO MCK/lynOK na aflMMHMCTpaTHBHMTe TpOLUOpM. 

(2) Flafljie>KHMTe opraHM MO>KaT, no npefljior na säMHTepecM- 
paHHTe HocMTenw, fla ce floroBopax, sapaflM aflMMHMCTpaTMBHO 
noeflHOcraBHyBabbe, noTpoLueHHxe hshocm fla ce HaflOMecxy- 
Baax BO CMxe cnyHaw mxih bo OflflenHH rpynM na cxiynaM bo bma 
Ha naymaxiHM hshocm. 

r;iaBa3 

neHSMCKo ocMrypyBaFbe 

Hnen 25 

CoökipaHsB Ha nepMO/^Mxe na ocMrypyaaHie m 
npecMexyBaHie na neHSMiixe 

(1) 3a npaBOxo na flaBarbe, cnopefl npaBHMxe nponncM mxo 
ce npMMenyBaax, aKO e noxpeÖHO ce seMaax npeflBMfl m nepM- 
OflMxe Ha ocMrypyBarbe kom ce sacMexyeaax sa cxeKHyBarbe na 
npaBO Ha flaBafee cnopefl npaBHMxe nponncM Ha flpyraxa 
floroBopHa cxpaHa, ocaeH aKO ce OflHecyeaax na mcxmox nepMOfl. 

(2) Ako e npaBOxo Ha flaBarbe ycnoBeno co OflpeflenM nepM- 
OflM Ha ocMrypyBatbe, xoram ce seMaax npeflBMfl caMO cnopefl- 
xiMBM nepMOflM Ha ocHrypysatbe cnopefl npaBHMxe nponMCM Ha 
flpyraxa floroBopna cxpana. 

(3) OöeMOx Ha nepMOflMxe na ocMrypyBarbe luxo ce seMaax 
npeflBMfl saBMCM ofl npasHMxe nponMCM Ha floroBopnaxa cxpana 
cnopefl KOM xMe nepMOflM ce HaapiueHM. 

(4) ripecMexyBai-bexo Ha nensMjaxa ce onpefle/iyBa cnopefl 
npaBHMxe nponMCM luxo ce npMMeHyeaax bo cooflBexHaxa floro- 
Bopna cxpana, ocbsh aKO bo oboj floroBop noMHaKy e onpeflexieno. 

HneH 26 

OcogeHocTM KOM ce oflHecyBaax na repiuiaHCKMOT Hocnxen 

(1) OcHOBa sa yxspflyBarbe na nMHHMxe nxiaxHM öoflOBM ce 
nnaxHMxe öoflOBM mxo npoMsneryaaax ofl repMancKMxe npasHM 
nponMCM. 

(2) Oflpeflöaxa sa coöMparbe Ha nepMOflMxe Ha ocHrypyoarbe 
(H/ieH 25 cxaB 1 ) Ba>KM cooflBexno m sa flaeai-ba hms cnpoeefly- 
Batbe saBMCM corxiacHO repMancKMxe npacHM nponMCM ofl Ofl/iy- 
Kaxa na eflen ofl HocMxexiMxe. 

(3) Ako npaaoxo na flaBarbe cnopefl repMaHCKMxe npaBHM npo- 
nMCM e yc/iOBOHO co xoa fla ce HaepmeHM onpeflenenM nepMOflM 
Ha ocMrypyBai-be bo paMKMxe na OflpefleH BpeMencKM nepMOfl, m 
aKO nponMCMxe noHaxaMy npeflBMflyaaax xo] BpeMOHCKM nepMOfl 
fla ce npoflOxi>KyBa Bps ocnoBa na OflpefleHM cftaKXMHKM cocxojÖM 
MxiM nepMOflM na ocMtypyoai-be, xoram sa npoflO/i>KyBahbexo ke 
ce seMaax npeflBMfl m nepMOflMxe Ha ocMxypyBarbe naBpmeHM 
cnopefl npaBHMxe nponMCM na flpyraxa floroBopHa cxpana mhm 
cooflBexHM cjsaKxMHKM cocxojöM Ha xepMxopMjaxa Ha flpyraxa 
floroBopna cxpana. CooflaexHM cjjaKXMHKM cocxojöM ce nepMOflM 
Ha KopMcxei-be Ha MHBanMflCKa mhm cxapocHa nensMja, flaBarbe 
nopaflM öonecx, HeBpaöoxenocx mhm noapefla na paöoxa (co 
MCKxiyHOK na nenoMM sapaflM noapefla Ha paöoxa) cnopefl MaKe- 
flOHCKMxe npaBHM nponMCM, ksko m Ha nepMOflM Ha OflrneflyBa- 
hbe flepa Ha MaKOflOHCKa xepMxopMja. 
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(4) Die nach der Bestimmung über die Zusammenrechnung 
von Versicherungszeiten (Artikei 25 Absatz 1) zu berücksichti- 
genden Versicherungszeiten werden nur im tatsächiichen zeitii- 
chen Ausmaß berücksichtigt. 

(5) ist die Befreiung von der Versicherungspfiicht davon 
abhängig, dass eine bestimmte Zahi von Beiträgen entrichtet 
wurde, so werden die nach den mazedonischen Rechtsvor- 
schriften anrechenbaren Beitragszeiten für die Entscheidung 
über die Versicherungsfreiheit berücksichtigt. 

Artikel 27 

Besonderheiten für den mazedonischen Träger 

(1) Bei der Anwendung des Artikels 25 und des Absatzes 2 
dieses Artikels berücksichtigt der mazedonische Träger die 
gesamten Versicherungszeiten, die nach den deutschen 
Rechtsvorschriften für die Berechnung der Rente zu berück- 
sichtigen sind. 

(2) Bei Anwendung des Artikels 25 werden Leistungen von 
dem mazedonischen Träger wie folgt berechnet: 

1 . Zunächst wird der theoretische Betrag der Leistung berech- 
net, die zustehen würde, wenn alle nach Absatz 1 zusam- 
mengerechneten Zeiten nach den mazedonischen Rechts- 
vorschriften zurückgelegt wären; 

2. danach wird der tatsächlich zustehende Betrag der Leistung 
festgestellt, indem der theoretische Betrag nach Nummer 1 
auf das Verhältnis zwischen den nach den mazedonischen 
Rechtsvorschriften zurückgelegten Versicherungszeiten 
und den nach Absatz 1 zusammengerechneten Versiche- 
rungszeiten zurückgeführt wird; 

3. übersteigt die Gesamtdauer der nach den Rechtsvorschrif- 
ten beider Vertragsparteien zurückgelegten und nach 
Absatz 1 zusammengerechneten Versicherungszeiten die 
nach den mazedonischen Rechtsvorschriften für die 
Bemessung des Betrags der Leistung festgestellte Höchst- 
dauer, so hat der mazedonische Träger für die Bemessung 
der Leistung anstelle der zusammengerechneten Versiche- 
rungszeiten diese Höchstdauer zu berücksichtigen. 

(3) Die Bestimmung des Absatzes 2 findet keine Anwen- 
dung, wenn die Feststellung der Höhe der Leistung ausschließ- 
lich aufgrund der mazedonischen Versicherungszeiten günsti- 
ger wäre. 


Abschnitt III 

Verschiedene Bestimmungen 

Kapitel 1 

Amtshilfe und Rechtshilfe 

Artikel 28 

Amts- und Rechtshilfe 
und ärztliche Untersuchungen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern und Behörden der Ver- 
tragsparteien leisten einander bei Durchführung der vom sach- 
lichen Geltungsbereich des Abkommens erfassten Rechtsvor- 
schriften (Artikel 2 Absatz 1) und dieses Abkommens gegensei- 
tige Hilfe, als wendeten sie die für sie geltenden Rechtsvor- 
schriften an. Für die gegenseitige Rechts- und Amtshilfe der 
Gerichte der Vertragsparteien gilt Satz 1 entsprechend. Die Hilfe 
ist kostenlos. Barauslagen mit Ausnahme der Portokosten wer- 
den jedoch von der ersuchenden Stelle erstattet. 

(2) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für ärztliche Untersuchungen. 
Die Kosten für die Untersuchungen, die Reisekosten, der Ver- 
dienstausfall, die Kosten für Unterbringung zu Beobachtungs- 
zwecken und sonstige Barauslagen mit Ausnahme der 


(4) riepnoflUTe Ha ocHrypysarbe komluto ce ser/iaaT npeflSMfl 
cnopefl Oflpeflöaxa sa coÖHparbe na nepMOflHxe na ocMrypyaa- 
i-be (HneH 25 craa 1) ke ce npMSHasaaT caMO bo bmctmhckoto 
Tpaehbe. 

(5) Ako ocnoöoflyBaHseTO Ofl oÖBpcKara sa ocHrypyaahbe 
saBHCM Ofl OflpeflOH öpo] ynnareHM npMflOHecM, npM flOHecyBa- 
i-beTO Ha ofl/iyKara sa ocnoöoflyBai-be ofl oöBpcKaxa sa ocMry- 
pyBarbe ke ce seiviaaT npeflBi/ifl nepMOflHxe na ynriajeHH npMflo- 
HecH sacMeraHH cnopefl MaKeflOHCKHxe npasHM nponwcH. 

HjieH 27 

OcoöeHocm kom ce oflHecy saaT Ha MaKeflOHCKnoT HocHTen 

(1) Bo npMMena na HnenoT 25 h na crae 2 ofl obo] H/ien, 
MaKeflOHCKMOT HOCHTeji TH ssMa npeflBMfl BKynHMxe nepnoflM 
Ha ocnrypyBai-be koh cnopefl repMancKMTe npaBHi/i nponncM ce 
seMaax npeflBMfl sa npecMexyBarbe na nensMjaxa. 

(2) Bo cxiynaMxe na npoMena na nnenox 25 Ofl obo] Aoroaop 
MaKeflOHCKMOx HOCMxexi ro npecMexyBa flaBarbexo na cxieflHMOB 
HaHMH: 

1 . HajnpBO ro npecMexyBa xeopexcKMOx mshoc Ha flaBarbe Koe 
6m npMnafa/io Kora CMxe coöpaHM nepMOflM cnopefl cxaB 1 6m 
6Mxie HaepmeHM cnopefl MaKSflOHCKMxe npaBHM nponMCM; 

2. noxoa ro yxBpflyea bmcxmhckmox mshoc Ha flaBarbe Koe 
npMnafa, xaKa mxo xeopexcKMOX mshoc nofl xoHKa 1 ro cbs- 
fly Ba Ha cooflHOC Mefy nepMOflMxe na ocMrypy Barbe HaepmeHM 
cnopefl MaKeflOHCKMxe npaBHM nponMCM m BKynHO co6paHM- 
xe nepMOflM na ocMtypyoatbe cnopefl cxae 1 ; 

3. aKO BKynHOxo xpaerbe Ha nepMOflMxe na ocMrypyBarbe 
HaBpmeHM cnopefl npaBHMxe nponMCM Ha flBexe floroBopHM 
cxpaHM co6paHM cnopefl cxae 1 e noflonro Ofl Hajflonroxo 
xpaerbe na nepMOflMxe na ocMrypyBarbe onpeflenenM cno- 
pefl MaKeflOHCKMxe npaBHM nponMCM, sa npecMexyBarbe Ha 
MSHOcox Ha flaBatbexo, MaKeflOHCKMOx HOCMxexi ro seMa xoa 
Hajflonro xpaerbe naMecxo BKynno co6paHMxe nepMOflM. 

(3) Oflpefl6axa Ofl cxaB 2 homs fla ce npMMenyBa aKO e nono- 
BonHO BMCMHaxa HaflaBatbexo fla ce yxepflM MCK/iyuMBO cnopefl 
MaKeflOHCKMxe nepMOflM na ocMrypyBatbe. 

Aen III 

PasHM 

r/iaea 1 

AflMMHMCTpaTMBHa M npasHa noMom 

HneH 28 

AflMMHHCTpaTiiBHa M npasHa noMoiu 
M neKapcKM npernefln 

(1) HocMxetiMxe, sflpyxeHMjaxa Ha HocMxexiMxe m opraHMxe 
Ha flp>KaBMxe floroBopHMHKM CM npyxaax Mefyce6Ha noMOiu 
npM cnpoBeflyBarbexo Ha npaBHMxe nponMCM na kom floroBopox 
ce OflHecyBa (hxibh 2 cxaa 1 ) m Ha OBOj floroBop, ksko fla tm npM- 
Menyaaax concxBSHMxe npaBHM nponMCM. FIpBaxa peneHMpa 
Ba>KM cooflBexHo M sa Mefyce6Haxa npasHa m aflMMHMCxpaxMBHa 
noMouj Ha cyflOBMxe na floroBopHMxe cxpanM. Taa noMom e 
6ecnxiaxHa. Eamhcxboho cxiy>K6axa mxo 6apana noMom tm 
HaflOMecxyBa xpomoflMxe bo napM co MCKxiyHOK na nomxapMHM. 

(2) ripBaxa peneHMfla ofl cxaB 1 bsxm m sa xieKapcKMxe 
nperneflM.TpomoflMxesanper/ieflMxe, naxHMxe xpomoflM, Msry- 
6eHaxa aapa6oxyBaHKa, xpomopMxe sa CMecxysarbe sapaflM 
Ha6xbyflyBarbe, KaKO m sa flpyrMxe xpomoflM bo napM ocbbh nom- 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-17- 


Drucksache 15/3172 


Portokosten sind von der ersuchenden Stelle zu erstatten. Die 
Kosten werden nicht erstattet, wenn die ärztliche Untersuchung 
im Interesse der zuständigen Träger beider Vertragsparteien 
liegt. 

Artikel 29 

Anerkennung vollstreckbarer 
Entscheidungen und Urkunden 

(1) Die vollstreckbaren Entscheidungen der Gerichte sowie 
die vollstreckbaren Urkunden der Träger oder der Behörden 
einer Vertragspartei über Beiträge und sonstige Forderungen 
der sozialen Sicherheit werden im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei anerkannt. 

(2) Die Anerkennung darf nur versagt werden, wenn sie der 
öffentlichen Ordnung (ordre public) der Vertragspartei wider- 
spricht, in deren Hoheitsgebiet die Entscheidung oder die 
Urkunde anerkannt werden soll. 

(3) Die nach Absatz 1 anerkannten vollstreckbaren Entschei- 
dungen und Urkunden werden im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei vollstreckt. Das Vollstreckungsverfahren richtet 
sich nach den Rechtsvorschriften, die im Hoheitsgebiet der Ver- 
tragspartei, in dem vollstreckt werden soll, für die Vollstreckung 
der in diesem Staat erlassenen entsprechenden Entscheidun- 
gen und Urkunden gelten. Die Ausfertigung der Entscheidung 
oder der Urkunde muss mit der Bestätigung ihrer Vollstreckbar- 
keit (Vollstreckungsklausel) versehen sein. 

(4) Forderungen von Trägern im Hoheitsgebiet einer Ver- 
tragspartei haben beim Zwangsvollstreckungs- und Insolvenz- 
verfahren im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei die glei- 
chen Rechte wie entsprechende Forderungen im Hoheitsgebiet 
dieser Vertragspartei. 

Artikel 30 

Schadensersatzansprüche gegen Dritte 

(1) Hat eine Person, die nach den Rechtsvorschriften einer 
Vertragspartei Leistungen für einen Schaden zu erhalten hat, 
der im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei eingetreten ist, 
nach deren Vorschriften gegen einen Dritten Anspruch auf 
Ersatz des Schadens, so geht der Ersatzanspruch auf den Trä- 
ger der ersten Vertragspartei nach den für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften über; die andere Vertragspartei erkennt die- 
sen Übergang an. 

(2) Hat der Träger einer Vertragspartei nach deren Rechts- 
vorschriften gegen einen Dritten einen ursprünglichen Ersatzan- 
spruch, so erkennt die andere Vertragspartei dies an. 

(3) Stehen Ersatzansprüche hinsichtlich gleichartiger Leis- 
tungen aus demselben Schadensfall sowohl einem Träger der 
einen Vertragspartei als auch einem Träger der anderen Ver- 
tragspartei zu, so macht der Träger der einen Vertragspartei auf 
Antrag des Trägers der anderen Vertragspartei auch dessen 
Ersatzanspruch geltend. Der Dritte kann die Ansprüche der bei- 
den Träger mit befreiender Wirkung durch Zahlung an den einen 
oder anderen Träger befriedigen. Im Innenverhältnis sind die 
Träger anteilig im Verhältnis der von ihnen zu erbringenden Leis- 
tungen ausgleichspflichtig. 

(4) Soweit der Schadensersatzanspruch einer Person den 
Anspruch auf Ersatz von Beiträgen zur Sozialversicherung 
umfasst, geht auch dieser Ersatzanspruch auf den Leistungs- 
träger der ersten Vertragspartei nach den für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften über. 

Artikel 31 

Gebühren und Befreiung von der Legalisation 

(1) Die nach den Rechtsvorschriften einer Vertragspartei vor- 
gesehene Befreiung oder Ermäßigung von Steuern oder 
Gebühren einschließlich Konsulargebühren und Verwaltungsab- 
gaben für Schriftstücke oder Urkunden, die in Anwendung die- 
ser Rechtsvorschriften vorzulegen sind, erstreckt sich auch auf 


tapuHara, rn HaflOMecryBa HocurenoT luto noöapan npernefl. 
TpomognTe neMa fla ce HaflOMecTysaaT aKO neKapcKnoT 
npernefl e bo MHxepec na Haflne>KHMTe HOCMjenn na flaexe 
flOrOBOpHM cxpaHM. 

Hneu 29 

npM3HaBaK>e Ha msbpujhm 
ofl/iyKM M McnpaBH 

(1) l/ISBpujHMxe OflnyKM na cyflOBMxe, kbko m i/iaBpinHuxe 
McnpaBM Ha HOCwxenMxe non Ha opraHMxe na eflnaxa floroBopna 
cxpana sa npMflonecH m flpym noöapyBarba Ofl oönacxa na 
coflMjaoHOxo ocHrypyBarbe ce npMSHaeaax na xepnxopMjaxa na 
flpyraxa floroBopna cxpana. 

(2) npn3HaBai-bexo MO>Ke fla ce oflöwe caivio bo cnynaj aKO ce 
KOCH co jaBHMOX pefl (ordre public) na floroBopnaxa cxpana na 
HHjaujxo xepMxopnja xpeöa fla öMfle npHsnaxa oflnyKaxa miA 
McnpaBaxa. 

(3) l/ISBpujHHxe OflnyKM m McnpaBM npnsHaxM cnopefl cxaB 1 
ke ce MSBpinyBaax na xepnxopMjaxa na flpyraxa floroBopna 
cxpana. l/laBpinnaxa nocxanKa ke ce BOflM cnopefl npaBHMxe 
nponncM komujxo Ba>Kax na xepMxopnjaxa na floroBopnaxa 
cxpana na Kojainxo xpeöa fla ce cnpoeefle MaepujyBai-be, aa 
MSBpiijyBahbexo na cooflBexHMxe OflnyKM m McnpaBM MSflaflenM 
BO xaa flpxaBa. FIpMiviepoKox na oflnyKaxa mom na Mcnpaoaxa 
Mopa fla HOCM noxBpfla aa MaapuiHocx (Knayayna aa 
MaBpujyBarbe). 

(4) rioöapyBai-baxa na HOCMxenMxe na xepMxopnjaxa na 
eflnaxa floroBopna cxpana MMaax npn nocxanKaxa aa npnnyflHO 
MaBpmyBahbe m cxenaj na xepMxopnjaxa na flpyraxa floroBopna 
cxpana mcxm npaea KaKO m coofleexnMxe noöapyeai-ba na xepM- 
xopMjaxa na xaa floroBopna cxpana. 

HneH 30 

ripaBa aa HaflOMecx Ha lUTexa ofl Tpexn nnfla 

(1) Ako nMfle, Koe cnopefl npaenMxe nponncM na eflnaxa 
floroBopna cxpana xpeöa fla flOÖMe flaeahbe aa mxexa nacxanaxa 
na xepMxopMjaxa na flpyraxa floroBopHa cxpana, cnopefl nejaM- 
HMxe nponMCM mmo npaeo na naflOMecxyBai-be na mxexa cnpeivia 
xpexo nMfle, xoram npaeoxo na oöecmxexyBarbe npeMMHyea na 
HOCMxenox ofl npeaxa floroBopna cxpana cnopefl npaenMxe 
nponMCM KOM Ba>Kax aa nero; flpyraxa floroBopna cxpana ro 
npManaBaxoj npeiviMH. 

(2) Ako HOCMxenox ofl eflnaxa floroBopna cxpana MMa, cnopefl 
nejaMHMxe npaenn nponMCM, Maeopno npaeo na naflOMecx na 
mxexa Ofl xpexonMfle, flpyraxa floroBopnacxpanarongManaBaxoa. 

(3) Ako nocMxenox ofl eflnaxa floroBopna cxpana m nocMxen 
na flpyraxa floroBopna cxpana MMaax npaeo na naflOMecx na mxe- 
xa BO nornefl na flaBarbe Ofl mcx bma aa mcxmox cnynaj na mxexa, 
xoram nocMxenox na eflnaxa floroBopna cxpana, no öaparbe na 
HOCMxenox na flpyraxa floroBopna cxpana, ke ro McxaKne m nero- 
Boxo noöapy Barbe aa naflOMecx na mxexa. T pexoxo nMfle MO>Ke co 
ocnoöoflMxenno flejcxBO fla xm naMMpM noöapyearbaxa na fleaj- 
flaxa HOCMxenM npeKy nnakarbe na eflHMOx Mnn na flpyrMOx hocm- 
xen. Bo MefyceönMOx oflnoc nocMxenMxe ce flon>KHM fla ce naMMpax 
cpaaMepno co cooflnocox na flaearbaxa mxo Mopaax fla xm npyxax. 

(4) Ako npaBOxo na neKoe nMfle na oöecmxexyeaibe ro 
oncfjaka npaeoxo na naflOMecxyBaibe na npMflonecM aa coflM- 
janno ocnrypyoarbe, xoram xoa npaeo na naflOMecx na mxexa 
npeMMHyea na nocMxenox na flaearba Ofl npeaxa floroeopna 
cxpana, cnopefl npaenMxe nponncM mxo Ba>Kax aa nero. 

Hnen 31 

Tbkcm m oc/io6oflyBaH>e ofl cny>K6eHa aaeepKa 

(1) Ocnoöoflyearbexo Ofl nnn naManyeaibexo na flanoflM 
MnM xaKCM, BKnynyeajkM xm KonaynapnMxe xaKCM m aflMMHMCxpa- 
xMBHMxe flaeaHKM, npeflBMfleno cnopefl npaenMxe nponncM na 
eflnaxa floroeopna cxpana aa chmcm MnM McnpaoM kom xpeöa fla 
ce noflnecax npM npMMenaxa na xaKBMxe npaenM nponMCM, ce 
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die entsprechenden Schriftstücke und Urkunden, die in Anwen- 
dung dieses Abkommens oder der vom sachlichen Geltungsbe- 
reich dieses Abkommens erfassten Rechtsvorschriften der 
anderen Vertragspartei (Artikel 2 Absatz 1) vorzulegen sind. 

(2) Urkunden, die in Anwendung dieses Abkommens oder 
der vom sachlichen Geltungsbereich dieses Abkommens erfass- 
ten Rechtsvorschriften einer Vertragspartei (Artikel 2 Absatz 1) 
vorzulegen sind, bedürfen zur Verwendung gegenüber Stellen 
der anderen Vertragspartei keiner Legalisation oder einer ande- 
ren ähnlichen Förmlichkeit. 

Artikel 32 

Zustellung und Verkehrssprachen 

(1) Die Träger, Verbände von Trägern, Behörden und Gerich- 
te der Vertragsparteien können bei Durchführung dieses 
Abkommens und der von seinem sachlichen Geltungsbereich 
erfassten Rechtsvorschriften (Artikel 2 Absatz 1) unmittelbar 
miteinander und mit den beteiligten Personen und deren Vertre- 
tern in ihren Amtssprachen verkehren. Rechtsvorschriften über 
die Zuziehung von Dolmetschern bleiben unberührt. Urteile, 
Bescheide oder sonstige Schriftstücke können einer Person, 
die sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei aufhält, 
unmittelbar durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein zuge- 
stellt werden. Satz 3 gilt auch für Urteile, Bescheide und ande- 
re zustellungsbedürftige Schriftstücke, die bei der Durch- 
führung des deutschen Gesetzes über die Versorgung der 
Opfer des Krieges und derjenigen Gesetze, die dieses für ent- 
sprechend anwendbar erklären, erlassen werden. 

(2) Die Träger, Verbände von Trägern, Behörden und Gerich- 
te der Vertragsparteien dürfen Eingaben und Urkunden nicht 
zurückweisen, weil sie in der Amtssprache der anderen Ver- 
tragspartei abgefasst sind. 

Artikel 33 

Gleichstellung von Anträgen 

(1) Ist der Antrag auf eine Leistung nach den Rechtsvor- 
schriften einer Vertragspartei bei einer Stelle im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei gestellt worden, die für die Annahme 
des Antrags auf eine entsprechende Leistung nach den für sie 
geltenden Rechtsvorschriften zugelassen ist, so gilt der Antrag 
als bei dem zuständigen Träger gestellt. Dies gilt für sonstige 
Anträge sowie für Erklärungen und Rechtsbehelfe entspre- 
chend. 

(2) Die Anträge, Erklärungen und Rechtsbehelfe sind von der 
Stelle der einen Vertragspartei, bei der sie eingereicht worden 
sind, unverzüglich an die zuständige Stelle der anderen Ver- 
tragspartei weiterzuleiten. 

(3) Ein Antrag auf Leistungen nach den Rechtsvorschriften 
der einen Vertragspartei gilt auch als Antrag auf eine entspre- 
chende Leistung nach den Rechtsvorschriften der anderen Ver- 
tragspartei. Dies gilt nicht, wenn der Antragsteller ausdrücklich 
beantragt, dass die Feststellung der nach den Rechtsvorschrif- 
ten der anderen Vertragspartei erworbenen Ansprüche auf Leis- 
tungen bei Alter aufgeschoben wird. 

Artikel 34 

Vertretungsbefugnis der 

diplomatischen und konsularischen Vertretungen 

Die diplomatischen und konsularischen Vertretungen der 
einen Vertragspartei im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspar- 
tei sind berechtigt, auf Antrag der Berechtigten die zur Siche- 
rung und Erhaltung der Rechte der Staatsangehörigen des 
ersten Staats notwendigen Handlungen ohne Nachweis einer 
Vollmacht vorzunehmen. Sie können insbesondere bei den Trä- 
gern, Verbänden von Trägern, Behörden und Gerichten der 
anderen Vertragspartei im Interesse der Staatsangehörigen 
Anträge stellen, Erklärungen abgeben oder Rechtsbehelfe ein- 
brlngen. 


OflHecysa n ua coofleeTHnxe cnncn m ncnpaen kom rpeöa fla ce 
nofluecaT npn npnMeuaTa na obo] floroeop nnn na npaBHnxe 
nponncM na flpyrara floroBopua CTpana ua kom ce OflnecyBa 
obo] floroBop (Hneu 2 craB 1 ). 

(2) 3a McnpasM kom xpeöa fla ce nofluecaT npM npMMeHara 
Ha obo] floroBop v\m na npaBHMte nponMCM Ha eflnaxa florosop- 
Ha crpaHa na kom ce OflHecyea obo] floroBop (nneH 2 cras 1), 
npM ynojpeöa npefl opraHMxe Ha flpyraxa floroBopHa cxpana ne 
e noxpeöHa cxiy>K6eHa saaepKa mxim HeKoja cnMHna c(3opManHocx. 

HneH 32 

/^ocxaeyBaibe m ]a3ML|M sa onujTeH>e 

(1) ripM cnpoBeflyBahbexo na obo] floroBop m Ha npaBHMxe 
nponMCM Ha kom ce OflHecyea xo] (Hxien 2 cxae 1), HOCMxenMxe, 
3flpy>KeHM]axa Ha HOCMxexiMxe, opranMxe m cyflOBMxe na floro- 
BopHMxe cxpaHM MWKax HenocpeflHO fla onmxax n/iefyceöHO m co 
saMHxepecMpaHMxe jiMga m hmbhmxo sacxanHMflM na CBOMxe 
cny>K6eHM]a3ML(M. FIpaBHMxe nponMCM 3a KopMCxerbexo Haxoxi- 
KysaHM Ba>Kax M noHaxaMy. FIpecyflM, peiueHMjaMnMflpyrM chmcm 
MO>Kax HenocpeflHO co npenopanaHO hmcmo co nospaxHMga fla 
My ce flocxaeax na nMge Koe npecxojysa na xepMxopMjaxa na 
flpyraxa floroBopna cxpana. T pexaxa peneHMga Ba>KM m 3a npe- 
cyflM, pemeHMja m flpyrM cumcm kom xpeöa fla ce flOCxaeax, a 
KOMLuxo ce M3flaBaax npM cnpoeeflyBatbexo Ha repn/iaHCKMOx 
3aKOH 3a 3rpM>KyBai-be naxpxBMxeofl BojnaxaM HaoHMeaaKOHM 
cnopefl KOM MCXMOx xpeöa fla ce npMMeHysa. 

(2) HocMxe/iMxe, 3flpy>KeHM]axa na HocMxe/iMxe, opraHMxe m 
cyflOBMxe Ha floroBopHMxe cxpaHM ne cr/ieax fla OflÖMjax noflue- 
coflM M McnpaBM sapaflM xoa mxo XMe ce HanMiuauM na cnyx- 
öeHMOx ]a3MK Ha flpyraxa floroBopna cxpana. 

HjieH 33 

kl3eflHaHyBaH>e npn noflHecyaaHieTo Ha öapaHia 

(1 ) Ako öapai-bexo 3a flasai-be cnopefl npaBHMxe nponMCM na 
eflHaxa floroBopna cxpana ÖMfle noflHeceno bo cny>K6a na xepM- 
xopMjaxa Ha flpyraxa floroBopna cxpana na Koja Me fl03B0/ieH0 
npMMai-bexo na öaparbexo 3a coofleexHO flaeahbe cnopefl 
npaBHMxe nponMCM komluxo Ba>Kax 3a nea, xoram ce CMexa fleKa 
öapatbexo r/iy e noflHeceno Ha naflnexHMOx nocMxen. Oea Ba>KM 
cooflBexHO M 3a flpyxM 6apai-ba, KaKo m 3a M3]aBM m npasHM 
cpeflcxBa. 

(2) Cny>K6axa na eflHaxa floroBopHa cxpana, bo Koja ce nofl- 
neceHM öaparbaxa, M3]aBMxe m npaBHMxe cpeflcxea, e floxixna 
Heoflxio>KHO fla m rM npenpaxM Ha Hafljie>KHaxa cxiy>K6a na flpy- 
raxa floroBopHa cxpana. 

(3) Bapahbexo 3a flaBarbe cnopefl npaBHMxe nponMCM na 
eflHaxa floroBopna cxpana Ba>KM m kbko öaparbe 3a coofleexHO 
flasai-be cnopefl npaBHMxe nponMCM na flpyraxa floroBopna 
cxpana. Oea ne Ba>KM aKO noflHOCMxenox noöapa MapenHO fla 
ÖMfle Oflno>KeHO yxepflysai-bexo na npaeaxa na flaeahbe 3a 
cxiyna] na cxapocx, cxeKHaxM cnopefl npasHMxe nponMCM Ha 
flpyraxa floroBopna cxpana. 

Hjibh 34 

OBJiacTyBaH>e Ha flkinnoMaxcKMTe m KOHay/iapHMxe 
npexcTaBHMUJTBa 3a 3acTanyBaH>e 

flMn/iOMaxcKMxe m KonaynapHMxe npexcxasHMLuxBa na eflHa- 
xa floroBopHa cxpana na xepMXopMjaxa na flpyraxa floroBopna 
cxpana MMaax npaao, no öaparbe na kopmchmkox, fla xm npeae- 
Maax flejcxBaxa noxpeÖHM 3a oöeaöeflysahbe m aanyByBarbe na 
npaaaxa na flp>KaB]aHMxe na npsaxa flp>KaBa, öes fla flOKa>Kax 
fleKa ce ononnoMOujxeHM 3a xoa. Tmo, noceöHO, MO>Kax, bo 
MHxepec Ha flp>KaB]aHMxe, fla noflnecyBaax öapai-ba, fla flaoaax 
M3]aBM MxiM fla Bno>KyBaax npaBHM cpeflCXBa Ka] HOCMxeoMxe, 
3flpy>KeHM]axa Ha nocMxenMxe, opraHMxe m cyflOSMxe na flpyraxa 
floroBopna cxpana. 
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Artikel 35 
Datenschutz 

(1) Soweit aufgrund dieses Abkommens nach Maßgabe des 
innerstaatlichen Rechts personenbezogene Daten übermittelt 
werden, gelten die nachfolgenden Bestimmungen unter Beach- 
tung der für jede Vertragspartei geltenden Rechtsvorschriften: 

1 . Die Daten dürfen für die Durchführung dieses Abkommens 
und der Rechtsvorschriften, auf die es sich bezieht, an die 
danach im Empfängerstaat zuständigen Stellen übermittelt 
werden. Der Empfängerstaat darf sie für diese Zwecke ver- 
arbeiten und nutzen. Eine Weiterübermittlung im Empfän- 
gerstaat an andere Stellen oder die Verarbeitung und Nut- 
zung im Empfängerstaat für andere Zwecke ist im Rahmen 
des Rechts des Empfängerstaats zulässig, wenn dies Zwe- 
cken der sozialen Sicherung einschließlich damit zusam- 
menhängender gerichtlicher Verfahren dient. Dies verhindert 
jedoch nicht die Weiterübermittlung dieser Daten in Fällen, 
in denen hierzu nach den Gesetzen und sonstigen Vorschrif- 
ten des Empfängerstaats für strafrechtlich geschützte 
Belange oder für steuerliche Zwecke eine Verpflichtung 
besteht. Im Übrigen darf die Weiterübermittlung an andere 
Stellen nur mit vorheriger Zustimmung der übermittelnden 
Stelle erfolgen. 

2. Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde Stelle auf 
Ersuchen in Einzelfällen über die Verwendung der übermit- 
telten Daten und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

3. Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die Richtigkeit 
der zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit 
und Verhältnismäßigkeit in Bezug auf den mit der Übermitt- 
lung verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem 
jeweiligen innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungs- 
verbote zu beachten. Erweist sich, dass unrichtige Daten 
oder Daten, die nach dem Recht des übermittelnden Staats 
nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, 
so ist dies der empfangenden Stelle unverzüglich mitzutei- 
len. Sie ist verpflichtet, die Berichtigung oder Löschung vor- 
zunehmen. 

4. Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermittelten Informationen sowie über den vorgesehenen 
Verwendungszweck Auskunft zu erteilen. Im Übrigen richtet 
sich das Recht des Betroffenen, über die zu seiner Person 
vorhandenen Daten Auskunft zu erhalten, nach dem inner- 
staatlichen Recht der Vertragspartei, von deren Stelle die 
Auskunft begehrt wird. 

5. Hat eine Stelle der einen Vertragspartei personenbezogene 
Daten aufgrund dieses Abkommens übermittelt, kann die 
empfangende Stelle der anderen Vertragspartei sich im 
Rahmen ihrer Haftung nach Maßgabe des nationalen 
Rechts gegenüber dem Geschädigten zu ihrer Entlastung 
nicht darauf berufen, dass die übermittelten Daten unrichtig 
gewesen sind. Leistet die empfangende Stelle Schadenser- 
satz wegen eines Schadens, der durch die Verwendung von 
unrichtig übermittelten Daten verursacht wurde, so erstattet 
die übermittelnde Stelle der empfangenden Stelle den 
Gesamtbetrag des geleisteten Ersatzes. 

6. Übermittelte personenbezogene Daten sind zu löschen, 
sobald sie zu dem Zweck, zu dem sie übermittelt worden 
sind, nicht mehr erforderlich sind und kein Grund zu der 
Annahme besteht, dass durch die Löschung schutzwürdige 
Interessen des Betroffenen im Bereich der sozialen Siche- 
rung beeinträchtigt werden. 

7. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, die Übermittlung und den Empfang von personen- 
bezogenen Daten festzu halten. 

8. Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind ver- 
pflichtet, personenbezogene Daten, die übermittelt werden, 
wirksam gegen unbefugten Zugang, unbefugte Verände- 
rung und unbefugte Bekanntgabe zu schützen. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten für Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse entsprechend. 


HneH 35 

SaiuTMTa Ha no^aToiiMTe 

(1 ) Ako spa ocHOBa Ha OBOj floroBop, cnopefl oflpeflÖHje na 

HagwoHa/iHHTe npaBHM nponncM, ÖHflax npeflafleHM /ihhhm 

noflaxopH, ke Ba>KaT cneflHMBe OflpeflÖM, co noHHTyBarbe na 

npaBHHxe nponi/iCH kom Ba>KaT aa ceKoja floroBopHa crpaHa: 

1 . 3a cnpoBeflyBarbeTO na OBOj floroBop h Ha npaBHMte nponw- 
CM Ha KOM ce oflHecyBatoj, noflaxoLiMTecMeaTfla mm ce npe- 
flaBaax Ha naflnerKHMTe cnyrKÖM bo flp>KaBaTa-npMMaH. 
flp>KaBaTa-npMMaH CMee fla tm oöpaöoxyBa m fla tm kopmctm 
aaxMe geriM. FloHaTaMOiuHOTO npeflaBarbe natMe noflarogM 
Ha flpyrM cnyrKöM bo flpxaBaTa-npMMan mom HMBHata oöpa- 
öoTKa M KopMCTetbe BO flpxaBara-npMMaH aa APyrM geriM e 
flonyiuTeno bo paMKMxe na aaKOHOflaBCXBOxo na flp>KaBaxa- 
npMMaH, aKO xoa cxiyrKM aa noxpeÖM na cogMjaxiHOxo ocMry- 
pyBarbe, BK/iynyBajkM m cyflCKM nocxanKM bo BpcKa co xoa. 
Mefyxoa, xoa ne ro cnpenyBa nonaxaMOiuHOxo npeflaBarbe 
Ha OBMe noflaxogM bo cxiynaMxe bo komluxo cnpefl aaKOHMxe 
M ApyrMxe nponMCM na flp>KaBaxa-npMMaH aa xoa nocxoM 
oÖBpcKa aa noxpeöM aaujxMxeno co kpmbmhhoxo npaBO mxim 
aa flaHOHHM naMOHM. MnaKy, nonaxaMOiuHOXo npeflaBarbe 
Ha xMe noflaxogM na flpyxM c/iy>K6M ce epiuM caMO co 
npexxoflHa corxiacHOCx na cny>K6axa-npeflaBaH. 

2. ripMMaHox ke ja MaeecxM cny>K6axa-npeflaBaH, no nejaMHO 
öaparbe m bo noeflMHenHM c/iynaM, aa KopMCxerbexo Ha npe- 
flafleHMxe noflaxopM m aa peayxixaxMxe nocxMtnaxM co xoa. 

3. Cxiyxöaxa-npeflaBaH e flOxiXHa fla boam rpM>Ka aa xonnocxa 
Ha npeflaBaHMxe noflaxogM, KaKO m aa neonxoflHOCxa m cpaa- 
MepHocxa BO oflHoc Ha gexixa aapaflM Koja ce öapa hmbhoxo 
npefläBahbe. flpMxoa xpeöafla ce noHMxyeaax aaöpanMxe aa 
npefläBahbe na noflaxogM kom Ba>Kax cnopefl cooflBexHOxo 
HaflMOHaxiHo aaKOHOflaBcxBO. Ako ce noKa>Ke fleKa öM/ie 
npefläfleHM nexoHHM noflaxopM mxim noflaxopM kom, cnopefl 
aaKOHOflaBCXBOxo na flpxKaBaxa-npeflaBan, ne CMeene fla 
ÖMflax npefläfleHM, xoa xpeöa HeoflxioxKHO fla Mce coonmxM 
Ha cxiyxKöaxa-npMMan. Taa e flo/ixKHa fla MaepiijM HMBHa 
McnpaBKa mxim hmbho yHMLuxyBarbe. 

4. Ha aacexHaxoxo xiMge, no öaparbe, My ce flaea MaBecxyBarbe 
aa npeflaflOHMxe noflaxogM aa Hero, kbko m aa npeflBMfleHaxa 
gexi Ha hmbhoxo KopMCxefee. l/lnaKy, npaBOxo Haaacernaxo- 
xo xiMfle fla flOÖMe MaBecxyBarbe aa ximhhmxo noflaxopM iijxo 
nocxojax aa nero My noflnexKM na HagMonaxiHoxo aaKOHO- 
flaBcxBO Ha floroBopnaxa cxpana ofl HMjauxxo cnyxKöa ce 
öapa MaeecxyBahbexo. 

5. Ako cxiyxKöa na eflnaxa floroBopna cxpana npeflana ximhhm 
noflaxoflM Bpa ocHoea na OBOj floroBop, cnyxKöaxa-npMMan 
Ha flpyraxa floroBopHa cxpana ne moxko, bo paMKMxe na cbo- 
jaxa OflroBopnocx cnopefl nagMOHaxiHOxo aaKOHOflaecxBO 
BO OflHOC Ha omxexenoxo xiMge, fla ce noBMKyea na xoa fleKa 
npefläfleHMxe noflaxopM ÖMne nexoHHM, aa fla ce ocxioöoflM 
Ofl CBOjaxa oflroBopnocx. Ako cxiyxKöaxa-npMMan McnnaxM 
naflOMecx aapaflM iijxexa, npMHMHexa co KopMCxei-bexo na 
HexoHHO npefläfleHM noflaxogM, cxiyxKöaxa-npeflaBan ke m 
ro HaflOMecxM Ha cxiyxKöaxa-npMMan pexiOKynHMOx Manoc na 
Mcnxiaxenaxa oxmxexa. 

6. ripeflafleHMxe ximhhm noflaxogM ce yHMiuxyBaax, luxom ke 
npecxanax fla ÖMflax noxpeöHM aa gexixa aa Koja ce npefla- 
fleHM, aKO HeMa hpmhmhm fla ce npexnocxaBM fleKa hmbhoxo 
yHMLuxyBahbe öm aarpoaMxio MHxepecM na aacernaxoxo xiMge 
BO oönacxa na cogMjaxiHOxo ocMrypyaai-be kom aacxiyxy- 
Baax aamxMxa. 

7. CxiyxKöaxa-npeflaaaH m cxiyxKöaxa-npMMan ce aoöxkhm fla 
BOflax eBMflenflMja aa npeflaBarbexo m npMMarbexo na ximhhm 
noflaxoflM. 

8. CxiyxKöaxa-npeflaBan m cxiyxKöaxa-npMMan ce aoxdkhm ecfXM- 
KacHO fla TM LuxMxax npeflafleHMxe omhhm noflaxopM ofl neo- 
Bxiacxen flocxan, HeoBnacxena MSMena m HeoBxiacxeHo 
oöjaeyBahbe. 

(2) OflpeflöMxe Ha cxae 1 eaxKax cooflBexno m aa npoMaeofl- 

HMXe M flexiOBHMxe xajHM. 
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Kapitel 2 

Durchführung und 
Auslegung des Abkommens 

Artikel 36 
Durchführung des 

Abkommens und Verbindungsstellen 

(1) Die Regierungen oder die zuständigen Behörden können 
die zur Durchführung dieses Abkommens notwendigen Verein- 
barungen schließen. Die zuständigen Behörden unterrichten 
einander über Änderungen und Ergänzungen der für sie geben- 
den vom sachiichen Geitungsbereich dieses Abkommens 
erfassten Rechtsvorschriften (Artikei 2 Absatz 1). 

(2) Zur Durchführung des Abkommens werden hiermit foi- 
gende Verbindungssteilen eingerichtet: 

1 . in der Bundesrepubiik Deutschland 
für die Krankenversicherung 

die Deutsche Verbindungssteiie Krankenversicherung - 
Ausland, Bonn, 

für die Unfallversicherung 

die Deutsche Verbindungsstelle Unfallversicherung - Aus- 
land, Sankt Augustin, 

für die Rentenversicherung der Arbeiter 

die Landesversicherungsanstalt Niederbayern-Oberpfalz, 

Landshut, 

für die Rentenversicherung der Angestellten 

die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, 

für die knappschaftliche Rentenversicherung 
die Bundesknappschaft, Bochum, 

für die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 
die Landesversicherungsanstalt für das Saarland, Saar- 
brücken; 

2. in Bezug auf die mazedonische Seite 

für die Gesundheitsversicherung 

der mazedonische Gesundheitsversicherungsfonds, 

Skopje, 

für die Renten- und Invalidenversicherung 
der mazedonische Fonds für Renten- und Invalidenversi- 
cherung, Skopje. 

(3) Soweit die deutschen Rechtsvorschriften es nicht bereits 
vorschreiben, ist innerhalb der Rentenversicherung der Arbeiter 
die für diese eingerichtete Verbindungsstelle für alle Verfahren 
einschließlich der Feststellung und Erbringung von Leistungen 
zuständig, wenn 

1 . Versicherungszeiten nach den deutschen und mazedoni- 
schen Rechtsvorschriften zurückgelegt oder anzurechnen 
sind oder 

2. sonstige im mazedonischen Floheitsgebiet zurückgelegte 
Zeiten nach den deutschen Rechtsvorschriften über Fremd- 
renten anzurechnen sind oder 

3. der Berechtigte sich im mazedonischen Hoheitsgebiet 
gewöhnlich aufhält oder 

4. der Berechtigte sich als mazedonischer Staatsangehöriger 
gewöhnlich außerhalb der Hoheitsgebiete der Vertragspar- 
teien aufhält. 

Dies gilt für Leistungen zur Rehabilitation nur, wenn sie im Rah- 
men eines laufenden Rentenverfahrens erbracht werden. 

(4) Die Zuständigkeit der Bahnversicherungsanstalt und der 
Seekasse nach den deutschen Rechtsvorschriften bleibt 
unberührt. 

(5) Die Verbindungsstellen und die in Absatz 4 genannten 
deutschen Träger werden ermächtigt, unter Beteiligung der 
zuständigen Behörden im Rahmen ihrer Zuständigkeit die zur 
Durchführung des Abkommens notwendigen und zweckmäßi- 


r;iaBa2 

CnpoBeflysaFbe n 
To/iKyBatbe na OBoj floroBop 

HjieH 36 

CnpoBe^yBaifae Ha 
/IforoBopoT kl opraHki sa apcKa 

(1 ) Bnaflkue hjim Haflne>KHMTe opraHw Moxar fla CKnyHysaaT 
floroBopki noTpeÖHM sa cnpoBeflyBarbeTO na OBOj floroBop. 
HafljiexHMTe opraHw MefyceöHO ce MSBecTyBaar sa kisMeHki m 
flonoriHyBahba na npaBHHxe nponkicki kom Baxar sa hmb m Ha kom 
ce oflHecyBa OBOj floroBop (nneH 2 ctbb 1 ). 

(2) 3a cnpoBeflyBai-beTO na OBOj floroBop ce OflpeflyBaaj 
c/ieflHMBe opraHH sa epcKa: 

1. BO CojysHa PenyöjiHKa FepMaHkija 
sa sflpaBCTBeHOTO ockirypysarbe 

F epMaHCKMOT opraH sa BpcKa „SflpaBCTBeHO ockirypysarbe - 
CTpaHCTBO", Boh 

sa ockirypysahbeTO sa caynaj na noBpefla Ha paöoxa 
FepMaHCKMOT opraH sa BpcKa „Ockirypysarbe sa cnynaj na 
noBpefla na paöoxa - cxpancxBO“, CanKx AyrycxHH 

sa nensHCKOxo ockirypysarbe na paöoxHMpHxe 
rioKpaMHCKHOX saBOfl sa ockirypyBahbe flonna Basapiija- 
F opna cPanaHKa, Jlanflcxyx 

sa nensMCKOxo ocHrypysaHse na cnyx6eHML(Mxe 
CojysHMOX saBOfl sa ockirypyoai-be na cnyx6eHML(n, BepnHH 

sa pyflapcKOXo nensHCKO ocHrypysarbe 
CojysHaxa pyflapcKa saeflHHga, Boxyr/i 

sa flonoxiHkixenHOxo pyflapcKO ockirypysarbe 
rioKpaHHCKHOX SaBOfl SB ocHrypyBahbe sa CapcKa oönacx, 
CapöpHKeH; 

2. Bo oflHoc Ha MBKeflOHCKaxa cxpana 

sa SflpaBCXBOHOxo ockirypysatbe 

OoHflox sa SflpaBCXBeHO ockirypysarbe na MaKeflOHMja, 

CKonje 

sa nensHCKOxo m MHBannflCKOxo ockirypysaHse 

OoHflox sa nensHCKOxo h kiHBaxiHflCKOxo ockirypysarbe na 

MaKeflOHMja, CKonje 

(3) Ako repMBHCKMxe npaBHM nponMCM eeke xoa ne ro Oflpe- 
flyeaax, bo pan/iKMxe na nensMCKOxo ocMrypyBarbe na paöoxHM- 
L(Mxe opraHox sa BpcKa, OflpeflOH sa xoa ocHrypysarbe, e 
HaflnexeH sa CMxe nocxanKM, BKxiynyBajkM ro yxBpflyBarbexo m 
npyxarbexo na flaBarba, bko 

1 . ce HaepiueHM v\m xpeöa fla ce sacMexaax nepMOflM na ocMry- 
pyBarbe cnopefl repMancKMxe m MaKeflOHCKMxe npaBHM 
nponMCM, MnM 

2. cnopefl repMBHCKMxe npaBHM nponMCM sa cxpancKM neHSMM 
xpeöa fla ce sacMexaax m flpyrM nepMOflM HaepiueHM Ha 
MBKeflOHCKa xepMxopMja, mhm 

3. KOpMCHMKOX HB npBBOXO BOOÖMHaSHO npeCXOjyBS Ha MBKe- 
flOHCKa xepMxopMja, m/im 

4. KOpMCHMKOX HB npBBOXO KBKO MaKSflOHCKM flpXBBjaHMH 
BooöMHaeHO npecxojyBB naflBop ofl xepMxopMMxe hb floro- 
BOpHMXe CXpaHM. 

3a pexaÖMnMxaflMCKM flaBarba obb bsxm cbmo bo cxiynaj bko 
xMe ce npyxaax bo paMKMxe na nensMCKa nocxanKa bo xeK. 

(4) Co OBB He ce sacexHyBa naflnexHocxa na 3aBOflox sa 
ocMrypyeaibe na xenesHMHapMxe m na FloMopcKaxa Kaca cno- 
pefl repMaHCKMxe npaBHM nponMCM. 

(5) OpraHMxe sa Bpcxa m repiviaHCKMxe HOCMxenM HasefleHM 
BO cxBB 4 floÖMBaax OB/iacxyBarbe, co ynecxBO hb naflnexHMxe 
opraHM BO paMKMxe Ha HMBnaxa nafl/iexHocx, fla tm floroBapaax 
BflMMHMCxpaxMBHMxe MspKM noxpeöHM M flexiecooöpasHM sa 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-21 - 


Drucksache 15/3172 


gen Verwaltungsmaßnahmen zu vereinbaren, einschließlich des 
Verfahrens über die Erstattung und die Zahlung von Geldleis- 
tungen. Die Bestimmung des Absatzes 1 bleibt unberührt. 

Artikel 37 

Währung und Umrechnungskurse 

Geldleistungen können von einem Träger einer Vertragspartei 
an eine Person, die sich im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags- 
partei aufhält, in dessen Währung mit befreiender Wirkung 
erbracht werden. Im Verhältnis zwischen dem Träger und dem 
Berechtigten ist für die Umrechnung der Kurs des Tages maß- 
gebend, der bei der Übermittlung der Geldleistung zugrunde 
gelegt worden ist. Hat ein Träger an einen Träger der anderen 
Vertragspartei Zahlungen vorzunehmen, so sind diese in der 
Währung der zweiten Vertragspartei zu leisten. Hat ein Träger in 
den Fällen der Artikel 29 und 30 an einen Träger der anderen 
Vertragspartei Zahlungen vorzunehmen, so sind diese in der 
Währung der ersten Vertragspartei vorzunehmen. 


Artikel 38 
Erstattungen 

(1) Hat der Träger einer Vertragspartei Geldleistungen zu 
Unrecht erbracht, so kann der zu Unrecht gezahlte Betrag bei 
der Zahlung einer entsprechenden Leistung nach den Rechts- 
vorschriften der anderen Vertragspartei zugunsten des Trägers 
einbehaiten werden. 

(2) Hat ein Träger der Kranken- oder Unfallversicherung einer 
Vertragspartei einem Leistungsempfänger einen höheren 
Betrag gezahlt als den, auf den dieser nach Anwendung der 
Bestimmungen über das Zusammentreffen von Leistungen 
(Artikel 12) Anspruch hat, so ist der zuviel gezahlte Betrag als 
Vorschuss des die Rente schuldenden Trägers der anderen Ver- 
tragspartei anzusehen und zugunsten des Trägers der ersten 
Vertragspartei einzubehalten. Soweit Rentennachzahlungen 
über eine Verbindungsstelle der Rentenversicherung im Wohn- 
staat des Berechtigten zu leisten sind, behält die mit der Aus- 
zahlung beauftragte Verbindungsstelle den zuviel gezahlten 
Betrag zugunsten des Trägers der Kranken- oder Unfallversi- 
cherung in den für diesen geltenden Bedingungen und Grenzen 
ein. 

(3) Hat eine Person nach den Rechtsvorschriften einer Ver- 
tragspartei Anspruch auf eine Geldleistung für einen Zeitraum, 
für den ihr oder ihren Angehörigen von einem Fürsorgeträger 
der anderen Vertragspartei Leistungen erbracht worden sind, so 
ist diese Geldleistung auf Ersuchen und zugunsten des ersatz- 
berechtigten Fürsorgeträgers einzubehalten, als sei dieser ein 
Fürsorgeträger mit dem Sitz im Hoheitsgebiet der ersten Ver- 
tragspartei. Die Pflicht zur Einbehaltung besteht nicht, soweit 
der Leistungsträger selbst geleistet hat, bevor er von der Leis- 
tung des Fürsorgeträgers Kenntnis erlangt hat. 


Artikel 39 
Streitbeilegung 

(1) Streitigkeiten zwischen den beiden Vertragsparteien über 
die Auslegung oder Anwendung des Abkommens sollen, soweit 
möglich, durch die zuständigen Behörden beigelegt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf die in Absatz 1 vorgesehene 
Weise nicht beigelegt werden, so wird sie auf Verlangen einer 
Vertragspartei einem Schiedsgericht unterbreitet. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jede Vertragspartei ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder 
sich auf den Angehörigen eines dritten Staats als Obmann eini- 
gen, der von beiden Vertragsparteien bestellt wird. Die Mitglie- 
der werden innerhalb von zwei Monaten, der Obmann innerhalb 


cnpoBeflyBahbeTO HaoBO] floroBop, BKnynyBajkn ja nocTanKaxa 
sa pecftyHflMpai-be n ncnxiaxyBahbe na napnuHn flaBarba. Co oaa 
He ce sacerHyea Oflpeflöaxa Ofl crae 1 . 

HxieH 37 

Baxiyxa m npecMexKOBeH Kypc 

HocMxenoT na eflnara floroBopna cxpaHa, Ha xiMLie Koeiuxo 
npecTOjyea na TepMTopnjaxa na flpyraxa floroBopna cxpana, 
MO>Ke co ocxioöoflMxe/iHO flejCTBO fla My npy>Ka napnuHM flaea- 
i-ba BO CBojara Ba/iyxa. Bo MefyceöHMxe oflHocn Mefy HOCHxenoT 
M KopncHMKOT HB opaBOTO, 33 npecMexyBai-beTO Mepoflaaen e 
flHeBHMOT Kypc yxBpfleH kbko ocHOBa npH ncnpakahbexo na 
napMHHOTO flaBatbe. Ako HOCMxexiOT xpeöa fla msbplum Mcnna™ 
BO KopMCT Ha HOCHxenoT Ofl flpyraxa floroBopna cxpana, xne 
McnnaxM ke ce epmax bo Baxiyxaxa na Bxopaxa floroBopna 
cxpana. Ako Hocnxexiox xpeöa fla msbplum ncnxiaxn bo Kopwcx 
na HOCMxexi Ofl flpyraxa floroBopna cxpana bo cxiynaMxe Ofl 
HxienoBHxe 29 n 30, xwe McnxiaxM ke ce epmax bo aaxiyxaxa na 
npaaxa floroBopna cxpana. 

Hxien 38 

HaflOMecxyBaibe na flaaaiba 

(1 ) Ako HOCMxe/iox na eflnaxafloroBopna cxpana neocHOBano 
McnnaxMxi napnnnn flaBaiba, xoram npn n/iakaibexo na co- 
OflBexHO flaaaibe cnopefl npaannxe nponncn na flpyraxa floro- 
Bopna cxpana neocnoBano ncn/iaxennox nanoc MO>Ke fla önfle 
3aflp>KaH BO Kopncx na xoj Hocnxexi. 

(2) Ako HOCMxexiox na aflpaBCXBenoxo ocnrypyoaibe nxin na 
ocnrypyBarbexo 3a cxiynaj na noapefla na paöoxa Ofl eflnaxa 
floroBopna cxpana My ncnxiaxnn na KopncnnKOx na flaaaibexo 
noBncoK M3HOC Ofl OHOj na Koj xoj mmb npaao cnopefl Oflpeflönxe 
3a noKjionyBarbe na flaeaiba (nxieH 12), xoraiu npenxiaxennox 
M3HOC ce CMexa 3a aKOHxaflnja na Hocnxexiox na flpyraxa 
floroBopna cxpana Kojmxo ja flO/i>KM nenanjaxa n ce 3aflp>KyBa 
BO Kopncx na nocnxexiox ofl npaaxa floroBopna cxpana. Ako 
xpeöa fla ce ncnxiaxax aaocxanaxn nanocn na nenanja npeKy 
opranox 3a epcKa na nenancKoxo ocnrypyoaibe bo flp>KaBaxa 
BO Koja >KMBee kopmchmkox, xoram opranox aa apcKa, OBxiacxeH 
fla ja n3BpmM ncn/iaxaxa, ke ro 3aflp>KM npenxiaxennox nanoc bo 
Kopncx Ha HOCMxenox na aflpaBCXBenoxo ocnrypyoaibe nnn na 
ocnrypyBarbexo 3a cnynaj na noapefla na paöoxa nofl ycnoBnxe 
M BO rpannflMxe mxo aaxKax aa nero. 

(3) Ako neKoe nnpe cnopefl npaennxe nponncn na eflnaxa 
floroBopna cxpana wMa npaeo na napnnno flaearbe aa nepnofl 
33 Koj nnpexo nnn nnenoBn na neroBOxo ceMejcxBO npnMi/ino 
flaeaiba Ofl cxpana na nocnxen na coflnjanna noMom na flpyraxa 
floroBopna cxpana, xoram xoa napnnno flaearbe ke ce aaflpxKn 
no öaparbe n bo Kopncx na nocnxenox na coLinjanna noMom Koj 
nMa npaBO na naflOMecx, kbko xoj nocnxen na coflnjanna noMom 
fla nMa ceflnmxe na xepnxopnjaxa na npeaxa floroBopna cxpa- 
na. OÖBpcKaxa aa aaflpxKyeaibe ne nocxon aKO nocnxenox na 
flaearbexo cbm ro npyxKnn flaearbexo, npefl fla floanae 3a 
flaeaibexo Ofl cxpana na nocnxenox na coflnjanna noMom. 

Hnen 39 

PeiuBBaibe Ha cnopoBH 

(1 ) CnopoBnxe Mefy fleexe floroBopnn cxpann OKony xonKy- 
Barbexo nnn npnMenaxa na OBOj floroBop xpeöa, flOKonKy e 
MO>KHO, fla ce pemaeaax ofl naflnexKnnxe oprann. 

(2) Ako neKoj cnop ne moxko fla ce pemn na nannnox npeflen- 
flen BO cxaB 1, xoram, no öaparbe na eflna Ofl floroBopnnxe 
cxpann, xoj ke önfle nanecen npefl apönxpaxeH cyfl. 

(3) ApönxpaxKHnox cyfl ce cjxopMnpa Ofl cnynaj flo cnynaj, co 
xoa mxo ceKoja floroBopna cxpana naaHanyBa no eflen nnen, a 
flBajpaxa nnenoen cnoroflöeno önpaax flpxKaejannn na xpexa 
flP>KaBa KBKO npexceflaean, Kojmxo ke önfle naaHaneH ofl ena- 
flnxe na fleexe floroBopnn cxpann. Hnenoenxe ce naananyBaax 
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von drei Monaten bestellt, nachdem die eine Vertragspartei der 
anderen mitgeteilt hat, dass sie die Streitigkeit einem Schieds- 
gericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jede 
Vertragspartei den Präsidenten des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte bitten, die erforderlichen Ernennungen vor- 
zunehmen. Ist der Präsident des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte Staatsangehöriger einer Vertragspartei oder 
ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soll der Vizeprä- 
sident die Ernennungen vornehmen. Ist auch der Vizepräsident 
Staatsangehöriger einer Vertragspartei oder ist auch er verhin- 
dert, so soll das im Rang nächstfolgende Mitglied des Gerichts- 
hofs, das nicht Staatsangehöriger einer Vertragspartei ist, die 
Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit 
aufgrund der zwischen den Vertragsparteien bestehenden Ver- 
träge und des allgemeinen Völkerrechts. Seine Entscheidungen 
sind bindend. Jede Vertragspartei trägt die Kosten ihres Mit- 
glieds sowie ihrer Vertretung in dem Verfahren vor dem 
Schiedsgericht. Die Kosten des Obmanns sowie die sonstigen 
Kosten werden von den Vertragsparteien zu gleichen Teilen 
getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere Kostenregelung 
treffen. Im Übrigen regelt das Schiedsgericht sein Verfahren 
selbst. 


Abschnitt IV 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Artikel 40 

Leistungsansprüche 

(1) Dieses Abkommen begründet keinen Anspruch auf Leis- 
tungen für die Zeit vor seinem Inkrafttreten. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens werden auch die vor 
seinem Inkrafttreten nach den Rechtsvorschriften der Vertrags- 
parteien gegebenen erheblichen Tatsachen berücksichtigt. 

(3) Frühere Entscheidungen stehen der Anwendung des 
Abkommens nicht entgegen. 

(4) Wird ein Antrag auf Feststellung einer Rente, auf die nur 
unter Berücksichtigung dieses Abkommens Anspruch besteht, 
innerhalb von zwölf Monaten nach seinem Inkrafttreten gestellt, 
so beginnt die Rente mit dem Kalendermonat, zu dessen 
Beginn die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt waren, frühes- 
tens mit dem Inkrafttreten des Abkommens. 

(5) Renten, die vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens 
festgestellt sind, werden unter dessen Berücksichtigung auf 
Antrag neu festgestellt, wenn sich allein aufgrund der Bestim- 
mungen dieses Abkommens eine Änderung ergibt. 

(6) Ergäbe die Neufeststellung nach Absatz 5 keine oder eine 
niedrigere Rente, als sie zuletzt für die Zeit vor dem Inkrafttreten 
dieses Abkommens gezahlt worden ist, so ist die Rente in der 
Flöhe des bisherigen Zahlbetrags weiter zu erbringen. 


Artikel 41 

Fortgeltung von Versicherungslasten 

(1) Der Vertrag vom 10. März 1956 zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und der Föderativen Volksrepublik Jugosla- 
wien über die Regelung gewisser Forderungen aus der Sozial- 
versicherung findet im Verhältnis zwischen den dieses Abkom- 
men schließenden Vertragsparteien weiter Anwendung. 

(2) Die in Artikel 2 Buchstabe b des genannten Vertrags 
bezeichneten Verpflichtungen übernimmt der Träger der maze- 


Bo poK ofl flBa Meceiia, a npexceflaBaHOT bo poK ofl jpn Mecepa, 
OTKaKO eflHaxa floroBopna CTpana ke ja nsBecrn flpyraxa sa Toa 
fleKa MMa Har/iepa fla ro nsnece cnopoT npefl ap6MTpa>KeH cyfl. 

(4) Ako He ce noHMTyBaaj poKOBHte HaeefleHM bo ctaB 3, bo 
OT cycTBO Ha flpyr floroBop, ceKoja floroBopna crpana MO>Ke fla 
ro saMonn npeTceflate/iOT na EeponcKMOT cyfl sa HoaeKOBM 
npaea fla rn MsepiuM nojpeÖHMTe HasHanyBahba. flOKOJiKy 
FIpeTceflajenoT na Ebpohckmot cyfl sa HOBeKOBH npasa e 
flP>KaBjaHMH Ha eflua ofl floroBopHHxe crpaHM v\m aKO e 
cnpeneH ofl flpyra npHHMHa, nornpeTceflarenoT rpeöa fla rn 
MSBpiUM HasHaHyBahbaja. flOKOJiKy n FlornpeTceflaTe/iOT e 
flP>KaBjaHMH Ha eflua Ofl floroBopHHxe cxpaHM mhm sko m xoj 
e cnpeneH, xoram HasHaHyBarbaxa xpeöa fla rn msbplum 
cneflHMOx no paar Hxien na Cyflox Koj ne e flpxaBjaHMH na Hwxy 
eflHa Ofl floroBopHMxe cxpanw. 

(5) Ap6Mxpa>KHHOx cyfl OflxiyHyBa co mhosmhcxbo r/iacoBM eps 
ocHOBa Ha nocxoeHKMxe floroBopM Mefy floroBopHwxe cxpaHM m 
B ps ocHOBa Ha onujxoxo n/ieryHapoflHO npaao. hleroBMxe OflnyKM 
ce oÖBpsyBaHKM. CeKoja floroBopna cxpana xm CHecyea xpo- 
LuoflMxe sa CBOjox nxieH, KaKO m sa CBoexo sacxanysarbe bo no- 
cxanKaxa npefl ap6Mxpa>KHM0x cyfl. TpomoLiMxe sa npexcefla- 
BaHox, KaKO M ocxanaxMxe xpomoflM tm CHecyeaax floroBopnaxe 
cxpaHM noflOflHaKBO. Ap6Mxpa>KHMOx cyfl mtokb m hb flpyr HanMH 
fla ro peryxiMpa nxiakatbexo Ha xpomoLiMxe. 3a CMxe flpyxM npa- 
Luarba ap6Mxpa)KHMOx cyfl caM ja ypeflyaa CBojaxa nocxanKa. 


fle/i IV 

npeO^HM M SaBpUJHM o^pe^ön 
Hxich 40 

ripaea Ha flaaaHia 

(1 ) OBOj floroBop He npeflBMflyea npaeo Ha flaeaiba sa epe- 
Mexo npefl neroBOXo BxieryBarbe bo CMXia. 

(2) ripM npMMBHaxa na OBOj floroBop ke ce seiviaax npeflBMfl m 
SHanajHMxe cjtaKXM komluxo nocxoene cnopefl npaBHMxe nponM- 
CM Ha floroBopHMxe cxpaHM npefl HeroBOxo BneryBarbe bo CMna. 

(3) riopaHeiiJHM OflnyKM ho npexcxaByBaax npenKa sa npMMe- 
Haxa Ha OBoj AoroBop. 

(4) Ako öapaibe sa yxBpflyBaHse na neHSMja, Ha Koja nocxoM 
npaBO caMO Bps ochobs na OBOj AoroBop, ÖMfle noflHeceHO bo 
poK Ofl flBaHaecex MecegM no HeroBOXo BneryBaibe bo CMna, 
Mcnnaxaxa Ha nensMjaxa ke noHHe ofl KanenflapcKMOx iviecefl Ha 
HMjujxo nonexoK öMne McnonnexM ycnoBMxe sa cxeKHyBarbe Ha 
npaBoxo, HO He nopano Ofl flenox na eneryBarbexo bo CMna Ha 

OBOj AoroBop. 

(5) rieHSMMxe komluxo ce yxepfleHM npefl BneryBarbexo bo 
CMna Ha OBOj AoroBop, no öapaibe, ke ÖMflax yxepflenM noBxop- 
HO, seiviajkM ro npeflBMfl OBOj AoroBop, bko MCKnyHMBO Bps ocho- 
Ba Ha OflpeflÖMxe Ha OBOj Aoroaop flojfle flo npoMena. 

(6) Kora noBxopHOxo yxBpflyaaibe cnopefl cxae 5 6m floeeno 
flO saryöa Ha neHSMjaxa mhm flo noHMCKa nensMja Ofl onaa Koja- 
Luxo ce McnnaxyBana nenocpeflHO npefl BneryBaibexo bo CMna 
Ha OBOj AoroBop, xoraiu nensMjaxa ke ce Mcnnaxyea m noHaxaiviy 
BO BMCMHa Ha flOXOraiUHMOX MSHOC. 

HneH 41 

noHaxaMomHa Ba>KHOCT Ha Toeapox na ockirypysaHse 

(1 ) AoroBopox Mefy CojysHa PenyönMKa F epMBHMja m Oefle- 
paxMBHa FlapoflHa PenyönMKa JyrocnaBMja sa perynnpaibe Ha 
MSBecHM noöapyBaiba Ofl coflMjanHOXo ocMrypyeaibe Ofl 
1 0 Mapx 1 956 roflMHa ke ce npMMeHyea m nonaxaMy bo OflHOCMxe 
Mefy floroBopHMxe cxpaHM komluxo ro CKnynyBaax OBOj AoroBop. 

(2) HocMxenox na MaKeflOHCKOxo coflMjanHO ocMrypyaaibe 
XM npeseMa oöapcKMxe HaaeflOHM bo nneH 2 öyKBa 6) Ofl cnoMe- 
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donischen Sozialversicherung gegenüber den in Artikel 1 
Absatz 1 Buchstabe b des genannten Vertrags bezeichneten 
ehemaligen jugoslawischen Staatsangehörigen nur, 

1 . sofern er unter Anwendung des Artikels 1 Absatz 1 Buch- 
stabe b des genannten Vertrages bereits eine Rente zahlt; 
dies auch in Bezug auf eine Nachfolgerente oder 

2. für Personen mit mazedonischer Staatsangehörigkeit oder 

3. für Personen, die die deutsche Staatsangehörigkeit oder die 
Staatsangehörigkeit eines dritten Staats besitzen, mit Aus- 
nahme einer Staatsangehörigkeit eines neuen auf dem 
Gebiet des ehemaligen Jugoslawien entstandenen Staats, 
wenn sie am 1. Januar 1956 die mazedonische Republik- 
staatsangehörigkeit hatten. 

Artikel 42 

Außerkrafttreten von Übereinkünften 

Mit dem Inkrafttreten dieses Abkommens treten im Verhältnis 
zwischen den beiden Vertragsparteien außer Kraft: 

- das Abkommen vom 12. Oktober 1968 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien über Soziale Sicherheit, 

- das Änderungsabkommen hierzu vom 30. September 1974, 

- die Vereinbarung vom 9. November 1969 zur Durchführung 
des Abkommens vom 12. Oktober 1968 zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Sozialistischen Föderativen 
Republik Jugoslawien über Soziale Sicherheit. 

Artikel 43 
Schlussprotokoll 

Das beiliegende Schlussprotokoll ist Bestandteil dieses 
Abkommens. 

Artikel 44 
Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten Monats 
nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die beiden Vertrags- 
parteien einander mitgeteilt haben, dass die innerstaatlichen 
Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. Maßgebend 
ist der Tag des Eingangs der letzten Mitteilung. 

Artikel 45 

Geltungsdauer des Abkommens 

(1) Dieses Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos- 
sen. Jede Vertragspartei kann es unter Einhaltung einer Frist 
von drei Monaten zum Ende eines Kalenderjahrs auf diplomati- 
schem Wege schriftlich kündigen. 

(2) Tritt das Abkommen infolge Kündigung außer Kraft, so 
gelten seine Bestimmungen für die erworbenen Leistungsan- 
sprüche weiter. Rechtsvorschriften über die Einschränkung 
oder den Ausschluss eines Anspruchs oder über das Ruhen 
oder die Entziehung von Leistungen wegen des Aufenthalts im 
Ausland bleiben für diese Ansprüche unberücksichtigt. 

Geschehen zu Skopje am 8. Juli 2003 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und mazedonischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


HaTMOT floroBop BO OflHOC Ha nopaHeujHMTe jyrocnoBeHCKM flp>Ka- 
BjaHM HaaefleHM bo nneH 1 CTaa 1 öyKaa 6) Ofl cnoMeHaxHOT 
floroBop caMO 

1 . aKO Beke McnnaxyBa nenaHja cnopefl HneH 1 ctaa 1 öyKBa 6) 
Ofl cnoMOHaTMOT floroBop; oaa Ba>KM m sa neHSMja ujto ce 
HaflOBpayaa HataKBa; mxim 

2. sa mi\a co n/iaKeflOHCKo flp>KaBjaHCTBo; mxim 

3. sa öHpa KOM wMaar repn/iaHCKo flp>KaBjaHCTBO mhh flP>Ka- 
BjaHCTBO Ha HeKoja xpexa flp>KaBa, co MCKxiyHOK na flP>Ka- 
BjaHcxBoxo Ha eflHa ofl hobmxb flp>KaBM nacxanaxH na 
noflpanjexo na nopanemHa JyrocnaBMja, aKO na 1 janyapn 
1956 roflMHa xwe nwga MMaxie MaKeflOHCKO penyöxiHHKO 
flP>KaBjaHCXBO. 

HneH 42 

□pecTaHOK Ha ^oceraiuHM /^oroaopM 

Co BneryBai-bexo bo curia na OBOj floroBop bo oflHOCMxe Mefy 
flBexe floroBopHM cxpaHM npecxaHyaaax fla Ba>Kax: 

- floroBopox Mefy Cojysna Penyö/iMKa FepManHja m CopMja- 
jiMCXHMKa OeflepaxMBHa PenyönwKa JyrocnaBMja sa cogM- 
jaöHO ocMrypyBahbe Ofl 1 2 okxombpm 1 968 roflMHa, 

- floroBopox sa MSMena na xoj floroBop Ofl 30 cenxeMBpM 
1974roflMHa, 

- Cnoroflöaxa Ofl 9 HoeMBpM 1 969 roflMna sa cnpoBeflyBarbe na 
AoroBopox Mefy Cojysna PenyönMKa F epMannja m CogMjanM- 
cxMHKa cpeflepaxMBHa PenyönMKa JyrocnaBMja sa cogMjanHO 
ocMrypyBahbe Ofl 1 2 okxombpm 1 968 roflMHa. 

HneH 43 

SaepmeH npoxoKon 

npMno>KeHMOx SaBpmeH npoxoKon e cocxaBeH flen Ha OBOj 
AöroBop. 

HneH 44 

BneryaaHie so ciina 

Oaoj AoroBop BneryBa bo CMna npBMOx flen ofl BxopMOx Meceg 
no McxeKOx Ha Mecegox bo Koj flBexe floroBopHM cxpanM ke ce 
MSBecxax MefyceöHO flOKa ce McnonnexM ycnoBMxe sa neroBO 
BneryBahbe bo CMna cnopefl HagMOHanHMxe npaBHM nponMCM. Me- 
poflaBeH e flenox Ha npMMarbexo Ha nocneflHOXo MsaecxyBarbe. 

HneH 45 

Bpeivie Ha aarKehbe na AoroBopox 

(1) OBOj AoroBop ce CKnynyea Ha HeonpefleneHO epeMe. 
CeKoja floroBopHa cxpana MO>Ke fla ro oxKa>Ke nMCMeno, no 
flMnnoMaxcKM nax, bo poK ofl xpM MecegM npefl mcxbkox na 
KaneHflapcKaxa roflMna. 

(2) Ako OBOj AoroBop npecxane fla Ba>KM nopaflM oxKas, 
HeroBMxe oflpeflöM npoflonrKyaaax fla aaxax bo OflHoc na floxo- 
ram cxeKHaxMxe npaoa Ha flaaai-ba. FIpaBHMxe nponMCM sa orpa- 
HMHyBahbe MnM MCKnyHyBahbe na HOKoe npaBO mhm sa MMpysa- 
hbe MnM oflseMahbe na flasai-ba sapaflM npecxoj bo cxpancxBO 
HeMa fla ce npMMenyBaax eps xaKBMxe npaea. 

CKnyneH bo CKonje na 8 jynM 2003 bo flBa opMrMHanHM npM- 
MepoflM, ceKoj Ha repMancKM m na MaKeflOHCKM jasMK, co xoa 
mxo ceKoj xeKcx MMa eflnaKaa Ba>KHOCX. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a Bnaflaxa Ha CojysHa PenyönMKa F epMaHMja 

Dr. Irene Flinrichsen 

Für die mazedonische Regierung 
3a MaKeflOHCKaxa Bnafla 


Jovan Manasijevski 
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Schlussprotokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der mazedonischen Regierung über Soziale Sicherheit 


SaapiueH nporoKon 

KOH /i^oroBopoT 

luiery Bna^ara Ha CojysHa PenyöjiiiKa f epniaHkija 
H MaKe^OHCKara Bna^a sa coMiijajiHO ociirypyBaH>e 


Bei der Unterzeichnung des heute zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der mazedonischen Regie- 
rung geschlossenen Abkommens über Soziale Sicherheit 
erklären die Bevollmächtigten beider Vertragsparteien, dass 
Einverständnis über Folgendes besteht: 

1 . Zu Artikel 2 des Abkommens: 

- Für die in der Bundesrepublik Deutschland bestehende 
hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung und für die 
Alterssicherung der Landwirte gelten die besonderen 
Bestimmungen über die Rentenversicherung (Abschnitt II 
Kapitel 3) nicht. 

- Ungeachtet der Bestimmung des Artikels 2 Absatz 2 
berücksichtigt der mazedonische Träger, falls erforder- 
lich, bei mazedonischen Staatsangehörigen oder Perso- 
nen, die ihre Rechte von Versicherten mit mazedoni- 
scher Staatsangehörigkeit ableiten, unabhängig von 
ihrem Aufenthaltsort auch die Bestimmungen eines 
anderen Abkommens oder einer überstaatlichen Rege- 
lung. Dies gilt auch für andere in Artikel 3 genannte Per- 
sonen, die sich im mazedonischen Hoheitsgebiet aufhal- 
ten, sofern ein anderes Abkommen nichts anderes 
bestimmt. 

2. Zu Artikel 4 des Abkommens: 

- Versicherungslastregelungen in zwischenstaatlichen 
Übereinkünften der beiden Vertragsparteien mit anderen 
Staaten bleiben unberührt. 

- Rechtsvorschriften einer Vertragspartei, die die Mitwir- 
kung der Versicherten und der Arbeitgeber in den Orga- 
nen der Selbstverwaltung der Träger und der Verbände 
sowie in der Rechtsprechung der Sozialen Sicherheit 
gewährleisten, bleiben unberührt. 

- Mazedonische Staatsangehörige, die sich gewöhnlich 
außerhalb des Hoheitsgebiets der Bundesrepublik 
Deutschland aufhalten, sind zur freiwilligen Versicherung 
in der deutschen Rentenversicherung berechtigt, wenn 
sie zu dieser für mindestens 60 Monate Beiträge wirk- 
sam entrichtet haben; günstigere innerstaatliche 
Rechtsvorschriften bleiben unberührt. Dies gilt auch für 
die in Artikel 3 Nummer 1 des Abkommens bezeichneten 
Flüchtlinge und Staatenlose, die sich gewöhnlich im 
mazedonischen Hoheitsgebiet aufhalten. Eine vor dem 
Inkrafttreten dieses Abkommens begonnene freiwillige 
Versicherung in der deutschen Rentenversicherung 
durch einen mazedonischen Staatsangehörigen oder 
einen in Artikel 3 Nummer 1 bezeichneten Flüchtling mit 
gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb des Hoheitsgebiets 
der Bundesrepublik Deutschland bleibt unberührt. 

3. Zu Artikel 5 des Abkommens: 

- Für Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im mazedo- 
nischen Hoheitsgebiet gilt die Bestimmung über die 
Gleichstellung der Hoheitsgebiete (Artikel 5) in Bezug 


Flpn noTnnmyBahbeTO ua floroBopoT sa C0L(MjanH0 ocnrypyaa- 
hbe, CKnyneH flehec Mefy Bnaflaxa na CojysHa PenyönnKa F ep- 
Mannja n MaKeflOHCKaxa Bnafla, ononHOMOiuTeHMTe n\Ai\a na 
flBBTe floroBopHM cTpaHM MsjaBMja flBKa nocTOM cornacHocT sa 
cneflHOBo: 

1. BoBpcKacoHneH2oflfloroBopoT: 

- rioceÖHMTe OflpeflÖM sa neHsncKoro ocnrypysatbe 
(fleji II, rnaBa 3) He Ba>KaT sa flononHHxenHOTO pyflap- 
CKO ocnrypysatbe, Hnry sa crapocHOTO ocHrypysatbe Ha 
3eMjoflenL(MTe, komluto nocTojax bo Cojysna PenyönnKa 
FepMannja. 

- Bes ornefl na Oflpeflöaxa Ofl nnen 2 crae 2, MaKeflOHC- 
KMOT HocMTen sa MaKeflOHCKMTe flp>KaBjaHM nnn nnL(a 
KOM CBonre npaea rn nseeflyBaaT ofl 0CMrypeHML(MTe - 
MaKeflOHCKM flP>KaBjaHM, HeSaBMCHO Ofl HMBHOTO MeCTO 
Ha npecToj, no noxpeöa ke rn seiwe npeflBMfl n oflpeflÖMje 
Ha flpyr floroBop nnn Merynapoflna perynaxnaa. Mctoto 
ce OflHecyaa n na Apyrnre nnpa ofl nnen 3 kom npecxojy- 
Baax Ha MaKefloncKa xepnxopnja, aKO co flpyr floroBop 
He e nonnaKy onpefleneno. 


2. BoBpcKacoHneH4oflfloroBopox: 

- He ce sacemaxn Oflpeflönxe sa perynnparbe na xoeapox 
Ha ocnrypyBahbe bo Mefyflp>KaBHM floroBopn na flaexe 
floroBopHM cxpaHM co flpyrn flp>KaBn. 

- He ce sacernaxn npaennxe nponncn na eflna ofl floro- 
BopHMxe cxpaHM KOMLuxo ro rapanxnpaax ynecxBOxo na 
ocMrypeHMflMxe m na paöoxoflaBflMxe bo caMoynpaBHMxe 
opraHM Ha HOCMxennxe m na 3flpy>KeHMjaxa, KaKO m bo 
cyflCXBOxo BO oönacxa na coflnjanHOxo ocMrypyaahbe. 

- MaKeflOHCKMxe flpxaBjaHM komluxo BOOÖMHaeno npecxojy- 
Baax HaflBop Ofl xepnxopnjaxa na CojysHa PenyönnKa 
FepmaHnja nmaax npaeo Ha flOöpoBonno ocnrypyBarbe 
BO paMKMxe Ha repmaHCKOxo nensncKO ocnrypyBarbe, 
aKO sa Hero ecjjeKxnBHO ynnaxnne npnflonecn sa naj- 
ManKy 60 Mecefln; ne ce sacernaxn nonoBonHn npaBHn 
nponncn cnopefl HapnoHanHOXo saKOHOflaecxBO. Oea 
Ba>Kn n sa öeranflnxe n nnflaxa öes flp>KaBjaHCXBO Haee- 
flenn bo nneH 3 xohkb 1 Ofl AoroBopox komluxo booöm- 
Haeno npecxojyBaax Ha MaKefloncKa xepnxopnja. He ce 
sacerHyea floöpoBonHoxo ocnrypyBarbe bo paMKnxe Ha 
repMaHCKOxo nensncKO ocnrypyBarbe, sanoHHaxo npefl 
BneryBai-bexo bo cnna na obo] AoroBop Ofl cxpana na 
MaKeflOHCKM flp>KaB]aHnH nnn ofl cxpana na öeraneit 
HaeefleH bo nnen 3 xohkb 1 co BOOönnaeH npecxo] nafl- 
Bop Ofl xepnxopnjaxa na CojysHa PenyönnKa F epMannja. 

3. BoBpcKacoHneHöOflAoroBopox: 

- 3a nnitaxa co BOOönnaeH npecxo] Ha MaKefloncKa xepnxo- 
pnja, Oflpeflöaxa sa nseflHaneHOCx Ha xepnxopnnxe 
(nnen 5) bo OflHoc na nensnja cnopefl repMancKnxe 
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auf eine Rente nach den deutschen Rechtsvorschriften 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nur, wenn der 
Anspruch unabhängig von der jeweiiigen Arbeitsmarkt- 
iage besteht. Dies giit nicht für Leistungsansprüche, die 
am Tag vor dem inkrafttreten des Abkommens bestan- 
den haben. 

- Die deutschen Rechtsvorschriften über Leistungen aus 
Arbeitsunfäiien und Berufskrankheiten, die nicht im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepubiik Deutschiand einge- 
treten sind, sowie über Leistungen aus Versicherungs- 
zeiten, die nicht im Hoheitsgebiet der Bundesrepubiik 
Deutschland zurückgelegt sind, bleiben unberührt. 

- Die Rechtsvorschriften über Leistungen zur Rehabilitati- 
on durch die Träger der Rentenversicherung bleiben 
unberührt. 

- Die deutschen Rechtsvorschriften, die das Ruhen von 
Ansprüchen aus der Rentenversicherung für Personen 
vorsehen, die sich einem gegen sie betriebenen Straf- 
verfahren durch Aufenthalt im Ausland entziehen, wer- 
den nicht berührt. 

4. Zu den Artikeln 6 bis 1 1 des Abkommens; 

Arbeitgeber von entsandten Arbeitnehmern sind verpflich- 
tet, auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der Unfallver- 
hütung mit den dafür zuständigen Trägern und Organisa- 
tionen des Staats, in dem der Arbeitnehmer beschäftigt ist, 
zusammenzuarbeiten. Weitergehende innerstaatliche Vor- 
schriften bleiben unberührt. 

5. Zu den Artikeln 6 bis 1 1 und 1 8 Absatz 2 des Abkommens: 

Untersteht eine Person nach den Bestimmungen des 
Abkommens über die Versicherungspflicht 

- den deutschen Rechtsvorschriften, so finden auf sie und 
ihren Arbeitgeber auch die deutschen Vorschriften über 
die Versicherungspflicht nach dem Recht der Arbeitsför- 
derung und der Pflegeversicherung Anwendung; 

- den mazedonischen Rechtsvorschriften, so finden auf 
sie und ihren Arbeitgeber auch die mazedonischen Vor- 
schriften über Arbeitslosenversicherung Anwendung. 

6. Zu Artikel 7 des Abkommens: 

Die festgesetzte Frist beginnt für Personen, die am Tag des 
Inkrafttretens des Abkommens beschäftigt sind, mit die- 
sem Tag. Dauert die vorgesehene Entsendung länger als 
24 Monate nach Inkrafttreten des Abkommens, so gilt für 
den verbleibenden Zeitraum die Anwendung der Rechts- 
vorschriften der Vertragspartei, aus deren Hoheitsgebiet 
der Arbeitnehmer entsandt wurde, nach Artikel 11 des 
Abkommens als vereinbart. 

7. Zu Artikel 9 des Abkommens: 

Die deutschen Rechtsvorschriften der Unfallversicherung 
zum Versicherungsschutz bei Hilfeleistungen und anderen 
beschäftigungsunabhängigen Handlungen im Ausland 
bleiben unberührt. 

8. Zu Artikel 1 0 Absatz 1 und Artikel 1 1 des Abkommens: 

Unterliegt bei Anwendung des Artikels 10 Absatz 1 und 
Artikels 11 des Abkommens die betroffene Person den 
deutschen Rechtsvorschriften, so gilt sie als an dem Ort 
beschäftigt oder tätig, an dem sie zuletzt vorher beschäf- 
tigt oder tätig war, wobei eine durch die vorherige Anwen- 
dung des Artikels 7 des Abkommens zustande gekomme- 
ne andere Regelung weiter gilt. War sie vorher nicht im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland beschäf- 
tigt oder tätig, so gilt sie als an dem Ort beschäftigt oder 
tätig, an dem die deutsche zuständige Behörde ihren Sitz 
hat. 


npaBHM nponncM nopaflu HaMajieua cnocoöHOCT sa paöoxa 
Ba>KM caMO BO cnyMaj aKo npaooTo nocton HeaaBMCHO ofl 
MOMeHTa/iHara cocTojöa na naaapoT na xpyfl. Oaa ne 
Ba>KM 3a npaaa na flaBarba komujto nocxoene na flOHOX 
npefl Bneryaai-bexo bo cuxia na floroBopox. 

- He ce sacerHaxM repMaHCKnxe npaBHM nponMCM 3a flaaa- 
hba nopaflM noapefla Ha paöoxa m npocttecMOHanna öo/iecx 
KOMujxo He HacxanMne na xepuxopMjaxa na CojyaHa 
PenyöxiMKa fepManMja, KaKO m 3a flaBarba aps ocHoaa 
Ha nepMOflM na ocMrypyBarbe komluxo ne ce HaepiueHM 
Ha xepMxopMjaxa na CojyaHa PenyöxiMKa F epMaHMja. 

- He ce aacerHaxM npaBHMxe nponMCM 3a pexaöMnMxa- 
pMCKM flaearba ofl cxpana Ha HOCMxenMxe na nenaMCKOxo 
ocMrypyBaibe. 

- He ce aacemaxM repMancKMxe npaBHM nponMCM komluxo 
npeflBMflyBaax MMpyBaibe Ha npaaa Ofl neH3MCKOxo 
ocMrypyBaibe 3a m\\a kom npeKy npecxo] bo cxpancxBO 
MsöernyBaax KpMBMHHa nocxanKa luxo ce BOflM npoxMB 

HMB. 

4. Bo BpcKa co HnenoBMxe 6 flo 1 1 m ofl AoroBopox: 

PaöoxoflaapMxe na McnpaxeuM paöoxHMpM ce flonxHM fla 
copaöoxyeaax bo oönacxa na saiuxMxaxa na paöoxHOxo 
Mecxo M Ha cnpeHyBahbexo na noapefla na paöoxa co 
Haflne>KHMxe HOCMxenM m opraHMaaflMM na flp>KaBaxa bo 
Kojaiuxo paöoxHMKOx paöoxM. Co oaa ne ce aacemaxM 
nooniuMpHM HaflMOHanHM npaBHM nponMCM. 

5. Bo BpcKa co HneHOBMxe 6 flo 1 1 m co HneH 1 8 cxbb 2 ofl 
AoroBopox: 

Ako Ha HOKoe nMpe, cnopefl OflpeflÖMxe na AoroBopox 3a 
oöapcKaxa 3a ocMrypyaaibe, ce npMMenyBaax 

- repMancKMxe npaBHM nponMCM, xoraiu na Hero m HeroBMOx 
paöoxoflaaeg ke ce npMMenyBaax m repMancKMxe nponMCM 
3a oöapcKaxa 3a ocMrypyaaLbe cnopefl nponMCMxe 3a 
yHanpeflyBaibe na Bpaöoxenocxa m 3a ocMrypyBarbe 3a 
xyfa noMom m Hera; 

- MaKeflOHCKMxe npaBHM nponncM, xoraiu Ha nero m na 
neroBMOx paöoxoflaaeflce npMMenyaaax m MaKefloncKMxe 
nponMCM 3a ocMrypyaaibe bo cnyHaj Ha neapaöoxeHOCX. 

6. BoBpcKacoHneH7oflAoroBopox: 

3a nML(a komluxo ce BpaöoxenM na flenox na BneryBaHsexo 
BO CMna na AoroBopox, yxBpfleuMox poK noHHyBa fla xene 
Ha xoj flen. Ako npeflBMflenoxo Mcnpai<aH3e xpae noBeke 
Ofl 24 MeceitM Ofl flenox na Bneryoaibexo bo CMna na Aoro- 
Bopox, xoraiu 3a ocxanaxoxo apeMe ce CMexa fleKa cnopefl 
HneH 1 1 Ofl AoroBopox e floroBopena npMMenaxa na npaa- 
HMxe nponMCM Ha floroBopnaxa cxpana Ofl HMjamxo xepMxo- 
pMja paöoxHMKOx e Mcnpaxen. 

7. BoBpcKacoHneH9oflAoroBopox: 

He ce sacernaxM repMancKMxe npaBHM nponMCM 3a ocMry- 
pyBaHse bo cnyHaj na noapefla Ha paöoxa ujxo ce Oflnecy- 
Baax na ocMrypMxennaxa aaiuxMxa npM opy^atbe na noMOiu 
M npM flpyrM aKXMBHOCXM BO cxpancxBO kom ne aaBMcax ofl 
BpaöoxyBafcexo. 

8. Bo BpcKa co HneH 1 0 cxaB 1 m nnen 1 1 ofl AoroBopox: 

Ako npM npMMenaxa na nnen 1 0 cxae 1 m na nnen 1 1 ofl Aoro- 
Bopox Ha aaMHxepecMpanoxo nnite ce npMMenyBaax rep- 
MancKMxe npaBHM nponMCM, xoraiu ce CMexa fleKa nMpexo e 
BpaöoxeHO MnM paöoxM bo mbcxoxo bo Koeiuxo xoa öMno 
Bpaöoxeno MnM paöoxeno Henocpeflno npexxoflHO, npM luxo 
M noHaxaMy Ba>KM neKoja flpyra Oflpeflöa Hacxanaxa co 
nopaHeiuHa npMMena na nnen 7 ofl Aoroaopox. Ako nMflexo 
npexxoflHO ne ÖMno BpaöoxeHO, HMxy paöoxeno na xepMXO- 
pMjaxa na CojysHa PenyönMKa F epMaHMja, xoraiu ce cMexa 
fleKa nMflexo e Bpaöoxeno MnM paöoxM bo mocxoxo bo 
K oeiuxo Haflne>KHMOX repMancKM opraH ro mmb CBoexo 
ceflMujxe. 
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9. Zu Artikel 1 6 des Abkommens: 

- Im Falle des Absatzes 1 Nummer 1 ist die Anwendung 
der Bestimmungen über die Gleichstellung der Hoheits- 
gebiete im Bereich der Krankenversicherung (Artikel 16) 
durch den Träger des Aufenthaltsorts davon abhängig, 
dass dieser vor der Leistungserbringung einen Vor- 
schuss in Höhe der voraussichtlichen Leistungsaufwen- 
dungen erhält. 

- Die Bestimmungen über die Gleichstellung der Hoheits- 
gebiete (Artikel 5 und 16) finden in Bezug auf ambulante 
und stationäre Vorsorge- und Rehabilitationsmaßnah- 
men der Krankenversicherung nur Anwendung, sofern 
die für den zuständigen Träger maßgebenden inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften dies vorsehen. 

1 0. Zu Artikel 1 7 des Abkommens: 

Zu den Sachleistungen von erheblicher finanzieller Bedeu- 
tung im Sinne des Absatzes 4 gehören nicht Krankenhaus- 
behandlung, Arzneimittel und andere Sachleistungen, die 
nicht durch ihre Art, sondern wegen der Dauer ihrer Not- 
wendigkeit einen erheblichen finanziellen Umfang errei- 
chen. 

11. Zu Artikel 1 8 des Abkommens: 

Sind nach Absatz 3 die deutschen Rechtsvorschriften über 
die Krankenversicherung der Rentner anzuwenden, so ist 
der Träger der Krankenversicherung zuständig, dem der 
Versicherte in entsprechender Anwendung der innerstaatli- 
chen Vorschriften über die Wahlrechte und Zuständigkei- 
ten angehört. Wäre danach eine Allgemeine Ortskranken- 
kasse zuständig, so gehört die Person der AOK Rheinland, 
Regionaldirektion Bonn, an. 


12. Zu Artikel 22 Absatz 1 des Abkommens: 

Die Anwendung des Absatzes 1 ist davon abhängig, dass 
der Träger des Aufenthaltsorts vor der Leistungserbrin- 
gung einen Vorschuss in Höhe der voraussichtlichen Leis- 
tungsaufwendungen erhält. 

1 3. Zu Artikel 40 des Abkommens: 

- In Fällen, in denen nach Artikel 25 Absatz 2 des Abkom- 
mens vom 12. Oktober 1968 über Soziale Sicherheit 
eine Versicherungszeit von weniger als 12 Monaten bei 
der Berechnung der Rente nach den Rechtsvorschriften 
der anderen Vertragspartei berücksichtigt wurde, ver- 
bleibt es dabei. Dies gilt auch für Fälle, in denen eine 
Rente ohne Unterbrechung in eine andere Rente über- 
geht. 

- In Fällen, in denen nach Artikel 26 Absatz 2 Satz 4 des 
Abkommens vom 12. Oktober 1968 über Soziale Sicher- 
heit ein Kinderzuschuss oder ein Erhöhungsbetrag zur 
Hälfte erbracht wird, und in Fällen, in denen nach Arti- 
kel 27 Nummer 3 des genannten Abkommens die Zu- 
rechnungszeit zur Hälfte angerechnet wird, verbleibt es 
dabei. 

1 4. Zu Artikel 42 des Abkommens: 

Eine Person, die nach Beendigung ihres Beschäftigungs- 
verhältnisses im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei nach 
deren Vorschriften Arbeitslosengeld erhält, hat für ihre Kin- 
der mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei Anspruch auf 
Kindergeld nach den Rechtsvorschriften der ersten Ver- 
tragspartei nach Maßgabe des Abkommens vom 1 2. Okto- 
ber 1 968 über Soziale Sicherheit in der Fassung des Ände- 
rungsabkommens vom 30. September 1974, wenn am 
Tage vor dessen Außerkrafttreten für die Person Anspruch 
auf Arbeitslosengeld und Anspruch auf Kindergeld für das 
Kind besteht. 


9. BospcKacoHneH 16oflAoroBopoT: 

- Bo c/iynajOT ofl ctae 1 tOHKa 1 , npuMeuata ua Oflpeflön- 
te sa MseflHaHeHOCT ua TepTopnnje bo oönacTa ua 
3flpaBCTBeHOTO ocurypyBahbe (Hneu 16) Ofl ctpana ua 
HocMtenoT BO MecTOTO Ha npecToj e oöycnoBeHa co toa 
HOCMtenoT, npefl npy>KahbeTO Ha flaBahbexo, fla npmviM 
aKOHTaL(nja bo bhchhb na npeflBMfleHMte tpoluol(m sa 
flaBahbexo. 

- OflpeflöMxe sa HseflHaneHocx na xepMxopMMxe (Hxien 5 m 
1 6) ke ce npMMenyBaax bo OflHOC na aMöyxianxHH m cxa- 
pHOHapHM npeBBHXHBHM H pexaÖMnHXapMCKM MepKM Ha 
SflpaBcxBenoxo ocMrypyBarbe caivio bo coynaj bko xoa ro 
npeflBMflyBaax iviepoflaBHHxe HapMOHaxiHM npaoHM npo- 
ni/iCM Luxo tu npMMenyBa Haflne>KHMOx HOCMxexi. 

10. BoBpcKacoH/ieH 17oflfloroBopox: 

Bo MaxepHjaxiHHxe flaoai-ba co noro/ieMO cf)MHaHCHCKO 
SHanehbe bo cMMcna na cxaa 4 ne cnafaax öo/ihhhko xieKy- 
Bai-be, xieKOBH m flpy™ MaxepMjanHi/i flaBarba kohluxo 
flOCXMrnyBaax noroxien/io cttHHancMCKO SHanehbe ne nopaflM 
CBOjaxa npMpofla, xyKy nopafli/i Bpeiviexpaehbexo na HHBna- 
xa HeonxoflHOCX. 

11. BoBpcKacoH/ieH 18oflfloroBopox: 

Ako cnopefl cxaa 3 ce npHMenyBaax repiwaHCKHxe npaBHM 
nponHCH sa SflpaBCXBeno ocHrypysarbe na nensMOHepi/ixe, 
xoram e naflnexten OHOj HOCMxen na SflpaBCxenoxo ocMry- 
pyBahbe KOMymxo My npi/inafa ocHrypeni/iKOx co cooflBexna 
npMMena na HapHonanHHxe nponMCw sa npaeoxo na wsöop 
M sa HafljiextHocxHxe. Kora, cnopefl xoa, 6 m ÖMxia HaflxiextHa 
HeKoja Onmxa Mecna SflpaBCXBeHa Kaca, xoram xiMpexo m 
npMnafa na Onmxaxa Mecna SflpaBCxeHa xaca PajHCKa 
oönacx, noflpaHHa flMpeKL(Mja Boh (AOK Rheinland, Regio- 
naldirektion Bonn). 

12. Bo BpcKa co H/ien 22 cxae 1 ofl floroBopox: 

FIpHMenaxa na cxaa 1 e yc/iOBena co xoa HOCMxenox bo 
Mecxoxo Ha npecxoj, npefl npy>Kahbexo na flaBarbexo, fla 
npMMM aKOHxapMja bo Bi/iCMHa na npeflBMflOHMxe xpomopM 
sa flaBahbaxa. 

13. BoBpcKacoH/ieH40oflfloroBopox: 

- Bo cnynaMxe bo KOMmxo, cnopefl Hxien 25 cxaB 2 ofl 
floroBopox sa copMjanHO ocMrypyBarbe Ofl 12 okxombpm 
1968 roflMHa, npn npecMexyBatbexo na neHSMjaxa cno- 
pefl npaBHMxe nponMCM na flpyraxa floroBopna cxpana 
öMn seMeH npeflBMfl nepnofl na ocMrypyaaibe noKpaxoK 
Ofl 12 MecepM, He floafa flo npoMena. Oea eaxcM m sa 
coynaHxe bo KOMmxo eflna neHSMja ne npeMMHyoa öes 
npeKMH BO flpyra nensMja. 

- Bo cxiynaHxe bo KOMmxo, cnopefl nnen 26 cxaB 2 
peneHMLia 4 ofl floroBopox sa coflMjanno ocnrypysatbe 
Ofl 12 OKXOMBpi/i 1968 roflMHa, flexcKM flOflaxoK mom 
HBKoe sroneMyBahbe ce Mcnnaxyea noxiOBMHHO, kbko m 
BO cxiynaHxe bo KOMmxo, cnopefl Hxien 27 xoHKa 3 Ofl 
cnoMenaxMOx floroBop, flonoxiHMxe/iHOxo BpeMe ce sac- 
Mexyea nonoBMHHO, ne floafa flO npoMena. 

14. BoBpcKacoH/ieH42oflfloroBopox: 

JlMfle Koemxo, no npecxanoKOX na CBOjox paöoxeH oflHOC 
Ha xepMxopMjaxa na eflnaxa floroBopna cxpana, npMMa 
HaflOMecx sa cxiynaj na Heepaboxenocx cnopefl nejsMHMxe 
npaBHM nponMCM, sa CBOMxe flepa co Mecxo na xrMBeerbe 
MOM Mecxo Ha BOOÖMHaen npecxoj na xepMxopnjaxa na 
flpyraxa floroBopna cxpana, MMa npaeo na flexcKM flOfla- 
xoK cnopefl npaBHMxe nponMCM na npeaxa floroBopna 
cxpana cor/iacno AoroBopox sa copMja/iHO ocMtypysarbe 
Ofl 12 OKXOMBPM 1968 roflMHa bo BepsMjaxa na AoroBopox 
sa MSMBHa Ha AoroBopox ofl 30 cenxeMBpM 1974 roflMna, 
aKO Ha flenox npefl nejsMHMox npecxanoK xoa xiMpe MMa 
npaBO Ha naflOMecx sa cxiynaj na HeepaöoxeHocx m npaeo 
Ha flexcKM flOflaxoK sa xoa flexe. 
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15. Zu diesem Abkommen und dem Vertrag vom 10. März 

1956: 

- Das Abkommen und der Vertrag vom 1 0. März 1 956 zwi- 
schen der Bundesrepubiik Deutschland und der Födera- 
tiven Voiksrepubiik Jugosiawien über die Regelung 
gewisser Forderungen aus der Soziaiversicherung, 
soweit er Regeiungen für die im foigenden zweiten 
Anstrich bezeichneten Tatbestände enthäit, gelten nicht 
ais Abkommen im Sinne der deutschen Rechtsvorschrif- 
ten über Fremdrenten; sie iassen diese Rechtsvorschrif- 
ten unberührt. 

- Die in Artikei 1 Absatz 1 Buchstabe b des Vertrags vom 
10. März 1956 bezeichneten Arbeitsunfäile, Berufs- 
krankheiten und Versicherungszeiten geiten nach Maß- 
gabe des Artikeis 41 des Abkommens ais in der maze- 
donischen Soziaiversicherung erfüilte Tatbestände im 
Sinne der deutschen Rechtsvorschriften über Fremdren- 
ten. Für die Berechnung der Leistungen werden sie so 
bewertet, ais wäre der Vertrag nicht geschiossen wor- 
den. 

- Flat eine in Artikei 1 Absatz 1 Buchstabe b des Vertrags 
genannte Person oder der Hinterbiiebene dieser Person 
nach dem 1. Januar 1956, aber vor dem inkrafttreten 
des Abkommens vom 12. Oktober 1968 über Soziaie 
Sicherheit den ständigen Wohnsitz im Gebiet der ehe- 
maligen Soziaiistischen Föderativen Repubiik Jugosia- 
wien aufgegeben, so gelten für sie und hinsichtiich ihrer 
im Vertrag bezeichneten Ansprüche und Anwartschaften 
die Bestimmungen des ersten und zweiten Anstrichs 
dieser Nummer mit Wirkung vom Tag der Wohnsitzauf- 
gabe an, wenn die Person oder ihr Hinterbiiebener am 
Tag der Antragsteilung deutscher Staatsangehöriger ist. 


- Eine Anwartschaft im Sinne des Artikeis 1 des Vertrags 
vom 10. März 1956 ist nur in Bezug auf den Versicherten 
gegeben. 


15. Bo apcKa co osoj floroBop m co AoroBopoT ofl 10 Mapx 

1956 roflMHa: 

- OBOj AoroBop M AoroBopoT Mefy CojysHa PenyönnKa 
FepMaHMja m OeflepaTUBHa Hapoflua PenyönnKa Jyro- 
cnaBuja aa peryonparbe na msbochm noöapyBarba Ofl 
C0L(MjajiH0T0 ocurypyaai-be Ofl 10 wiapt 1956 roflnua, 
flOKoriKy coflp>KM oflpeflöM sa ctjaKTUHKuxe cocTojön 
HaaefleHM bo cneflHaBa Bjopa a/iMueja, ne Ba>KaT kbko 
floroBop cnopefl repn/iaHCKUTe npaeHn nponncn sa 
CjpaHCKM neHSMn; Tue ne rn sacerHyBaar tue npaBun 
nponncM. 

- rioBpeflMTe Ha paöora, npoctjecMOHanHHxe öonecTM m 
nepMOflHxe Ha ocHrypyBarbe HaBeflOHM bo hooh 1 ctaa 1 
6y KBa 6) Ofl AoroBopox ofl 1 0 Mapx 1 956 roflHua, cnopefl 
HxieH 41 Ofl AoroBopox ce CMexaax sa cjjaKXMHKM cocxojÖM 
HacxanaxM bo MSKeflOHCKOxo coflHjanno ocnrypyBai-be, 
BO CMHcna Ha repn/iaHCKHxe npaoHM nponi/iCM sa cxpan- 
CKM neH3HM. ripM npecMexyBahbOxo na flaBarbaxa xwe ke 
ce BpeflHyeaax KaKO AoroBopox fla ne 6n/i CK/iyneH. 

- Ako no 1 janyapM 1 956 roflHua, ho npefl BneryBai-bexo bo 
curia Ha AoroBopox sa coflHjanno ocHrypysarbe Ofl 
12 OKXOMBpM 1968 roflMHa, xiHge HaBefleno bo Hnen 1 
cxaB 1 öyKBa 6) ofl AoroBopox non Hxien ofl ceiviejcxBoxo 
Ha noHMHaxoxo ringe ro Hanyujxnno CBoexo nocxojaHO 
Mecxo Ha xnBeehbe na noflpaHjexo na nopaHeuiHaxa 
CognjanncxMHKa cheflepaxMBHa PenyönnKa JyrocnaBnja, 
sa Hero bo nornefl na neroBnxe npaoa m OHOKyBann 
npaaa HaaefleHM bo AoroBopox ke Ba>Kax oflpeflöMxe ofl 
npeaxa m Bxopaxa ariMHeja Ofl oeaa xoHKa, noHHyBajkn 
Ofl flOHOx Ha Hanyujxahbexo na Mecxoxo na >KHBeeibe, 
aKO ringexo nnn nnenox ofl ceiviejcxBOxo na noHMuaxoxo 
nnge e repn/iaHCKM flprKaBjannn na flenox na noflnecy- 
Baibexo Ha öaparbexo. 

- OneKyBaHO npaeo bo CMMcna na Hnen 1 ofl AoroBopox 
Ofl 1 0 Mapx 1 956 roflMHa nocxon caMO bo oflHoc na ocm- 
rypeHMKOX. 
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Vereinbarung 

zur Durchführung des Abkommens vom 8. Juli 2003 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der mazedonischen Regierung über Soziale Sicherheit 


Cnoroflba 

aa cnpoeeflyBahbe na floroBopor ofl 8 jynn 2003 rofluna 
Mefy Bnaflaja na CojysHa Penyb/inKa f epMannja 
M MaKeflOHCKara Bnafla aa coünjariHo oci/irypyBarbe 


Die Regierung der Bundesrepubiik Deutschiand 
und 

die mazedonische Regierung - 

auf der Grundlage des Artikels 36 Absatz 1 des Abkommens 
vom 8. Juli 2003 zwischen der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland und der mazedonischen Regierung über Soziale 
Sicherheit, im Folgenden als „Abkommen“ bezeichnet - 

haben Folgendes vereinbart: 


Abschnitt I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

In den Bestimmungen dieser Vereinbarung werden die im 
Abkommen enthaltenen Begriffe in der dort festgelegten Be- 
deutung verwendet. 

Artikel 2 

Aufklärungspflichten 

Den nach Artikel 36 Absatz 2 des Abkommens eingerichteten 
Verbindungsstellen und den zuständigen deutschen Trägern 
nach Artikel 36 Absatz 4 des Abkommens obliegt im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit die allgemeine Aufklärung der in Betracht 
kommenden Personen über die Rechte und Pflichten nach dem 
Abkommen. 

Artikel 3 

Mitteilungspflichten 

(1) Die in Artikel 36 Absätze 2 und 4 und in Artikel 28 des 
Abkommens genannten Stellen haben im Rahmen ihrer Zustän- 
digkeit einander und den betroffenen Personen die Tatsachen 
mitzuteilen und die Beweismittel zur Verfügung zu stellen, die 
zur Sicherung der Rechte und Pflichten erforderlich sind, die 
sich aus den in Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens genannten 
Rechtsvorschriften sowie dem Abkommen und dieser Vereinba- 
rung ergeben. 

(2) Hat eine Person nach den in Artikel 2 Absatz 1 des 
Abkommens genannten Rechtsvorschriften, nach dem Abkom- 
men oder nach dieser Vereinbarung die Pflicht, dem Träger oder 
einer anderen Stelle bestimmte Tatsachen mitzuteilen, so gilt 
diese Pflicht auch in Bezug auf entsprechende Tatsachen, die 
im Gebiet der anderen Vertragspartei oder nach deren Rechts- 
vorschriften gegeben sind. Dies gilt auch, soweit eine Person 
bestimmte Beweismittel zur Verfügung zu stellen hat. 


Bnaflaxa ua Cojysua PenyönnKa F epMaunja 

M 

MaKeflOHCKara Bnafla- 

aps ocHoaa na nnoH 36 cras 1 ofl florosopor ofl 8 jynn 
2003 roflMHa Mefy Bnaflara na CojysHa PenyönnKa F epMaHnja m 
M aKeflOHCKara Bnafla sa coflujanHO ocMrypyeai-be, so nouara- 
MoujHMor reKcr „floroBop“ - 

ce floroBopnja sa cneflHOBo: 


fle/i I 
OniuTM 

HjieH 1 

Ha nOMMHTe 

Bo oflpeflöwre na oaaa Cnoroflöa noMMMre mro ce coflp>Kar 
BO floroBopor ce ynorpeöyeaar co SHanehbero yrepfleno bo nero. 


H/ieH2 

06BpcKa sa nojacHyBaHie 

OpraHMre sa BpcKa onpefleneHM bo H/ien 36 crae 2 ofl floro- 
Bopor M Haflne>KHMre repMaucKM HOCMrenn Ofl H/ieu 36 crae 4 
Ofl floroBopor , bo paMKi/ire na CBOjara naflnexHOcr , ce flon>KHM 
Ha cooflBerHi/ire nMpa fla mm flaeaar onmrM nojacHyBarba aa 
npaeara m oöepcKMre Ofl floroBopor. 


H/ibh 3 

OöBpcKa sa HSBecTyBatbe 

(1) OpraHMre HaeefleHM bo HneH 36 craBOBM 2 m 4 m bo 
H/ ieH 28 Ofl floroBopor, bo paMKMre na CBojara Haflne>KHOcr, ce 
flon>KHM MefyceÖHO m Ha saMHrepecMpaHMre riMga fla mm tm 
cooniuryBaar cjtaKrMre m fla mm tm craeaar na pacnonararbe 
flOKasMre KOMUjro ce norpeÖHM sapaflM oöesöeflyBarbe na npa- 
Bara m oöapcKMre mro npoMsneryBaar ofl npaBHMre npouMCM 
HaBeflOHM BO H/ieH 2 craB 1 ofl floroBopor , ksko m ofl floroBopor 
M OBaa Cnoroflöa. 

(2 ) Ako cnopefl npaBHMre npouMCM HaeefleHM bo Hnen 2 
craB 1 Ofl floroBopor, cnopefl OflpeflÖMre Ha AoroBopor m/im 
OB aa Cnoroflöa, HeKoe nMge e flon>KHO fla ro MSBecrM HOCMrenor 
M/iM HOKOj flpyr opraH sa OflpefleHM cftaKrM, raa oöBpcKa Ba>KM m 
BO OflHoc Ha cooflBerHMre nocroeuKM cf)aKrM na repMropMjara 
Ha flpyrara floroBopna crpana mhm cnopefl nejSMHMre npaBHM 
nponMCM. I/Icroro Ba>KM m bo cnynaj flOKonKy neKoe nnge e 
flOji>KHo flä craBM Ha pacnonararbe oflpefleHM flOKasM. 
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Artikel 4 

Bescheinigung über 
die anzuwendenden Rechtsvorschriften 

(1) In den Fällen der Artikel 7, 10 und 11 des Abkommens 
erteilt der zuständige Träger der Vertragspartei, deren Rechts- 
vorschriften anzuwenden sind, In Bezug auf die In Betracht 
kommende Beschäftigung auf Antrag eine Bescheinigung darü- 
ber, dass der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber diesen Rechts- 
vorschriften unterstehen. Diese Bescheinigung muss in den Fäl- 
len der Artikel 7 und 1 1 des Abkommens mit einer bestimmten 
Gültigkeitsdauer versehen sein. 

(2) Sind die deutschen Rechtsvorschriften anzuwenden, so 
stellt in den Fällen der Artikel 7 und 1 0 des Abkommens der Trä- 
ger der Krankenversicherung, an den die Beiträge zur Renten- 
versicherung abgeführt werden, andernfalls die Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte, Berlin, diese Bescheinigung 
aus. In den Fällen des Artikels 1 1 des Abkommens stellt die 
Deutsche Verbindungsstelle Krankenversicherung - Ausland, 
Bonn, die Bescheinigung aus. 

(3) Sind die mazedonischen Rechtsvorschriften anzuwen- 
den, so stellt die Zweigstelle des mazedonischen Gesundheits- 
versicherungsfonds, bei der die Person versichert ist, diese 
Bescheinigung aus. 

Artikel 5 
Zahlverfahren 

Geldleistungen an Empfänger im Floheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei können unmittelbar oder unter Einschaltung von 
Verbindungsstellen oder der zuständigen deutschen Träger 
nach Artikel 36 Absatz 4 des Abkommens ausgezahlt werden. 


Abschnitt II 

Besondere Bestimmungen 

Kapitel 1 

Krankenversicherung 

Artikel 6 

Nachweis der Arbeitsunfähigkeit 

(1) Für den Bezug von Geldleistungen bei Aufenthalt im 
Hoheitsgebiet der Vertragspartei, in dem der zuständige Träger 
nicht seinen Sitz hat, legt die betreffende Person im Falle einer 
ambulanten Behandlung innerhalb von drei Tagen nach Eintritt 
der Arbeitsunfähigkeit dem Träger des Aufenthaltsorts eine 
ärztliche Bescheinigung über ihre Arbeitsunfähigkeit vor. Der 
Träger des Aufenthaltsorts überprüft und bestätigt die Arbeits- 
unfähigkeit der Person innerhalb von drei Tagen und teilt das 
Ergebnis unverzüglich dem zuständigen Träger mit. Die Über- 
prüfung erfolgt in der gleichen Weise wie bei der Überprüfung 
der eigenen Versicherten. 

(2) Geht die Arbeitsunfähigkeit über die voraussichtliche 
Dauer hinaus, so wird Absatz 1 entsprechend angewandt. 

Artikel 7 

Mitteilung über Krankenhausaufenthalt 

Im Falle einer stationären Krankenhausbehandlung einer ver- 
sicherten Person teilt der Träger des Aufenthaltsorts dem 
zuständigen Träger den Krankenhausaufenthalt und seinen 
Beginn mit. Die Mitteilung ist innerhalb von drei Arbeitstagen, 
nachdem der Träger des Aufenthaltsorts von dem Krankenhaus- 
aufenthalt Kenntnis erhalten hat, abzusenden. Das Ende des 
Krankenhausaufenthalts ist unverzüglich mitzuteilen. Die Sätze 
1 bis 3 gelten nicht, soweit dem Träger des Aufenthaltsorts die 
Kosten der Sachleistungsaushilfe pauschal erstattet werden. 


HjieH4 

ysepeHMesa 

npasHMTe nponncn kom ce npuMeHysaaT 

(1 ) Bo cnyHante na Hneu 7, 1 0 n 1 1 ofl floroBopoT, Hafl/ie>K- 
HMOT HOCMTen Ha floroBopHaxa ctpaHa hhmluto npaBHn nponncH 
jpeöa fla ce npHMeHyBaar ke MSflafle, Ha öaparbe, yBepenvie bo 
oflHoc Ha cooflBeTHOTO BpaöojyBai-be fleKa sa paöoTHHKox m 
paöoxoflaBegox Ba>Kax xwe npaBHn nponncn. Bo cxiynaHxe na 
HxieH 7 M 1 1 Ofl AoroBopox cnoMenaxoxo yBepeHMe Mopa fla 
coflpxM osHaKa sa Oflpeflen poK na Ba>KHocx. 

(2) Ako xpeöa fla ce npnMenyBaax repMancKMxe npaBHn npo- 
nncn, xoa yBepenne ke ro nsflafle bo c/iynanxe na Haenoanxe 7 
n 1 0 Ofl AoroBopox, Hocnxe/iox na sflpaBCxenoxo ocnrypyaahbe 
Ha Kojiuxo My ce ynxiaxyBa npnflonecox sa nensncKO ocnrypyea- 
hbe, a BO flpyrnxe cxiynan Cojysnnox saeofl sa ocnrypyoarbe na 
cxiy>K6eHnL(n - Bepnnn. Bo cxiynanxe na hxioh 1 1 ofl AoroBopox 
yBepennexo ke ro nsflafle FepMancKaxa cny>K6a sa epcKa 
„SflpaBCXBeno ocnrypyoarbe - cxpancxBo" - Boh. 

(3) Ako xpeöa fla ce npnMenyBaax MaKeflOHCKnxe npaann 
nponncn, xoa yBepenne ke ro nsflafle OoHflox sa SflpaBCXBeHO 
ocnrypyBai-be na MaKeflonnja - noflpaHnaxa cny>K6a Kaj Koja 
nngexo e ocnrypeno. 

HjieH 5 

□ocTanKa Ha ncnxiaxa 

riapnHHnxe flaeai-ba bo nonsa na Kopncnngn na xepnxopnjaxa 
Ha flpyraxa floroBopna cxpana Moxax fla ce ncnxiaxyeaax neno- 
cpeflHO, nnn co BKnyHyBarbe na oprann sa epcKa nnn Haflne>KHnxe 
repMancKn Hocnxexin cnopefl HXien 36 cxae 4 ofl AoroBopox. 

ßßn II 

rioceöHM oflpeAöii 

rpaea 1 

SflpaBCTBeHo ocnrypyBatbe 

HneH 6 

AoKa^KyaaHse Ha cnpeneHocT sa paöoxa 

(1 ) 3a fla Kopncxn napnnnn flaBafea sa BpeMe na npecxoj na 
xepnxopnjaxa na floroBopnaxa cxpana bo Kojamxo ne ce naofa 
ceflniuxexo na naflnexHnox Hocnxexi, cooflBexnoxo xinge, bo 
cxiyHaj na aMöynanxno xieKyBarbe, bo poK ofl xpn flena no 
HacxanyBatbexo na cnpenenocxa sa paöoxa, ke My ce noflnece 
Ha Hocnxe/iox bo mocxoxo na npecxoj noKapcKa ogena sa 
cnpeneHocx na paöoxa. Hocnxexiox na Mecxoxo na npecxoj ke ja 
npoBepn n ke ja noxepfln cnpenenocxa na nngexo sa paöoxa bo 
poK Ofl xpn flena n Heoflno>KHO ke ro nsBecxn nafl/iexHnox 
Hocnxen sa pesynxaxox. FIpoBepKaxa ce epiun na ncx nannn 
KaKO npn npoBepyeai-bexo na concxBennxe ocnrypenngn. 

(2) Ako cnpenenocxa sa paöoxa xpae nofloxiro Ofl npeflBnfle- 
nnox poK, cooflBexHO ke ce npnMenn cxae 1 . 

HjieH7 

MsBecTysaHie sa öo/ihuhko jieKyaaHie 

Bo c/iynaj na öo/innnKO neKyBarbe na ocnrypenoxo nnge, 
HOcnxe/iox bo mocxoxo na npecxoj My flocxaByea na Hafljie>K- 
nnox Hocnxen nsBecxyeai-be sa öoxinnnKoxo xieKyBarbe n sa 
neroBnox nonexoK. l/lsBecxyBarbexo xpeöa fla ce noflnece bo 
poK Ofl xpn paöoxHn flena ofl flenox Kora HOcnxexiox bo Mecxoxo 
na npecxoj flosnan sa öonnnnKOXo neKyBarbe. 3a saepujyBa- 
hbexo Ha öojiHnnKOxo noKyBarbe ncxo xaKa xpeöa aaflOjr>Kn- 
xenno fla ce nsBecxn. Penenngnxe Ofl npea flo xpexa ne Ba>Kax 
aKO na nocnxenox bo Mecxoxo na npecxoj xpomognxe sa noMom 
npn npy>Kahbe na Maxepnja/inn flaeahba ce naflOMecxyBaax 
naymanno. 
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Artikel 8 

Anspruchsbescheinigung für Sachleistungen 

Zur Inanspruchnahme von Sachleistungen nach dem 
Abkommen hat der Berechtigte dem Träger des Aufenthaltsorts 
eine vom zuständigen Träger ausgestellte Bescheinigung vor- 
zulegen. 

Kapitel 2 

Unfallversicherung 

(Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten) 

Artikel 9 

Nachweis der Arbeitsunfähigkeit 

Die Bestimmung des Artikels 6 über den Nachweis der 
Arbeitsunfähigkeit gilt entsprechend. 

Artikel 10 

Anspruchsbescheinigung für Sachleistungen 

Zur Inanspruchnahme von Sachleistungen nach dem 
Abkommen hat der Berechtigte dem Träger des Aufenthaltsorts 
eine vom zuständigen Träger ausgestellte Bescheinigung vor- 
zulegen. 

Artikel 11 

Arbeitsunfallanzeige 

(1) Für die Anzeige des Arbeitsunfalls und der Berufskrank- 
heit gelten die Rechtsvorschriften der Vertragspartei, nach 
denen die Versicherung besteht. 

(2) Die Anzeige wird dem zuständigen Träger erstattet. Er 
unterrichtet davon unverzüglich den Träger des Aufenthaltsorts. 
Geht dem Träger des Aufenthaltsorts die Anzeige zu, so über- 
sendet er sie unverzüglich dem zuständigen Träger. 

Kapitel 3 
Verschiedenes 

Artikel 12 

Statistiken 

Die nach Artikel 36 Absatz 2 des Abkommens eingerichteten 
Verbindungsstellen und die zuständigen deutschen Träger nach 
Artikel 36 Absatz 4 des Abkommens erstellen jährlich, jeweils 
nach dem Stand vom 31. Dezember, Statistiken über die in das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei vorgenommenen 
Rentenzahlungen. Die Angaben sollen sich nach Möglichkeit 
auf Zahl und Gesamtbetrag der nach Rentenarten gegliederten 
Renten und Abfindungen erstrecken. Die Statistiken werden 
ausgetauscht. 


Abschnitt III 
Schlussbestimmung 

Artikel 13 

Inkrafttreten und Vereinbarungsdauer 

(1) Diese Vereinbarung tritt an dem Tag in Kraft, an dem 
beide Vertragsparteien einander mitgeteiit haben, dass die 
erforderlichen innerstaatlichen Voraussetzungen für das Inkraft- 
treten erfüllt sind. Maßgebend ist der Tag des Eingangs der letz- 
ten Mitteilung. 

(2) Sie ist vom Tag des Inkrafttretens des Abkommens an 
anzuwenden und gilt für dieselbe Dauer. 


HneH 8 

yeepeHMe sa npaeo Ha MaTepMjariHH ^asaHia 

3a fla KopMCTH uarep^anm flasarba cnopefl floroBopoT, 
KopwcHMKOT e flon>KeH Ha HOCMTenoT BO MecTOTO Ha npecToj fla 
My noflHece yBepeHi/ie MSflafleno Ofl Haflne>KHMOT HOCHxen. 


rnaBa2 

Ockirypysai-be bo CTiynaj Ha 
noBpefla Ha paöoTa n npocfiecMOHanHa öonecT 

Hnen 9 

/:)oKa>KyBaHie na cnpeneHocTa sa pabota 

OflpeflöaTa na h/ibh 6 sa flOKaxyBarbe na cnpeneHOcra sa 
paöoTa Ba>KM cooflBexHO. 

Hnen 10 

yeepeHMe sa npaeo na MaTepMjariHH ^aeaHia 

3a fla KopMCTM MaTeprija/iHn flaearba cnopefl floroBopoT, 

KOpMCHMKOT e flOJl>KeH HB HOCMTOnOT BO MBCTOTO Ha npeCTOj flB 
My noflHece yaepeHMe MSflafleno Ofl Haflne>KHMOT HOCMjea na 
ocMtypyBaibe. 

Hnen 11 

ripMjaBa Ha noepefla na paboxa 

(1 ) 3a nprijaeyBahbexo na noepefla na paboxa n npocjjecMO- 
HaxiHa bonecx Ba>Kax npaeHMxe nponMCM na floroBopnaxa cxpa- 
Ha Ha KOM e sacHoeaHO ocMtypysarbexo. 

(2) nprijaeaxa My ce noflHecyea Ha Hafljie>KHMOx HOCMxexi. 
Toj sa Hea neoflnoxHO ke ro nseecxM HOCMxexiox bo mbcxoxo na 
npecxoj. Ako npMjaeaxa ja npi/iMM HOCMxenox bo mbcxoxo na npe- 
cxoj, xoj Heoflno>KHO ke MyjaflocxaeM HaHafljie>KHMOXHOCMxexi. 

rflaBa3 

PasHO 

Hnen 12 
CxaTMCTMKH 

OpraHMxe sa epcKa onpefleneHM bo H/ien 36 cxae 2 ofl floro- 
Bopox M HaflnetKHMxe repMancKM HOCMxexiM Ofl Hxien 36 cxae 4 
Ofl floroBopox ceKoja roflMna ke nspaboxyeaax cxaxMCXMKM sa 
neHSMCKMxe McnxtaxM MsepiijeHM na xepMXopMjaxa na flpyraxa 
floroBopna cxpana, sa cocxojöaxa na 31 fleKeMepM sa xeKoenaxa 
roflMHa. rioflaxoflnxe, flOKO/iKy e mo>kho, xpeba fla ro oncfjakaax 
bpojox M BKynHMOx MSHOC Ha neHSMMxe m McnpaxHi/iHi/ixe, no 
BMflOBM neHSMM. CxaxMCXMKMxe ke ce pasMeHyeaax. 

Ae/1 III 
SaepiuHa 

Hnen 13 

BneryeaHie eo CMna m epen/ie na eaiKeHie na Cnoroflbaxa 

(1 ) Oeaa Cnoroflba B/ieryBa bo CMxia na flenox Ha Kojmxo 
flsexe floroBopHM cxpann ke ce Mseecxax Merycebno fleKa ce 
McnonnexM noxpebHMxe ycnoen sa HejsMHO Bnerysarbe bo curia 
cnopefl HaflMOHariHMxe npaeHi/i nponncM. Mepoflaeen e flenox 
na npMMahbexo na nocneflHOxo nsBecxyeaibe. 

(2) Taa xpeba fla ce npMMeHyea Ofl flenox na B/ieryBarbexo 
BO CM/ra na floroeopox m Ba>KM sa mcxmox nepriofl. 
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Geschehen zu Skopje am 8. Juli 2003 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und mazedonischer Sprache, wobei jeder 
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


CKnyHeua so CKonje ua 8 jynn 2003 roflnua so flsa opurnuan- 
HM npuMepopn, ceKoj ua repMaucKn n na MaKeflOHCKM jasnK, co 
TOa LUTO CeKOj TCKCT MMa eflUaKBa Ba>KHOCT. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
3a Bnaflara na Cojysua PenyönnKa F epMaunja 

Dr. Irene Hinrichsen 

Für die mazedonische Regierung 
3a MaKeflOHCKara B/iafla 

Jovan Manasijevski 
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Denkschrift 
I. Allgemeines 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der ehe- 
maligen Sozialistischen Föderativen Republik Jugosla- 
wien wurden die Beziehungen im Bereich der Sozialen 
Sicherheit durch das Abkommen vom 12. Oktober 1968 
umfassend geregelt. Nach der Eigenstaatlichkeit Maze- 
doniens kamen Deutschland und Mazedonien überein, 
das genannte Abkommen im Verhältnis zwischen den 
beiden Staaten vorübergehend bis zum Abschluss eines 
neuen Abkommens weiter anzuwenden (Notenwechsel 
vom 16. Dezember 1993, BGBl. 1994 II S. 326). 

Das neue Abkommen trägt den in beiden Staaten 
eingetretenen politischen Änderungen und den im 
Bereich der Sozialen Sicherheit eingetretenen Rechts- 
entwicklungen Rechnung. Es regelt in umfassender 
Weise die Beziehungen zwischen beiden Staaten im 
Bereich der gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Renten- 
versicherung. Das Abkommen begründet unter Wahrung 
des Grundsatzes der Gegenseitigkeit Rechte und Pflich- 
ten von Einwohnerinnen und Einwohnern beider Staaten 
in Bezug auf die innerstaatlichen Rechtsvorschriften über 
Soziale Sicherheit im Rahmen des sachlichen Geltungs- 
bereichs des Abkommens. 

Die Durchführungsvereinbarung enthält die zur 
Anwendung des Abkommens erforderlichen Bestimmun- 
gen, die vor allem technischer Art sind. Sie betreffen ins- 
besondere Mitteilungspflichten zwischen den Versiche- 
rungsträgem beider Staaten, das Ausstellen von Be- 
scheinigungen und das Verfahren bei Zahlungen in den 
anderen Staat. 


II. Besonderer Teil 

Artikel 1 des Abkommens enthält Bestimmungen 
der in den nachfolgenden Vorschriften wiederholt ver- 
wendeten Begriffe. Durch die Definition häufig verwende- 
ter Begriffe soll die Anwendung des Abkommens erleich- 
tert werden. 

Artikel 2, der durch Nummer 1 des Schlussproto- 
kolls ergänzt wird, legt den sachlichen Geltungsbereich 
des Abkommens fest, indem er die innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften nennt, auf die sich das Abkommen 
bezieht. In Absatz 2 ist klargestellt, dass bei Anwen- 
dung des Abkommens andere Abkommen oder über- 
staatliche Regelungen unberücksichtigt bleiben. Dies gilt 
nicht, wenn diese zwischenstaatlichen Verträge oder das 
innerstaatliche Recht Versicherungslastregelungen ent- 
halten. 

Die in Nummer 1 des Schlussprotokolls getroffene Rege- 
lung ergibt sich daraus, dass die hüttenknappschaftliche 
Zusatzversicherung und die Alterssicherung der Land- 
wirte nicht in die innerstaatlichen deutschen Vorschriften 
über Wanderarbeitnehmerinnen und Wanderarbeitneh- 
mer einbezogen sind. 

Artikel 3 nennt die Personen, für die das Abkommen 
gilt. 

Artikel 4 enthält den Grundsatz der Gleichbehand- 
lung der Staatsangehörigen beider Staaten. Das Recht 
auf Gleichbehandlung wird auch bestimmten weiteren 
Personengruppen zuerkannt. Nach Absatz 2 der Be- 


stimmung ist die uneingeschränkte Gleichbehandlung im 
Leistungsrecht bei Staatsangehörigen der Vertragspar- 
teien auch bei Aufenthalt in einem dritten Staat vorge- 
sehen. 

Zu Artikel 4 sind unter Nummer 2 des Schluss- 
protokolls ergänzende Regelungen enthalten. Die Be- 
stimmung nach dem dritten Spiegelstrich knüpft für 
mazedonische Staatsangehörige mit gewöhnlichem Auf- 
enthalt außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und 
für Flüchtlinge und Staatenlose mit gewöhnlichem Auf- 
enthalt in Mazedonien das Recht zur freiwilligen Ver- 
sicherung in der deutschen Rentenversicherung u. a. an 
die Voraussetzung einer Vorbeitragszeit von 60 Monaten 
in der deutschen Rentenversicherung. 

Artikel 5 enthält den Grundsatz, dass Leistungen 
auch erbracht werden, wenn sich die leistungsberechtig- 
te Person im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 
gewöhnlich aufhält. Nummer 3 des Schlussprotokolls 
zum Abkommen enthält hierzu ergänzende Regelungen. 
Insbesondere bestimmt Nummer 3 erster Spiegelstrich, 
dass Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit aus 
der deutschen Rentenversicherung nicht an Berechtigte 
mit Aufenthalt in Mazedonien gezahlt werden, wenn bei 
der Feststellung der verminderten Erwerbsfähigkeit nicht 
nur der Gesundheitszustand des Versicherten, sondern 
auch die Lage auf dem deutschen Arbeitsmarkt eine 
Rolle gespielt hat. 

Die Artikel 6 bis 1 1 enthalten Regelungen darüber, 
welche Rechtsvorschriften über die Versicherungspflicht 
bei einer Kollision der deutschen und mazedonischen 
Rechtsvorschriften anzuwenden sind. Dadurch wird eine 
Doppelversicherung vermieden. 

Die Bestimmungen werden durch die Nummern 4 
und 5 des Schlussprotokolls ergänzt. Nach Nummer 5 
finden auf Personen, die den Rechtsvorschriften einer 
Vertragspartei im Bereich der Kranken-, Unfall- und Ren- 
tenversicherung unterstellt sind, auch deren Rechtsvor- 
schriften über die Versicherungspflicht im Bereich der 
Arbeitslosenversicherung Anwendung. Untersteht eine 
Person den deutschen Rechtsvorschriften, so erstreckt 
sich diese auch auf den Bereich der Pflegeversicherung. 

Nach Artikel 6 finden grundsätzlich die Rechtsvor- 
schriften der Vertragspartei über die Versicherungspflicht 
Anwendung, in deren Hoheitsgebiet die Beschäftigung 
ausgeübt wird (Territorialitätsprinzip). 

Die Artikel 7 bis 10, die durch die Nummern 6 
bis 8 des Schlussprotokolls ergänzt werden, regeln 
bestimmte Fallgruppen. 

Artikel 11 beruht auf der Erwägung, dass mitunter 
die auf Grund der vorgenannten Vorschriften vorgenom- 
mene Bestimmung der anzuwendenden Rechtsvor- 
schriften nicht zu befriedigenden Ergebnissen führt und 
lässt abweichende Vereinbarungen zu. 

Nach Artikel 12 sind gewisse rechtserhebliche Tat- 
bestände aus dem Bereich des anderen Staates denen 
im Bereich des eigenen Staates gleichgestellt. Mit der 
Regelung werden in bestimmtem Umfang Besserstellun- 
gen des Berechtigten vermieden, die sich aus dem Versi- 
cherungsablauf innerhalb der Systeme beider Staaten 
ergeben. 
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Die Artikel 13 bis 19 sowie die Nummern 9 
bis 1 1 des Schlussprotokolls enthalten die besonderen 
Bestimmungen über die Krankenversicherung. 

Artikel 1 6 bestimmt, dass die nach den Rechtsvor- 
schriften über die Krankenversicherung einer Vertrags- 
partei versicherten Personen unter näher festgelegten 
Voraussetzungen bei - z. B. vorübergehendem - Aufent- 
halt im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei Sach- 
leistungen erhalten können. 

Nach Artikel 17 werden die Sachleistungen für Per- 
sonen mit Aufenthalt im anderen Staat nach dessen 
Rechtsvorschriften von der dortigen Krankenversiche- 
rung erbracht; die Kosten werden von der Krankenversi- 
cherung der Person im Herkunftsstaat erstattet. 

Artikel 18 bestimmt für Rentner, welcher Krankenver- 
sicherung - der deutschen oder der mazedonischen - 
sie zuzuordnen sind. 

Die Artikel 20 bis 2 4 und die Nummer 12 des 
Schlussprotokolls enthalten die besonderen Regelungen 
für die Unfallversicherung. Insbesondere bestimmt 
Artikel 22, dass Personen, die wegen eines Arbeits- 
unfalls oder einer Berufskrankheit Anspruch auf Sach- 
leistungen nach den Rechtsvorschriften einer Vertrags- 
partei haben, diese auch bei Aufenthalt im Hoheitsgebiet 
der anderen Vertragspartei erhalten. Die Sachleistungen 
werden nach den Rechtsvorschriften des Aufenthalts- 
staats von den dortigen Versicherungsträgern erbracht 
(Artikel 23); die Kosten werden von der Versiche- 
rung der betreffenden Person im Herkunftsstaat erstattet 
(Artikel 24). 

Die Artikel 2 5 bis 2 7 enthalten die besonderen 
Regelungen für die Rentenversicherung. 

Artikel 2 5 bestimmt, dass Versicherungszeiten, die in 
der deutschen und mazedonischen Rentenversicherung 
zurückgelegt worden sind, für die Erfüllung des Leis- 
tungsanspruchs, also vor allem für die Wartezeit, zusam- 
mengerechnet werden. 

Artikel 2 6 enthält nähere Regelungen für die Anwen- 
dung der deutschen, Artikel 27 nähere Regelungen 
für die Anwendung der mazedonischen Rechtsvorschrif- 
ten. 

Die Artikel 28 bis 39 enthalten Regelungen für das 
Zusammenwirken der in beiden Staaten mit der Durch- 
führung des Abkommens betrauten Stellen. 

Die Artikel 40 bis 45 enthalten Übergangs- und 
Schlussbestimmungen. 

Nach Artikel 41 findet der Vertrag vom 10. März 1956 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Föderativen Volksrepublik Jugoslawien über die Rege- 
lung gewisser Forderungen aus der Sozialversicherung 
weiter Anwendung (Versicherungslastregelungen zwi- 
schen Deutschland und Jugoslawien im Zusammenhang 
mit den Folgen des Zweiten Weltkriegs). 


Nach Artikel 42 tritt im Verhältnis zwischen Deutsch- 
land und Mazedonien das Abkommen vom 12. Oktober 

1968 in der Fassung des Änderungsabkommens vom 
30. September 1974 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Sozialistischen Föderativen Repu- 
blik Jugoslawien über Soziale Sicherheit sowie die dazu- 
gehörige Durchführungsvereinbarung vom 9. November 

1969 außer Kraft. 

Nach Artikel 1 der Durchführungsvereinba- 
rung haben die in der Vereinbarung verwendeten 
Begriffe die gleiche Bedeutung wie im Abkommen. 

Nach Artikel 2 obliegt den zuständigen Verbindungs- 
stellen die allgemeine Aufklärung der betroffenen Perso- 
nen über das Abkommen. 

Artikel 3 regelt die Verwaltungshilfe der Versiche- 
rungsträger und der Verbindungsstellen und schreibt die 
gegenseitige Unterrichtung über die rechtserheblichen 
Tatsachen sowie den Austausch der erforderlichen Be- 
weismittel vor. 

Artikel 4 regelt vor allem für in das Gebiet der ande- 
ren Vertragspartei entsandte Arbeitnehmer die Erteilung 
von Bescheinigungen über die Fortgeltung der Rechts- 
vorschriften über die Versicherungspflicht des sog. Ent- 
sendestaates. 

Auf Grund des Artikels 5 können Geldleistungen in 
den anderen Staat entweder durch eine dort befindliche 
Verbindungsstelle oder unmittelbar an die Berechtigten 
ausgezahlt werden. 

Die Artikel 6 bis 8 enthalten Bestimmungen für die 
Krankenversicherung. 

Die Artikel 9 bis 1 1 enthalten besondere Vorschrif- 
ten für die Unfallversicherung. 

Artikel 6 regelt die Überprüfung der Arbeitsunfähig- 
keit, wenn Geldleistungen (Krankengeld) bei Aufenthalt 
im anderen Staat in Anspruch genommen werden. 

Gemäß Artikel 9 gilt diese Bestimmung entspre- 
chend im Bereich der Unfallversicherung. 

Artikel 8 bestimmt, dass bei der Inanspruchnahme 
von Sachleistungen im anderen Staat die oder der Versi- 
cherte eine Bescheinigung ihrer oder seiner Krankenver- 
sicherung vorzulegen hat. 

Artikel 10 sieht die gleiche Bestimmung im Bereich 
der Unfallversicherung vor. 

In Artikel 12 ist festgelegt, dass jährliche Statistiken 
über die in den jeweils anderen Staat vorgenommenen 
Rentenzahlungen ausgetauscht werden. 

Artikel 13 enthält die üblichen Schlussbestimmun- 
gen. Danach ist die Gültigkeit der Durchführungsverein- 
barung an die Gültigkeit des Abkommens geknüpft. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 799. Sitzung am 14. Mai 2004 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie folgt Stellung zu nehmen: 

Der Bundesrat lehnt die in Artikel 17 Abs. 3 des deutsch-maze- 
donischen Sozialversicherungsabkommens vom 8. Juli 2003 
enthaltene Regelung ab. 

Nach Artikel 17 Abs. 3 (Sachleistungsaushilfe) gelten für die 
im mazedonischen Staatsgebiet wohnenden Angehörigen der 
Versicherten der deutschen Träger der Krankenversicherung 
hinsichtlich des Kreises der zu berücksichtigenden Angehöri- 
gen die Rechtsvorschriften des mazedonischen Trägers. 

Der Bundesrat spricht sich gegen die grundsätzliche Einbezie- 
hung der im Heimatstaat lebenden Eltern von Versicherten der 
deutschen gesetzlichen Krankenversicherung in die deutsche 
Familienversicherung aus. Eine Einbeziehung ist auch nicht aus 
Gründen der Gleichbehandlung geboten, da die Eltern deut- 
scher Versicherter nach deutschem Recht nicht von der Fami- 
lienversicherung erfasst werden würden. 

Ob die Eltern eines Versicherten nach mazedonischem Recht 
derzeit nun tatsächlich im Rahmen der Familienversicherung 
mitversichert sind oder nicht, kann nach Auffassung des Bun- 
desrates offen bleiben. Die Formulierung in Artikel 17 Abs. 3 
des Abkommens begegnet in jedem Fall der Kritik, da sie es der 
mazedonischen Seite nämlich jederzeit erlaubt, den Kreis der 
Versicherten entsprechend auszudehnen. 

Der Bundesrat fordert daher die Bundesregierung auf, unver- 
züglich auf eine Änderung des Abkommens dahin gehend hin- 
zuwirken, dass eine Einbeziehung der im Heimatstaat lebenden 
Eltern von Versicherten der deutschen gesetzlichen Kranken- 
versicherung in die deutsche Familienversicherung rechtssicher 
ausgeschlossen wird. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung begrüßt, dass der Bundesrat im Ergeb- 
nis seiner Stellungnahme das gleiche Ziel wie die Bundes- 
regierung verfolgt und sich künftig im Verhältnis zu Maze- 
donien der Kreis der dort lebenden anspruchsberechtigten 
Familienangehörigen eines in der deutschen Gesetzlichen 
Krankenversicherung Versicherten ausschließlich nach 
deutschem Recht richten soll. Insoweit besteht zum Be- 
schluss des Bundesrates Übereinstimmung. 

Allerdings will die Bundesregierung einen anderen als den 
vom Bundesrat geforderten Weg beschreiten und hat die da- 
für erforderlichen Schritte bereits eingeleitet, sodass eine 
Neuaufnahme von Verhandlungen zur Änderung von Arti- 
kel 17 Abs. 3 des deutsch-mazedonischen Sozialversiche- 
rungsabkommens (SVA) nicht erforderlich ist. 

Folgte man zum jetzigen Zeitpunkt - nach Abschluss und 
Unterzeichung des Abkommens - der Forderung des Bun- 
desrates, würde das Gegenteil des angestrebten Zieles be- 
wirkt. Bei Nicht-Inkrafttreten des neuen Abkommens und 
erforderlich werdenden Neuverhandlungen bliebe über län- 
gere Zeit der gegenwärtige Rechtszustand erhalten, wonach 
sich der Kreis der familienversicherten Angehörigen in 
Mazedonien bei einem in Deutschland lebenden Stammver- 
sicherten nach mazedonischem Recht richtet. Denn das be- 
züglich Mazedonien anzuwendende deutsch-jugoslawische 
Sozialversicherungsabkommen, das entsprechende Rege- 
lungen enthält, gilt bis zum Inkrafttreten eines deutsch- 
mazedonischen Abkommens weiter. Durch das Inkrafttreten 
des eigenständigen deutsch-mazedonischen Abkommens 
soll aber gerade dieser alte Rechtszustand abgelöst werden. 

Der von der Bundesregierung beschrittene Weg ist rechtssi- 
cher und zielführend. Die Verhandlungen mit Mazedonien 
wurden am 9. November 2001 abgeschlossen und das Ab- 
kommen am 8. Juli 2003 unterzeichnet. Im Laufe der Ver- 
handlungen haben sich die Regierung Mazedoniens und die 
Bundesregierung darauf verständigt, dass die Regelung des 
Artikels 17 Abs. 3 SVA zwar in das Abkommen aufgenom- 
men wird, künftig aber keine Rechtswirkung mehr entfalten 
soll. Artikel 17 Abs. 3 SVA wurde nur aus dem Grund in 
das Abkommen aufgenommen, weil Mazedonien aus politi- 


schen Erwägungen hinsichtlich des Abkommenstextes Pa- 
rallelität mit den kurz davor verhandelten Abkommen mit 
Kroatien und Slowenien als weiteren Nachfolgestaaten des 
früheren Jugoslawiens verlangte. Auch mit diesen Staaten 
wurden dem Artikel 17 Abs. 3 SVA entsprechende Bestim- 
mungen vereinbart, aber ebenfalls darauf geachtet, dass sich 
der Kreis der Familienversicherten nach den jeweiligen Ab- 
kommen nach deutschem Recht richtet. 

Nach Artikel 17 Abs. 3 SVA gelten für die in Mazedonien 
wohnenden Familienangehörigen der in der deutschen 
Krankenversicherung Versicherten die mazedonischen 
Rechtsvorschriften hinsichtlich des Kreises der Familienan- 
gehörigen. Dies gilt aber nur für den Fall, dass die Kosten 
für Sachleistungen nach Pauschbeträgen je Familie zu er- 
statten sind (Artikel 17 Abs. 3 Satz 2 SVA). 

Die Bundesregierung hat sich mit der mazedonischen Re- 
gierung darauf geeinigt, dass die Kosten für Sachleistungen 
künftig nicht mehr nach Pauschbeträgen je Familie erstattet 
werden, sondern je Familienangehörigen. Somit kommt die 
Ausnahmebestimmung des Artikels 17 Abs. 3 SVA künftig 
nicht mehr zur Anwendung. Dies hat zur Folge, dass zu- 
künftig der Kreis der in Mazedonien lebenden Familienver- 
sicherten bei einem in Deutschland lebenden Stammversi- 
cherten ausschließlich nach deutschem Recht zu beurteilen 
ist. 

Entsprechend dem deutsch-mazedonischen Einvernehmen 
auf Regierungsseite, hat die für die Durchführung des Ab- 
kommens im Bereich der Gesetzlichen Krankenversiche- 
rung zuständige Deutsche Verbindungsstelle Krankenversi- 
cherung Ausland mit dem zuständigen mazedonischen Trä- 
ger bereits die Textfassung einer Vereinbarung abgestimmt, 
die die entsprechenden Durchführungsbestimmungen ent- 
hält. Diese so genannte Verbindungsstellenvereinbarung 
wird demnächst - noch vor Abschluss der Ratifikation des 
Abkommens - unterzeichnet. Dadurch wird dem oben be- 
schriebenen Einvernehmen mit Mazedonien auch auf admi- 
nistrativer Ebene entsprochen und zugleich die ausschließli- 
che Anwendung deutschen Rechts hinsichtlich der Beurtei- 
lung des Kreises der Familienversicherten gewährleistet. 
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